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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  s i t z e n d e: Präsident Benya, Zweiter Bundesministerium für Bauten und . Tedmik 
Präsident -Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 5. und 6. Sit­
zung des Nationalrates vom 17. November 
1971 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbean­
ständet geblieben und gelten daher als geneh­
migt. 

Kr a n k gemebdet sind die Abgeordneten 
Dr; Hau?er, Fr.au Dr. Hub�nek und Graf. 

. Fragestunde 

Präsident: Die 1. Anfra'ge ist zurückgezogen. 

Wir kommen somit zur 2. Anfrage: Anfrage 
des Herrn Abgeor'dneten Dr .. Kerstnig (SPO) 
an den Herrn Bundesminister' für Bauten und 
Temnik. 

261M 

Welche Vorbereitungen werden seitens der 
österreichischen Straßenverwaltung getroffen, 
daß die italienische Autobahn, wenn sie in 
wenigen Jahren die Grenze bei Thörl-Maglern 
erreicht, auf österreichiacher Seite :ihre Fort­
setzung findet und nicht in einem Verkehrs· 
flaschenhals endet? 

Präsident: Bitte, Herr BundesminLster. 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. BundesminLster für Bauten. und Technik 
Im beginne jetzt - um 9 Uhr 2 Minuten - Moser: Herr Abgeordneterl Für die rund 
mit dem Auftuf der Anfllagen. 16,5 km lange 'Strecke der 'Südautobahn 
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Bundesminister Moser 

Villadl-Arnoldstein/Staatsgrenze ist die Pla­
nung schon weitgehend abgeschlossen. 

Im Sommer des ,heurigen Jahres hat ein 
Expertengespräch mit den zuständigen itaUeni­
schen Stellen stattgefunden, um die Frage des 
gena�en Grenzüberganges zu fixieren. Bei die­
sem Gespräch wurde festgestelt, daß auf ita­
lienischer Seite für den letzten Abschnitt vor 
der Staatsgrenze beziehung,sweise für den 
erweiterten Grenzbereich noch keine Planung 
vorliegt. Eine solche Planung WlUrde in abseh­
barerZeit in Aussicht gestellt. Dementspre­
chend konnte auch auf österreich.ischer Seite 
der letzte Teil dieses Autobahngrenzübergan­

ges natürlich noch. nicht im Detail projektiert 
werden. 

Mit GenehmigUng des Ministerrates ist 
ein österreichisch-italienisdles Expeitenkomi­
tee gebildet worden, das nun in· nächster Zeit 
die gemeinsamen Arbeiten aufnehmen und die 
Frage der endgültigen Situierung des Auto­
babngren�überganges - ich !hoffe, in nächster 
Zeit - endgültig labklären wird. 

,Präsident: Eine Zusatzfrage . Bitte,· Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr.· Kerstnlg : Herr Bundes­
ministerl Das heißt a.lso, daß wir noch min:' 
destens zehn Jahre mit einer Verstärkung des 
Rückstaues an der Grenze und damit auch 
mit einer Zunahme der Verkehrskalamitäten 
im Villacher Raum rechnen müssen. 

Nun wurde vor kurzem die Naßfeldstraße 
als Bundesstraße übernommen. Sie wäre als 
Entlastungsstraße ausgezeichnet geeignet, 
wenn es zu. großen Stauungen im Raume 
Arnoldstein käme. 

Ich frage Sie, Herr Mini:ster: Ist damit zu 
rechnen, daß im Hinblick auf diese Entwick­
lung, die hier abzusehen 'ist, mit einem he­
sdlleunigten Ausbau der Gailtalstraße und der 
Naßfeld Bundesstraße begonnen wird? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Moser: Herr A!bgeordneter ! 
Ich kann nicht ganz Ihren Pessimismus teilen, 
daß es noch etwa zehn Jahre dauern wird, 
bis die Frage de!s Autobahngrenzüberganges 
bei Arnoldstein geregelt sein wird. Aber Sie 
haben sicher recht: Es wird noch einige Zeit 
vergehen, bis die Autobahngrenzstelle errich­
tet sein wird. 

Ich selber habe schon die Absicht gehabt, 
einen Entlastungsühergang zu sdlaffen. Die 
Naßfeldstraße ist ja erst seit 1. September 
dieses Jahres Bundesstraße. Um diesen Grenz­
übergang, der auf italienischer Seite Richtung 
Pontebba ja relativ gut aUJSgebaut ist und nur 
auf. österreichischer Seite gewisse Schwierig-

keiten macht, für einen dauernden Grenzüber­
gang herzurichten, ist es . auch erforderlich, 
daß wJr die. Gailtal Bund�traße in dem letz­
ten Teil vor der Abzweigung zum Naß feld 
entspredlend ausbauen . 

. 

Es ist gerade vor. wenigen Tagen von· mir 
die Vergabe eines solchen Bauloses zum 
Zwecke der Verbesserung der dortigen Grenz­
übergänge genehmigt worden. Die Naßfeld 
Bundesstraße weist noch gewiJSse Schwierig­

keiten auf, vor allen Dingen in dem Bereich 
der Spitzkehren, die dort liegen. Aber es ist 
ja die Absicht des Bundes, diese Straße ent­
sprechend · auszubauen, damit sie zu einem 
dauernden, auch wintersichereI,l Grenzüber­
gang geeignet erscheint. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Kerstnig: Durch diesen 
Raum · führt ja auch der Verkehr nach Jugo­
slawien. Ihnen, Herr Minister, sind auch die 
Schwierigk eiten am Wurzenpaß bekannt. Sind 
schon irgendwelche Aussagen über die Pla­
nung in Richtung Jugoslawien zu machen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Moser: Herr AJbgeordneter! 
Es besteht Ualienismerseits ein großes Inter­
esse an einer Untertunnelung des Loiblpasses , 

der bisher eine für den Schwerverkehr unge­
eignete Grenzübergangstelle bedeutet. (Abg. 
S u p p a n: Jugoslawischerseitsl) Es sind Inter­
essen. auch anderer, vor allen Dingen auch 
jugoslawischerseits angemeldet worden. 

Wir haben zwar im Bundesstraßengesetz 
eine diesbezügliche Vorkehrung bisher n.icht 
getroffen, a'ber es besteht eine Studiengruppe, 
die mit dieser Frage befaßt ist. Ich glaube, 
gerade in diesen Tagen tritt diese Studien­
gruppe in Kärnten zusammen, Wt9i1 ja auch 
bei dieser Frage natürlich das Land Kärnten 
mit beteiligt sein muß. Ich hoffe, daß diese 
Ge'spräche zu einem guten Abschluß kommen. 

Dabei darf ich aber hervorheben, daß es 
nicht nur um die Frage des Grenzüberganges 
auf österreichischer Seite geht, sondern daß 
es innerhalb von Kärnten selber noch leine 
Reihe von SchwJeliigkeiten gibt. Ich denke 
etwa an den Gailbergsattel. Ich erwähne wei­
ter in der Nord-Süd-Verbindung den Paß 
Thurn, der zwar keinen unmittelbaren Zusam­
menhang mit diesem Raum hat, aber für die 
Nord-Süd-Verbindung, also von der Bundes­
republik Deutschland nach Jugoslawien oder 
Italien, natürlich als neuralgische Stelle auch 
auf dieser Strecke liegt. Die Gespräche 'sind 
im Gange. Ich hoffe, daß wir dabei zu einer 
gemeinsamen Lösung kommen werden. 
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Präsident: 3. Anfrage: Anfrage des Abge- zweitens würde ich gerne wissen, ob Ver­
ordneten Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an · den suche ,g,emacht wer.den, ,andere Auftaumittel 
Herrn Dundesminister für Bauten und Tedmdk. nach ähnlichen Systemen zu finden, die sich 

61/M 

Wurde in Ihrem Ministerium bereits ein 
abschließender Erfahrungsbericht über das von 
den Linzer Stickstoffwerken entwickelte Auf­
taumittel für Schneefahrbahnen ausgearbeitet? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesministerl 

Bundesminister Mosel: Herr Abgeolidneterl 
Im vergangenen Winter wurde versumsweise 
am Autobahnast Unz dieser Harnstoff- Urea, 
wie die Experten sagen- gestreut. Der ver­
garigene . Wänter war für uns außerordentLich 
günstig; die Schneeverhältnisse auf dieser 
Teststrecke waren nicht so, daß man bereits 
ein abschließendes Gutachten oder eine ab­
schließende Begutachtung hätte erwarten kön­
nen. Im vergangenen Winter war das Ergeb­
nis in bezug auf den Auftauvorgang günstig. 
Wir haben den StiCkstöffwerken - micht erst 
jetzt, Isondern schon vor eini,ger Zeit - mit­
geteilt, daß heuer ein Versuch im größeren 
Rahmen durchgeführt werden soll. Wir haben 
die Bundesstraße 1 von Linz nach Wels, dann 
die Bundesstraße 129 von Linz nach Eferding 
und die Bundesstraße 126 von Linz nach 
Glasau in Aussicht genommen. 

Allerdings haben wir den Stickstoffwerken 
auch bekanntgegeben, daß die Durchführung 
dieser Versuche im Hinblick auf den Umwelt­
schutz an verschiedene, vor Freigabe dieser 
Strecken für die Hamstoffstreuung zu erbr,in­
gende Gutachten 'gebunden �st. Vor allem geht 
es darum, ob der Harnstoff, der ja bekanntlich 
ein Düngemittel ist, in diesen Mengen allen­
falls für Gewäs-ser oder Grundwasser schädlich 
sein könnte. 

Diese Versuche werden im heurigen Winter 
durchgeführt werden. Ein abschLießendes Er­
gebnis dieser Unterrsuchungen oder Tests kann 
allerdings erst nach dem heurigen Winter 
erwartet werden. 

Ich möchte aber, Herr Abgeordneter, nicht 
veI'schweigen, daß, losgelöst von allen Ergeb­
nissen, die diese Tests bringen werden, dieses 
Auftaumittel ein Mehrfaches von dem kostet, 
was das herkömm1iChe Auftaumittel, nämlich 
Salz, derzeit kostet. 

Präsident: Eine Zusatzfra'ge. Ich bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter DipI.-Ing. Hanreidl: ICh würde 
-gerne wissen, Herr Minist'9r, db die Uberprü­
fUilg der UmWeltfreundlicbkeit· nicht schon ,so 
Weit fortgeschritten ist, daß man sagen könnte, 
daß emte Chancen für eine weitere Verwen­
dung dieses AuftaumiUels gegeben -sind. Und 

vielleicht preislich gÜIlistiger stellen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Zum ersten, Herr 
A:bgeordneter, darf ich sagen, daß mir, was die 
Umweltfreundlicbkeit, wie Sie ges·agt haben, 
anlangt, abschließende Gutachten derzeit noch 
nicht vorliegen. Zweifellos ist das aber eine 
wesentliche FrCige im ZiUsamineDihang mit dem 
Einsatz neuer Auftaumittel . 

Zum zweiten, db andere Auftaumittel in 
Frage. komment möchte ich sagen, dctß inter­
nationale Untersuchungen 'bisher ergeben 
haben, daß bis jetzt lam wirtschaftlichsten 
immer noch das Salz ist. 

Aber , erstmals, Herr Albgeordneter, haben 
wir jetzt die Möglit:hkeit, Forschungsaufträge 
i�· Straßenbau . zu vergeben. Ich erinnere 
daran, daß das Parlament mit der Ver-abschie­
dung des neuen Bundesstraßengesetzes auch 
ForschungsmiUel für den Bundesstraßenbau 
re·serviert -hat. Ich habe die A:bsüht,' einen 
solchen For,sdlUng-sauftrag zu vergeben, um 
zu prüfen, ob es andere wirtschaftlich vertret­
bare Mittel als Salz �ür die Eis- und Schnee,.. 
fre�haltung . unserer Durchzugsstraßen gibt. 
Niemand kann allerdings, auch international 
gesehen, bisher sagen, welches Ergebnis 501ch·e 
Untersutbungen -bringen werden. Die Bundes­
republik Deutsch1and, die 'Sdl.weiz, aber auch 
Frankreich, wo Untersuchungen angestellt 
wurden, sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
am wirt-schaftlichsten und aum am besten ge­
eignet noch immer die herkömmlime Art der 
Salzstreuung ist. 

Präsident: Zweite Zusat>zfrage. Ich bitte, 
Herr Aib.ge·ordneter. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Herr Bun­
desminister! Ich würde gerne wissen, ob bei 
der Ber.echnung der Kosten für die Salzstreu­
ung beziehungsweise für das Salz als Auf tau­
mittel auch die schädlichen Nebenwirkungen 
berüCkJsichtigt werden. Es ist doch bekannt, 
daß sich Salz negativ all'sw,irkt, was di.e Flora 
anlangt. Ich glaube, man müßt,e dies mit in 
Rechnung stellen . Wird in dieser Hinsidlt 
eine Untersuchung durchgeführt und wird das 
bei der KalkuLation berücksichtigt? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr · Abgeordneter ! 
Solche Untersuchungen sind in der Vergangen­
heit angestellt worden. Ich glaube aus dem 
Gutachten entnehmen zu können, daß viel 
Vor,eingenommenheit gegen die Salzstreuung 
be.steht. Es ilSt nicht so, daß· Salz allein die 
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Bundesminister Moser 
Ursache von Korrosiönsschäden bei Autos ist. 
Ein Auto bedarf eben auch einer gewissen 
Pfle.ge; pflegt man ein Fahrzerug nicht, dann 
rostet e's, auch wenn kein Salz gestreut ist. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. B a u  e r.) 

Bezüglich des Umweltschutzes beziehungs­
weise der Flora in angrenzenden Gebieten 
verhält les sich folgendermaßen: Es ist rich­
tig, daß dann, wenn etwa Nadeln, Laub oder 
Zweige direkt mit dem Salz in Berührung 
kommen, Schäden entstehen. Wenn das nicht 
der Fall �st, wenn das Salz ,in den Boden 
eindringt, trifft· es, wie Hodlschulgutachten 
ergeben haben, nicht zu, daß dadurch die 
Pflanzen Schaden nehmen könnten. 

Meine Auffassung geht dahin, daß im Win­
terdienst auf unseren Bundesstraßen noch .eine 
weitere Schulung auch der dort 'besdiäftigten 
.Bediensteten zweckmäßig erscheint, weil es 
nidlt gut ist, wenn man zunächst den Schnee 
fallen läßt und dann Salz streut, sondern 
'Zweckmäßig und ridltig wäre es, vor Beginn 
eines angekündigten Schneefalles noch auf der 
sdlneefneien Straße Salz zu streuen, um die 
Verbindung und di.e Ebsbildung mit der Stra­
ßendecke zu verhindern, damit aber auch zu 
verhindern, daß etwa durdl Fahrzeuge Salz 
auf die angrenzenden Bäume oder Gräser ge­
.spritzt wird. 

Im wäre selber !Sehr froh, wenn es ein 
anderes wirtschaftliches Mittel gäbe, das 
niCht so korrosionsfördemd ist. 

Wir kaufen etwa im Jahr Salz um 22 Mil­
lionen Schilling. Wenn Sre das nrei- bis Vier­
fadle für ein neues Mittel rechnen, dann würde 
man 60 bis 80 Millionen aus dem Bundes-
straßenbudget aufwenden mÜSiS'en, was heißt, 
daß wir um diese Millionenbeträge weniger 
neue Strecken bauen könnten. 

Präsident: 4. Anfrage: Anfrage des Abge-
ordneten Tonn (SPtJ) an den Herrn Bundes­
minister für Bauten und Technik. 

47/M 

Wann kann mit dem Baubeginn der Ostauto­
bahn, zumindest bis zum Flughafen Wien­
Schwechat, gerechnet werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
D.ie Ostautohahnstreck.e Wien/Prater-Flug­
hafen Schwechat befindet sich augenblicklich 
in Detailplanung. Ausgenommen ist nur das 
Stück zwismen dem Knoten KaisereIbensdorf 
und der Landesgrenze Wien/Ni,ederösterreich i 
dieses Stück ist auf Grund der Schwemat­
Regulierung noch nicht glanz klar abzusehen; 
dort bedarf ,es einer generellen Umplanung. 
Idl rechne allerdings damit, daß die PI,anun-

gen im Jahre 1972 abgeschlossen lsein können 
und daß wir im Ja1hre 1973 zumindest Wien­
Flughafen mit dem Bau beginnen können; 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abg·eordneter. 

Abgeordneter Tonn: Bedingt durch die Indu­
strieballl\lUg im Raume. Schwechat - ich 
möchte auf die 1 3.000 TankeI1fiahrzeuge ver­
weisen, die monatlich die Raffinerie verlas­
sen -, den zunehmenden Flughafenverkehr 
und den zunehmenden Verkehr ,aus Ungarn 
und der Tschechoslowaikei kommt es auf 
Grund dieser Verkehrssituation immer wieder 
zu kilometerlangen Stauungen im StadtraJUm 
von Schwedl.at. Es wäre ,daher wichtig, wenn 
im Zuge des -Baues der Ostautobahn au,ch 
die Südumfahrung Schwechat, die Bundes­
straße 1 0  a erbaut würde. Wie weit ist dieses 
Projekt gediehen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr AJbgeordneter! 
Ich darf sagen, daß diese beiden ProJekte in 
irgendeiner Form zusammenhängen. Es ist ein 
gemeinsames Anliegen des Landes Wien, aber 
auch Niederösterrei<hs und des Bautenmini­
steriums, die derzeitigen - wie Sie sicher 
richtig lSagten - fast schon unerträglichen 
Verhältnisse im Raume Schwechat durch eine 
großzügige Lösung der Straßenverbindungen 
zu beseitigen. 

Ich glaube aber, daß es vor allen Dingen 
vordringlich ist, dies·es Teilstück Wien-Flug­
hafen durch eine leistungsstarke Verbindung 
kreuzungsfrei auszubauen, weHes nach mei­
ner Auffassung keine Visitenkarte für Oster­
reich, Niederösterreidl und das Land Wien .ist, 
wenn Gäste, die vom Flughafen kommen, 
etwa vor einem Bahnschranken im Bereiche 
von Schwemat an der Landesgrenze zwismen 
Niederösterreich und Wien viele Minuten 
warten müssen, um überhaupt in die Stadt 
zu kommen, und dann auf einer Straße, die, 
wie Sie richtig Isagten, heute völlig überlastet 
ist. Ich glaube, man muß alles daransetzen, 
die Autobahn bi:s in diesen Belieich vorzutrei­
ben. Aus der Trassierung der Autobahn er­
geben iSich zwangsläufig eine Reihe von we,i­
teren Lösungen, die erst dann wirklich gefun­
den werden können, wenn die Trasse der 
Autobahn feststeht. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 5, Anfrage: Anfrage des Abge­
ordneten P,ay (SPtJ) an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung. 

301M 
'Nach welchen Richtlinien werden Natural­

wohnlUlgen an das Kaderpersonal des Bundes­
heeres vergeben? 

26 

7. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 56

www.parlament.gv.at



322 Nationa.lrat XIII. GP --.: 7. Sitzung - 2; Dezember 1971 

Präsident: ,Bitte, Herr -Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf : Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Um bei der Vergabe von Naturalwohnungen 
eine möglichst geredlte Beurteilung der Jewei­
ligen sozialen oder allenfalls relevanten 
di·enstlichen Gegebenheiten ·sicherzustellen, 
bestehen für den Bereich des Bundesministe­
riums für Landesverteidigung diesbezüglich 
detaillierte Richtlinien. (Abg. Dr. Bau e r: 
Die sind im Panzerschrank!) 

Demnach kann eine WohnungszuweiJSung 
nur erfolgen,sofern 

a) der Wohnungswerber über keine eigene 
Wohnung verfügt oder 

b) durdl Vers,etzung in einen anderen 
Dienstort eine Familientrennung herbeigeführt 
wurde oder 

c) die bisherigen Wohnungsverhältnisse 
nicht zumutbar sind. 

Was den für eillJe Wohnungszuweisung in 
Betracht kommenden iPer:sonenkreis betrifft, so 

ist die Zuweisung einer Naturalwohnung an 
Angehörige des Bundesheeres oder der Hee­
resverwaltung möglich, die 

a) v,erheiratet lSind, sofern mit ihrem Ver.­
bleiben im aktiv·enBundesdienst noch für die 

Dauer von mindestens fünf Jahllen gerechnet 
werden kann; 

b) ledig . sind, sofern die Familiengründung 
an der Wohnungsfrag,e sdleitert und die Woh­
nungssituation im Standort eine Zuweisung 
gestattet. 

Hinsichtlich des Vergabeverfahrens wurde 
festgelegt, daß die Entscheidung über die Ver­
gabe der einzelnen Naturalwohnungen dem 
Bundesministerium ,für Landesverteidigung 
vorbehalten bleibt. Hi·ebei kommt aber den 
VOl1Schlägen der bei jedem Militärkommando 
eingerichteten Wohnungskommission, die die 
einlangenden Wohnung,saIlJsuchen auf Grund 
eines differenzierten Punktesystems bewertet, 
wesentliche Bedeutung zu. Diesen Wohnungs­
kommis'sionen gehören der jeweilige Militär­
kommandant, der zuständige Sadlbearbeiter 
beim Militärkommando, Vertreter der Kom­
manden, Truppen, Schulen und Anstalten des 
jeweiligen Standortes des Bewerbers Isowie 
mit beratender Stimme ein Personalvertreter 
an. 

Präsident: Eine Zusatzfra,ge. Herr Abgeord­
neter, bitte. 

Albgeordneter Pay: Herr IBundesministerl 
Diese WohnungskommiiSsion hat eigentlich 
die Aufgabe, die Wohnungsfälle zu beraten 
und dann mit einer Empfehlung an das Bun-

desminister.ium für Landesverteidigung heran­
zutragen. Wenn ich richtig verstanden habe, 
hat der PersonalvertIieter dabei nur eine 
beratende Funktion. 

Würden Sie es nicht für richtig halten 
beziehungsw.eise wäre nicht zu erwägen, daß 
diese beratende Funktion des P,eIiSonalvertre­
ters in der Wohnungskommission doch in eine 
mitbestimmende Funktion umgeändert wird? 

Präsident: Herr Bundesminister, 'bitte. 

Bundesminister Ltitgendorf:Diese Möglich­
keit ist ohneweiters gegeben. Ich halte es 
auch im Interesse einer weiteren Demokrati­
sierung für richtig, wenn der jeweilige Per­
sonalvertreter Vollmitglied dieser Kommis­
sion wird. Ich werde eine diesbezü'gliche An­
ordnung treff.en. 

Präsident: 6. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Tödling (OVP )an den Herrn Bundesminister 
für LandJesverteidigung. 

53/M 

War Ihnen vor Beschluß der Heeresgesetz­
novelle bekannt, daß die in diesem Gesetz 
enthaltenen Bestimmungen technisch nicht 
durchführbar sind? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ltitgendorf : Wie bereits in 
den Erläutemden Bemerkungen zum Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem wehrrecht1idle 

Bestimmungen neuerlidl geändert werden, 
ausgeführt wurde, Istellt diese Wehrrechts­
novellie 1971 lediglich einen ersten Schritt zu 
einer grundlegenden' Reform des Bundeshee­
res dar. DaraUIS ergibt sidl, daß es noch ver­
schiedener -weiterer Maßnahmen bedarf, um 
zur vorgesehenen Gesamtreform des Bundes­
heeres zu gelangen. Es wäre daher verfrüht, 
im geg.enwärtigen Zeitpunkt bereits Aus'sagen 
über Ergebniss,e dieser Reform und damit auch 
über die technische Durchführbarkeit der 
Wehrrechtsnovelle 1971 in ihrer vollen Kon­
sequenz zu madlen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Aibg·eordneter Tödling: Herr Bundesmini­
ster! Ich stelle rest: Das ist für mich keine 
Antwort! 

Aber ich möchte dazusagen: Sie müssen 
doch ,schon längst gemeI1kt haben, daß Sie mit 
Ihren Absichten hinsichtlich der Sicherheits­
politik im Gegensatz oder im Widerspruch 
zum Regierungschef stehen. Hier gibt es ge­
teilte Auffassungen in der Frage 60 Tage -

30 Tage oder wieviel Mann pro J abr Truppen­
übungen . durchführen können. Herr Bundes­
ministerl ,Hier divergieren die AuHassungen 
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TödUng 
zwischen Ihnen und dem Herrn Bundeskanz- ten. Aber vielleicht liegt das darin, daß auch 
ler. der Herr Bundeskanzler keine Generalstabs­

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Liegt 
der Grund für diese Widersprüche in Ihrem 
mangelnden politischen Beurteilungsvermö­
gen ? (Abg. S t e i n  i n g e I: Das ist eine 
Frechheit!) 

Präsident : Herr Bundesminister, bitte. (Wei­
tere Zwischenrufe bei der SPO.) 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr g·eehrter 
Herr Abgeordneter I Sie haben gerade vorhin 
von der DurdUührbarkeit der in der Wehr­
rechtsnovelle festgelegten 60 Trage Truppen­
übungen für j,ene Wehrpflichtigen, di'e nur 
den sechsmonatigen Grundwehrdienst gelei­
stet haben, gesprochen und hiebei anklingen 
lassen, daß es vielleicht eine differenzierte 
Auffassung über diese Bestimmung -seitens 
des Herrn BundeskanzleIis und meiner Wenig­
keit geben könnte. 

Ich darf dazu sagen, daß man wohl von 
der Annahme ausgehen muß, daß eine jede 
Reform und damit auch eine Novellierung 
eines Wehrgesetzes von j.enem, der sie bean­
tragt, mit der Uberzeugung eingebrracht wird, 
daß die Durchführbarkeit gegeben ist. Es kann 
natürlich bei einem Zeitablauf von längerer 
Dauer zu verschiedenen Komponenten kom­
men, die gewisse Akzentverschiebungen zur 
Folge haben l(önnten. 

Ich habe - und möchte da.s ganz besond-ers 
hervorheben - Vorsorge -getroffen, daß alle 
organisatorischen Maßnahmen ergriffen wer­
den, damit die in diesen wehrrechtlichen Be­
stimmungen 1971 festgehaltenen 60 tage 
Truppenühungen auch . abgelei'stet werden 
können. 

W·as den Umfang der jährlich zu einer 
Truppenübung ein2iuberufenden Anzahl von 
Reservisten . anbelangt, so ist man bei den 
Uberleg:ungenvon dem Gedanken ,ausg·egan­
gen, daß ein gewisser Prozentsatz eines jewei­
ligen Geburtsjahrgange.s sich zum Durchdie­
nen, wie im We:hrgesetz vor,gesehen, also auf 
acht Monate verpflichtet, während der übrige 
Teil des Gebrurtsjaihrganges eben in Betracht 
kommt, diese Truppenübungen durmzuführen. 
In der vorgesehenen Heeresgliederung mit der 
Bezeimnung 72 ist daher auch an jene Basis­
organisation gedacht, welme in der Lage ist, 
die jährlich zu Truppenübungen einzuberufen­
den Reservisten aununehmen und weiter aus­
bilden zu können. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfra,ge. Bitte, 
Herr kbgeordneter. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundesmini­
ster! Antwort auf meine Frage w-egen des 
Beurteilung!svermÖQens habe ich keine erhal-

ausbildung hat. (Heiterkeit und Beifall bei 
der OVP.) 

Aber wenn wir schon bei den Begriffsver­
wirrungen und beim Beurteilungsunvermögen, 
auf das ich ja angespielt habe (Abg. H o  r r: 
Das wird bei Ihnen deI Fall sein!), sind - Sie 
meinten in Ihrer Pressekonferenz, daß Ihren 
Intentionen nur Generalstäbler folgen kön­
nen -, frage ich S�e, Herr Bundesminister: 
Von wo leiten Sie das Recht ab, die gewähl­
ten Abgeordneten dieses Hauses zu disquali­
fizieren, weil oSie keine Generalstäbler sind? 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Präsident: Hetr Bundesminister, bitte . 

Bundesmini.ster Lütgendorf: Sehr 'geehrter 
Herr Abgeordneter I Es tut mir ja leid, wenn 
Sie mich hier mißverstanden haben. (Abg. 
T ö d 1 i n g: Wir haben Sie nicht mißverstan­
den! - Abg. Dr. B a u  e r: Wir werden Ihre 
Erklärung aus der Pressekonferenz wörtlich 
zitieren, um zu zeigen, daß wir nichts miß­
verstanden haben! - Zwischenruf des Abg. 
S e k a n i n a. - Abg. G 1 a s e  r: Der Sekanina 
hat ja auch keine Ausbildung!) 

Herr Abgeordneter! Sie haben · in 
Ihrer Stellungnahme zum Bundesheer-Reform­
plan - wenn ich mich nidtt irre, war es im 
OVP-Pressedienst - von einem "Wunsch­
denken" und von "Dilettantismus" gespromen. 
(Abg. T ö d 1 i n  g: Das war Zeillinger!) 

Ich möchte hier nur ·sagen, daß ich mich 
ja nicht gegen diese von Ihnen sehr schni�ll 
gemachten BeurteilungSbemerkungen ausge­
sprochen habe. Ich habe in meiner gestrigen 
Pressekonferenz auch zum Ausdruck gebracht: 
Ich verst-ehe vollkommen, daß man zu einem 
derartigen Werturteil kommt, wenn man eben 
nicht die nötigen fachlichen Voraussetzungen 
mitbringt. (Abg. T Ö d 1 i n g: Also doch! Und 
das vor dem Parlament hier!) Ich könnte mir 
ja denken, Herr Abgeordneter, wenn Sie sich 
doch etwas besser hätten 'beraten lasSlen, zum 
Beispiel von Ihr-em Kollegen Herrn Abgeord­
neten Marwan-Smlos-s·er, daß er Ihnen -g,ehr 
wohl hätte sagen können, was alles hinter 
diesen einzelnen Punkten tatsächlim liegt. 
(Abg. Dr. B a u  e r: Sie haben uns nicht zu 
qualifizieren! - Abg. T Ö d 1 i n g: Sie haben 
keinen Parlamentarier zu qualifizieroen, Herr 
Minister/ - Abg. P e t  e r: Seit wann hält 
der Lütgendorf etwas vom Marwan-Schlos.­
ser? - Heiterkeit. - Weitere Zwischenrufe 
bei OVP und SPO.) 

Präsident: Keine Zusatzfrage. 
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Präsident 
Wir kommen zur 7. Anfrage: Anfrage des Präsident: 8; Anfrage: Anfrage des Herrn 

Herrn Abgeordneten Dr. Kerstnig (SPtJ) an Abgeordneten Marwan-Schlosser (tJVP) a.n 
den Herrn Bundesminister für Lan(lesverteidi- den Herrn Bundesminister für Landesverteidi-
gung. gung. 

311M 

Ist der Herr Verteidigungsminister bereit, 
durch entsprechende Weisungen an die in 
Frage kommenden Kommandostellen dafür 
zu sorgen, daß die freiwillige Blutabnahme 
an Präsenzdienern im Rahmen des Blutspende­
dienstes des Roten Kreuzes weiter unter den 
gleichen Bedingungen wie bisher oder nach 
Möglichkeit in verstärktem Maße erfolgen 
kann ? 

Präsident: lBitte, Herr Sundesmini·ster. 

52/M 

Auf welche Zeitdauer haben. sich jene 
536 Mann verpflichtet, welche sich Zeitungs­
berichten nach bisher zu einem "freiwillig 
verlängerten Grundwehrdienst" gemeldet 
haben? 

Präsident: Bitte, Herr Hundesminister. 

. Bundesminister Lütgendorf: Mit Stichtag 
10. November 1911 leisteten 301 Wehrpflich­
tige einen freiwilli.g verlängerten Grund­
wehrdienst. Weitere 456 WehrpflichUge wer­
den auf Grund ihrer freiwtlligen Meldung den 
verlängerten Grundwehrdienst in abse!hibarer 
Zeit ,antreten beziehungsweise Ihaben ihn in 
der Zwischenzeit bereits angetreten. 

Von den insgesamt 163 Wehrpflichtigen 
haben sich 

144 auf 3 Monate, 
355 auf 6 M'onate, 
62 auf 9 Monate, 
88 auf 12 Monate, 
31 auf 15 Monate, 
13 ,auf 18 Monate, 
1 auf 21 Monate, 
18 auf 24 Monate, 
2 ·auf 21 Monate, 
4 auf 30 Monate, 
3 auif 33 Monate und 
42 auf 36 Monate verpflichtet. 

Bundesminister LtUgendorf : Aus Gründen 
einer möglichst zwecklmäßigen Gestaltung des 
militärischen Dienstbetriebes unter Bedacht­
nahme auf Ausbi1dungsrück.sichten habe ich 
mich veranlaßt gesehen, die biSherige Praxis 
bei der Durchführung von 1B1utspendeaktionen 
des Roten Kreuzes im Bundesheer Z'U über­
prüfen. Ziel dieser Prüfung ist es, Blutspende­
aktionen im Bundesheer auch unter den durch 
die anlaufende Heeresreform geänderten Um­
ständen im Rahmen der militärischen Mög­
lichkeiten zu gewährleisten und auch in Hin­
kunft nach Kräften zu fördern. ICh habe daher 
diesbezügliche Verhandlungen des Heeres­
sanitätschefs mit den zuständigen Vertr,etern 
des Roten Kreuzes veranl.aßt. Eine erste Be­
sprechung fand am 26. November dieses Jah­
res statt. Bis zum A:bschluß dieser Verhand­
lungen habe ich die Beibehaltung der bis­
herigen Praxis bei der Durchführung von 
Blutspendeaktionen des Roten Kreuzes im 

Bundesheer angeordnet. 

In dieser Auf,gUederung ,sind allerdings die 
"Einjährig-Freiwilligen",. deren Stand am 
10. November 1971 487 .betrug, nicht enthal­

Präsident: Eine �usatzfrage. Bitte, Herr ten. 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Kerstnig: Herr Bundes­
ministerl Sind Sie 'bereit, in Form ,eines Erlas­
ses der Truppe die grundsätzHch positive Ein­
stellung des MinisteI1s zum Blutspenden be­
kanntzugeben? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Lütgendorf : Dieser Erlaß ist 
bereits am 19. November an die Gruppenkom­
manden, Kommando Luftstreitkräfte und Kom­
mando Heeresfeidzeugt11Uppen ,ausgelaufen. 
Ich werde nach Abschluß der Besprechungen 
mit dem Roten Kreuz und der Festlegung 
einer neuen organisatorischen Durchfühmngs­
möglichkeit dieser Blutspende'aktion abschlie­
ßend auf di-e Bedeutung und Notwendigkeit 
der gesamten Blutspendeaktion iIIll Bundes­
heer erlaßmäßig hinweisen und die hiezu not­
wendi'gen AnordIllUngen geben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
AbgeoI1dneter. 

Abgeordneter Marwan-Sdllosser: Herr 
Minister I Wie ich höre, betrug das Gesamt­
fehl ·an Kaderpersonal vor wenigen Wochen 
geg,enüber dem Soll rund 2700 Mann. Inzwi­
schen wurden rund 600 Posten im Dienst­
postenplan gestrichen, wonach noch immer 
2100 Mann an Kaderpersonal fehlen !Sollen. 

Darüber hin,aus haben :sich an Stelle der 
benötigten rund 11.000 Mann freiwillig län­
genUenender Grundw:ehrdiener nach Abzug 
der Zahl der "Einjährig-Freiwilligen" - nadl 
meinen Uberlegungen ts't :Ehre Ziahl von rund 
700, die Sie jetzt genannt hahen, richtig -
nur diese 700 freiwilLig längerdienenden 
Grundwehrdiener 'gemeldet. 

Ich frag·e Sie, Herr MiniJSter: Welche Maß­
nahmen gedenken Sie angesichts dieses Per­
sonalnotstandes, wDe ich das bezeichnen 
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�ar1Van-SCbJosser 
möchtet im -eigenen Wjrkungsbereidl zu unter- habe Kenntnis h'ievon. Meiner Beurteilung d.er 
nehmen und allenfalLs dem Landesverteidi- Lage nach enthält es keine neuen .AJspekte. 
gung,srat oder dem Gesetzgeber vorzuschla- Ich bin gerne be:f1eit, Ihnen dieses Memoran-
gen, um diese Personalmis'ere zu beheben? dum zur Kenntnis zu bringen, habe es aller-

Präsident : Bitte , Herr :Bundesminister. dings nicht biei mir in der Aktentasche. (Rufe 
bei der OVP: Im Panzerschrank! ----.: Abg. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter P e t  e r: Marwan-Schlosser kriegt es für den 
Herr Abgeordneter! Ich darf eine kleine Rich- Panzerschrank!) 
tigs1Jellung insofern vornehmen , aliS der Be-
darf für die 15.000 Mann Bereitschaftstruppe Präsident: Wir kommen zur 9. Anfrage, der 

an freiw.mig längel'dienenden Soldaten nicht Anfrage des Abgeordneten Neuhauser (SPO) 

11.000, sondern 8000 beträgt. Da jetzt Mel- an den Herrn Bundesminister für Landesver­

dungen eingelaufen sind, daß in bezug auf teidigung. 

Jene Wehrpflichtigen, die mit 1. Oktober 1911 SOjM 

Welche Gründe sind maßgebend, daß eine 
Abordnung des Bundesheeres, im konkreten 
ein Ehrenzug, der zur Allerseelenfeier in Wels 
abgestellt war, keine einheitlich gefärbten 
Uniformen trug? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf : Soweit mir be­
kannt ist, sind die Uniformen des Bundes­

heeres durchwegs einheitlich gefärbt. Es kann 
aber vorkommen - und dies dürtte bei ein-

ihren Grundwehrdienst ang,etreten haben und 
deren Verpflichtungen noch nicht angenom­
men wurden, eine 'verhältnismäßig starke 
Anwerbung erfolgt, ist ,zu erwarten, daß wir 
im nächsten Jahr die erforderliche Anzahl an 
Durchdienern und freiwillig längerverpflichte­
ten Grundwehrdienern erhalten werden, die 
wir für di-e Aufstellung der Bereitschaftstrup­
pen benötigen. Ich sehe keine Veranlassung, 
jetzt den Landesverteidigungsrat mit dieser 
Frage dringlich zu befassen. 

zeInen Uniformen der von Lhnen erwähnten 
Präsident: Eine weitere Anfrage. Herr Ab- Abordnung der Fall gewesen sein -, daß 

geordneter. verschiedentlich 'geringfügige Farbnuancen 

Abgeordneter Marwan-Sdllosser: Herr auftreten, die in der Verschiedeniheit von 

Minilsterl Auch ich möchte zuerst eine kleine Tuchsorten begründet sein können. (Abg. Dr. ' 

Richti'gstellung vornehmen. Ich habe nicht ge- G r u b e r: Das sind die größten Sorgen des 

sagt, daß Sie 11.000 längerdienende Grund- Bundesheeres! - Heiterkeit.) 
wehrdiener für die Bereitschaftstruppen brau- Präsident: Eine Zusatzfrage. !Bitte, Herr 
ch-en, sondern ich habe g

. 
esagt, 'daß Sie siJe ins- Ab d t 

t b ch Es b . , .  geof, ne er. 
gesam rau en. raumen Ja auch dIe 
Ausbildungstruppen .solche freiwilllig länger-' Abgeordneter Neuhauser:  Herr Bundesmini­

dienende Grundwehrdiener. Das wurde in der sterl Bis jetzt war es eine jahrelang geübte 

Bunde�heer-Reformkomm1s:sion mit 11,000 Praxis, daß bei einer militärjschen AJ.lerse,elen-

Mann beziffert. feier die Garnison WeLs selbstverständlich mit 

D' 11 E t .' -I-I H B d 
I einem Ehrenzug vertreten war. 

lese persone e n WllA ung , err un es-
minister, dokumenU,ert aber rein iablenmäßig Diesmal hat der Kasernenkommandant ur­

die Demontage des Bundesheeres als Folge sprünglich abgelehnt, ein-en Ehrenzug abzu­

der letzten und über Ihren Antrag, Herr Bun- stellen. (Abg. Dipl.-Ing. T 8 ch i d a: Weil sie 

desminister, von SPO und FPO g-emeinsam keine Leute haben!) Erst auf Grund UIliserer 

beschlos:senen Wehrge:setznovelle. Di·e noch Intervention im Bundesminist-erium wurde es 

viel tiefergeJhenden Auswirkungen bereiten ermöglicht, daß wieder ein 'Ehrenzug zu dieser 

den B,efehlshabern größteSorg,en. Allerseelenfeier abgestellt wurde. Die Be­
gründung des Kasernenkommandanten ging 
dahin, daß die Garnison WeLs keine genü­
gende Anzahl gleicher Uniformhosen besitze. 

Herr Minister, ich frage Sie: Haben Ihnen 
die Befehlshaber und der Generaltruppen­
,inspektor vor kurz-ern ein Memorandum über­
reicht, in welchlem die Befehlshaber und der 
Generaltruppeninspektor Ihnen ihre besorg­
ten Bedenken vorgetragen haben? Wenn ja, 
was ist der Inhalt dieses Memorandums? Ge­
währen Sie mir umgehend Einsichtnahme ? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte, 

Bundesmini·ster Lütgendorf: Sehr geehrter 
. Herr Abgeordneter l Das von Ihnen erwähnte 

Memorandum ist mir überreicht woroen. Ich 

Nach meinen InformatioIlien Li-e-gen derzeit 
bei d.er FillSsungsstelle in Hörsching - die ja 
zuständig ist - 800 Stück t.a:f1bengleidle Uni­
formhosen. 

Ich darf Sie daher fragen, Herr Bundes­
minister: Sind Sie bereit, diese Angelegenheit 
untersuchen zu lassen, da in der Offentlichkeit 
der berechtigte Eindruck entstand,en ist, daß 
hier ein gewisSies paJSsives Verhalten seitens 
des Kasernenkommandanten vorliegt? 

I 
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Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Ltltgendorf: Als mir die An­
gelegenlheit audl durch eine Metdung in der 
WeIser Zeitung zur Kenntnis k.am, habe ich 
sofort eine Uberprüfung dieser Angelegenheit 
angeordnet. 

Präsident: Eine weitere ZusatZfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

kbgeordneter Neuhauser: Herr Bundesmini­
ster! Sind Sie bereit, bei künftigen militäri­
schen Allerseelenfeiern in Wels anzuordnen, 
daß weiterhin ein Ehrenzug der Garnison ab­
gestellt wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Liitgendorf: Es ist eine 
Sel:bstverständlichkeit, daß die GarniiSonsorte 
anläßlim der Allerseelenfeier Ehrenzüge oder 
Ehrenposten abzustellen haben. 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

eine, wie Sie sagten, penible Situation gekom­
men ist; denn die Situation wird ja dadurch 
gemildert, d,aß in den eineinhalb Jahren der 
bisherigen Regierung zumindest ein Vertrag 
verhandelt und unterzeichnet wurde, wogegen 
in den vier Jahren vorher nicht einmal Bereit­
smaft zum Verhandeln dieses Vertrages be­
standen hat. Es ist daher bereits ein Fort­
schritt. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Werden Sie 
dann, wenn eine diesbezüglidle Regierungs­
vorlage zum Privatsdlulgesetz eingebradlt 
wird, die in Ausführung . die$es Vertrages 
ergeht, für die rechtzeitige Erledigung dieser 
Sache im Ministerrat eintreten? 

Präsident: Bitte, Herr ,Bundesminister. 

BundesIIJ.inister Dr. Kirchsmläger: Ich werde 
mich - Ich sagte das schon zuvor - für die 
Ratifi,kation des Vertrages einsetzen. 

Ich habe keine Kompetenz, auch für das 
Präsident : Wir kommen zur 10. Anfrage, der Privatschulgesetz zu spremen. 

Anfroge des Abgeordneten Dr. Kamsek (OVP) 
an den Bundesminister für Auswärtige Ange­
degenJhei ten. 

211M 

Welche Konsequenzen hat die nicht recht­
zeitige Erledigung des Vertrages mit dem 
Heiligen Stuhl für die Privatschulen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten Dr. Kircbsdtläger: Die Konsequenzen, 
Herr Abgeordneter, der nicht rechtzeitigen 
Erledigung des Vertrages mit dem Heiligen 
Stuhl für die Privatschulen sind in dem Ver­
trag selbst festgelegt. Der Vertrag tritt nient 
in Kraft. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Im nehme an, 
Herr Bundesminister, daß Sie die nidlt recht­
zeitige Erledigung als unangenehm empfun­
den haben, weil Sie gegenüber dem Heiligen 
Stuhl in eine etwas penible Situation geraten 
sind. 

Sind Sie bereit, sich dafür einzusetzen, daß 
der Schwebezusta�d, der nun eingetreten ist, 
ehestens' saniert wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirdlsdtläger: Ich bin 
selbstverständlich bereit, mich für die frühest­
mögliche Ratifikation aller Verträge, die 
unterzeich;net wurden, einzusetzen. Ich glaube 
allerdings nicht, . Herr Abgeordneter, daß 
dadurch ich oder die Bundesregierung in 

Präsident: 1 1 .  Anfrage : Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) la,n den Herrn Bundesminister :für 
AuswärUge Angelegenheiten. 

321M 

Auf Grund welcher Bestimmungen beruft 
das italienische Generalkonsulat ehemalige Süd­
tiroler Umsiedler, die a.nläßlich der Abwande­
rung auf Grund des deutsch-italienischen Über­
siedlungssbkommens auf die italienische Sta.a.ts­
zugehörigkeit verzichtet haben, zur Ableistung 
der Militärdienstpflicht ein ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchsdlläger: Die ita-
lienischen Stellen senden an nicht mehr italie­
nische Staatsbürger, die in asterreich wohnen, 
weiterhin Stellungsbefehle. Diese Stellungs­
befehle" fußen auf einem italienisdlen Staats­
bürgersdlaftsgesetz aus dem Jahre 1912, nadl 
welchem italienische Staatsbürger auch noch 
nach Verlust der Staatsbürgerschaft verpflim­
tet sind, den Wehrdienst zu leisten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister ! 
Mit der seinerzeitigen Abwandemng und dem 
Erwerb der ,früheren deutschen Staatszuge­
Ihörigk!eit wurden nadl dem Wortlaut des 
Umsiedlungsübereinkommens die e!hemali­
gen Südtiroler UmsieeHer für Italien zu Aus­
ländern. 

. Trotz dieses zwischenstaatlichen Uberein­
kommens werden jetzt diese S'Üdtiroler, die 
inzwischen die österreichische Staats!bürlger-
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Egg 
schaft !bekommen haben, von Italien als Aus­
landsitaIiener behandelt. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Wir kommen zur 12. Anfrage: 
Heißt das also, daß die seinerzeitige zwi- Anfr.age des Herrn Abgeordneten Peter (FPO) 

schensta,atliche Verein'baI"ung für die ita·lieni- an den Herrn BundesrkaIlJZler. 
sehen Behörden nicht !bindend ist? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Kirdlsdlläger: Die ita­
lienischen Behörden stellen sich auf den Stand­
punkt, daß dieses Ubeteinkommen ' bezie­
hungsweise das auf Grund dieses Uberein­
kommens im Jahre 1939 erlassene Gesetz dann 
nicht gilt, wenn der ,Betreffende, zum Beispiel 
im Falle einer Rückoption, wieder nach Italien 
zurückgekehrt ist, dort wieder italienischer 
Staatsbürger geworden ist, dann auswanderte 
und schließlich österreichischer Staatsbürger 
wurde. 

Ich möchte aber dazu allgemein sagen, daß 
wir seit jeher diese Bestimmung des italieni­
schen Staatsbürgerschaftsgesetzes als' völker­
rechtswidrig angesehen haben, da für die Ab­
leistung einer Militärdienstpflicht oder auch 
nur für eine Stellungspflicht dann keine Vor­
aussetzungen gegeben sind, wenn weder die 
Staatsbürgerschaft aufrecht ist noch ein Wohn­
sitz im betreffenden Land existiert. 

Ich habe daher den Besuch des Herrn Bun­
despräsidenten in Italien, jenen Besuch, aus 
dessen Anlaß audl Gespräche mit dem italie­
nischen Außenminister stattfanden, wahrge­
nommen, um auch auf diese Frage hinzuwei­
sen, um hier Abhilfe zu verlangen. Es wurde 
mir von italienischer Seite zugesagt, daß diese 
Frage überprüft werde. 

In der Zwischenzeit werden die Fäl1e, die 
bekannt sind, durch das Außenministerium im 
einzelnen an die italienischen Stellen heran­
getragen, um diesen österreichischen Staats­
bürgern, die früher Italiener waren, Schwierig­
keiten zu vermeiden. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Al;lgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Nach der bisherLgen Inf,ormation !haben also 
diese ehemaligen Südtiroler dann, wenn sie 
die GreIllZe überschreiten, mit be:stimmten 
Konsequenzen Z1U rechnen. 

Heißt das, daß die bisherigen Besprechun­
gen das Efig,ebnis brachten, daß solche Konse­
quenzen hei GrenzÜlbertritten in den nächste·n 
Monaten nicht eintreten werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirdlscbläger: Wir wer­
.den die Namen, die an uns herangetragen 
werden, den italienisdlen Stellen mitteilen, 
um solche Konsequenzen zu vermeiden. 

55/M 

Werden Sie die Bemühungen der Vereinigten 
MetaJlwerke Ranshofen, die für die Aufrecht­
erhaltung der vollen Produktionskapazität er­
forderliche Elektrizitätsmenge zu einem für 
diesen Betrieb tragbaren Preis zu erhalten, 
durch eine Initiative Ihrerseits Wlterstützen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neterl Ich halbe keine rechtliche Handhabe, 
die Tarifpolitirk der VeIlbundgeseUschaft IZ'U 
Ibestimmen oder zu tbeeinfLussen. Dennoch halbe 
ich - und der mir zugeteilte Staatssekretär 
Dr. Veselsky - immer ,wieder den VeI'Such 
unternommen, den heiden Gesellschalften, der 
VerlJundgeseUschaft einerseHs und Ranshofen 
andererseits, unsere guten Dienste anzubie­
ten. Es ist auch anfänglich zu einer für 'heide 
Teille vertrebbaren -und a'kzepta'b'len Lösung 
gekommen. Die lbesondel1s außer,gewöhnliche 
Stromsituation infolrge de's Ausfalles von 
:hydraulischem Strom hat da�u ,gefiiihrt, daß 
es jetzt wieder 'Zu ISCblwieri,g:keiten gekommen 
ist. Ich habe alber neuerdings Veranlassung 
getroffen, daß der Versuch unternommen ·wird, 
hier �u einer Einigung zu gela.ngen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! 
Nach der gegebenen Rechtslage hat ein Abge­
ordneter nur die Möglicbkeit, den Regierungs­
chef in Fragen der verstaatlichten Unterneh­
mungen zu konsultieren. Daher tbitte ich ,um 
,Entsch1U!ldirguIIIg, daß ich diese Fr-agen, die 
e:benso gesamtwirtsch-aftlicher Natur sind, lan 
Sie herantr,age. 

Es ist Ihnen, Herr Bundeskanzler, wie mir 
·bekannt, daß derzeit eine große Unruihe unter 
den Angestellten und Arheitern der Meta:H­
weI1k.e RdnshoJen gegeben ist. Einen Teil die­
ser Unm1he verursacht die Energiesituation auf 
der einen Seite, weil der Strombezugspreis ,auf 
einer unerträglichen Höhe hinsichtlich der 
Rentalbilität dieses versta,atlichten Unterneh­
mens .liegt. Andererseits !Spielt Cl'ber 'ger.ade 
die Fmge des Strombezuges in den heikel'sten 
Bereich dieses Betriebes hinein, nämlich die 
Frag·e: Neue Analyse - ja oder nein? Auf 
der einen Seite liegt die SteHungnahme der 
OIAG auf der Unie der BetriebsfÜlhrung: Ja 
rur neuen Elek.troanarlyse. Auf der anderen 
Seite hatben wir rgerade in ·letz·ter Zeit gelhört, 
daß es zu keiner neuen Elektr.oanalyse lrom­
iIDen wird, wenn die Neuü'berprüfung zu die­
sem Erg�bnis führen sollte. 
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Peter 
Welche Weg,e sollen j etzt so beschritten 

werden, Herr Bundeskanzler, d'aß Iffiö'glichst 
rasch ein .fruch1furi,ng.endes ,Ergebnis für dies,es 
verstaatlichte Unternehmen ,auch auf dem 
EneIlgi,esektor erzielt wir-d? 

Möglichkeiten doch auch gesamtwirtschaftliche 
Gesichtspunkte, vor allem Gesimtspunkte der 
Beschäftigungspolitik geltend machen. Es muß 
also hier zu einem Ausgleich dieser verschie­
denen Interessen kommen. 

Ich möchte noch einmal sagen, daß es das 
Interesse der Bundesregierung ist, die Mög­
lichkeiten derart entwickelter und wertvoller 
Rohstoffproduzenten zu erleichtern. 

Präsident: Wir kommen zur 13. Anfrage :  
Herr Abgeordneter Ortner (SPO) .an den Herrn 
Bundeskanzler. 

66/M 

Bei der Wolfsegg-Traunthaler-Kohlenwerks­
AG wird in zwei bis drei Jahren der Stollen 
"Gittmair" ausgekohlt sein, und ich frage Sie • 

. Herr Bundeskanzler, welche Maßnahmen vor­
gesehen werden können, um die dann freige­
stellten 50 bis 70 Arbeitskräfte anderwärtig 
zu verwenden. 

Präsident : Bitte. Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Nach meinen 
Informationen ist die besondere Schwierigkeit 
der Situation dadurch gekennzeichnet; daß es 
auf der einen Seite . die Strompreisfrage und 
die Stromsituation dieser Jahreszeit und auf 
der anderen Seite für Aluminium gewisse 
unerfreuliche Erscheinungen auf dem Welt­
markt überhaupt gibt, sodaß alle diese Fragen 
neu durchdacht werden. Persönlich bin ich der 
Auffassung, daß unsererseits maximale An­
strengungen unternommen werden müssen, 
um die Produktion von Rohaluminium nadl 
modernen GesiChtspunkten zu gewährleisten. 
Ich werde das in meiner Möglichkeit Stehende 
tun, um die entsprechenden Maßnahmen zu Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

treffen. Bundeskanzler Dr. Kreisky: Abermals kann 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, im mich nur auf Informationen stützen, da 

Herr Abgeordneter. ja ein Einfluß auf die Betriebsführung der 
Bundesregierung oder dem Bundeskanzler 

Abgeordneter Peter: Herr Bundeskanzler! nicht gegeben ist. Nach den mir zukommenden 
Gerade vom Enerlgieprohlem führt ja die Frage Informationen wird es im Jahre 1973 in der 
zum gesamten Strukturproblem. Die Unter- Grube "Gittmair" zur Auskohlung kommen .. 
nehmensleitung verficht den Gru:nd.:satz, die Die dort beschäftigten 84 Bergarbeiter werden 
Rohproduktion fortzusetzen, und strebt d·aher in den Gruben " Hinterschlagen" und "Schmitz· 
die neue Analyse ,an. Die OIAG vertritt einen berg" der WTK Verwendung finden. 
ander:en St,andpun!k.t, ;beruft sich ,aber eigen-
artigerweise im Hinblick auf die endg.ültioge Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 

Entsch'€idung auf das noch .nicht abgeschlos- Abgeordneter. 

sene Gutachten von Alusuisse, das wothl im Abgeordneter Ortner: Herr Bundeskanzlerf 
technischen Bereich vorliegt, alber noch nicht - Mir i�t bekannt, daß der Bürgermeister und 
im finanziell-materiellen IBereich. die Gemeindevertretung der Gemeinde Ge-

Welche Konsequenze n  glaubt nun die OIAG holtskirchen sChon j.ahrelang VorsteUungen 

wirk.Iich ziehen �u müssEln, und .w:ie gl,aUlbt und Lösungsvorschläge !beim Amt der Landes· 

sie die Unterne'hmensleitung dalV.on Ü'benzßu- regierung zu untenbreiten vefiSUcht ihaben. Bis 

gen 'zu können, daß die R,obprodu'ktion eine zum iheut�gen Tage ist, ich sage es gleich 

äußerst problematische Angelegenheit . 
!für r.undwelg heraus, nichts geschehen. 

Osterreich ist IUnd daß ger,ade die Zukunft Im frage jetzt, Herr Bundes!k!anzler :  Sind 
Ranshofens meines 'Erachtens dann !gesichert seitens der oberösterreichischen Landesr9jgie­
werden könnte, wenn wir endlich den Schrwer- rung ,zUr Lösung die:ses regionalen Gesamt­
punkt auf die Halbzeuyvera:rfbeitung im Sinne problems dort - denn ich darf jetzt lün.zu­
des Fertig'produktes legen? Und welche Hal- fügen: ich bin niCht sehr daVion ühertZeugt, 
tung, Herr Bundeskanzler, nehmen Sie ·als der daß diese frei werdenden Bergallbeiter aUe 
zuständi'ge Chef der R'elgierung Igegenüber dem dort aufgenommen !Werden können - schon 
Parlament dazu ein? Vorstel1ungen konkreter Natur ·an 'Sie, Herr 

B:undeslkander, oder an di,e Bundesregierung 
Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. herangetragen worden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Seitens der 
oberösterreichischen Landesregierung nicht. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zuerst einmal 
muß sidl. die OIAG im Rahmen ihrer gesetz­
lichen Aufgaben halten, und diese sind nidlt 
zuletzt dadurch bestimmt, daß sich die Gesell­
schaft 

. 
an wirtschaftlime Orientierungspunkte 

zu halten hat. Abgeordneter Ortner: Herr Bundeskanzlerf  
Auf der anderen Seite aber werde ich als Ist die Bunde'sregierung !bereit, im Einver­

Vertreter des Eigentümers im Rahmen meiner nelhmen mit der Landesregi1el'llltng und der Ge-
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Ortner 
meinde Geboltskirchen notfalls entsprechende 
Geldmittel zur Lösung dieser Fl1age IbereitzU­
stellen, .und gegebenenfalils in 'Welchem Aus­
maß und in welcher Form? Bitte, das ist meine 
Zusatzfrwg,e, 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Aus den Mitteln 
der Bergbauförderung hat die WTK bisher 
nur relativ geringe Beträge, Beträge zwischen 
5 und 6 Milliorien jährlich, erhalten, weil der 
überwiegende Teil der Mittel bisher für einen 
anderen Bergbau gebraudlt wurde. Idl werde 
aber die Möglidlkeiten einer Förderung prü­
fen. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: 14. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. Kranzlmayr .(OVP) ·an den Herrn Bundes­
minister für Venkehr. 

49JM 

Sind Sie, Herr Minister, bereit, ' die Ge­
bührenpflicht für Berechtigungsscheine für die 
Inanspruchnahme der Seniorenkarten auf den 
Bundesbahnen aufzulassen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbau.er: 
Herr Abgeordneterl IOie Seniorenermäßtg.ung 
der Osterreichischen Bundesbahnen ist eine 
We�beaiktion, abgestimmt -auf einen bestimm­
ten Personenkreis und auf . eine ibestimmte 
Zeit. Da es sich Ihier um keine TariJgrundlage 
handelt, habe ich auch keine Möglichkeit, die 
Ge'bill:u, die für den Berechtigung.sschein �in­
gehoben wird, alUfZ'llheben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage . .  Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. 'Kranzlmayr: Darf ich Sie 
konkret fragen, Herr Bundesminister: Worauf 
grunden Sie die Unmöglichkeit, diese Gebühr 
fallenzulassen.? Sie Ihat ja. nicht immer bestan­
den. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister FrUhbauer: Nadl den Be­
stimmungen des Bundesbahngesetzes in § 2 
ist das Unternehmen zur kiaufunänni·schen Be­
triebsführung verpflichtet und hat auf andere 
Gesichtspunkte nur nach Maßgabe von Ge­
setzen Bedacht zu nehmen. Nachdem. ein Mei­
nungsforschungsinstitut die Personenkreise 
mit Beredltigungsscheinen befragt hat und das 
Ergebnis dieser Befragungsaktion, aber auch 
eine Uberprüfung des Unternehmens selbst 
zeigen, daß keine so hohe Frequenzsteige­
rung dadurch eintritt, daß die Einnahmenent­
fälle aus den Ermäßigungen zu 50 Prozent 
gedeckt würden, kann das Unternehmen nach 
den k!aufmänni'Sdlen Grundsätzen auch nicht 

von der Einhebung . dieser Beredltigungs­
scheingebühr abgehen;" " weil dadurdl ein Teil 
des Einnahmenausfalles wieder hereingebradlt 
wird. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Jedenfalls 
beruht Ihre Annahme nur auf einer Schätzung, 
und es würde im Ermessen des Ministeriums 
selbst liegen. 

Alber meine Zusatzfrage : B est·eht nicht die 
Möglichkeit, daß Sie diese. Ermäßigungen auch 
auf die anderen Betriebe ausdehnen, also 
Autobusse und so weiler? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Idl habe seiner':' 
zeit schon prüfen lassen, inwieweit die Mög­
lichkeit besteht, es auf andere Betriebe aus­
zudehnen. Bei der DDSG war es Ihöglidl; bei 
den Autobusdiensten von Bahn und Post ist 
es in Uberprüfung, zur Zeit aber wegen der 
Ihnen sidlerlich auch bekannten Schwierigkeit 
im Zusammenhang �it der freien Schüler-. 
beförderung noch nicht realisierbar. Es ist 
aber in Aussicht genommen, hier eine positive 
Lösung zu treffen. 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde 
sind abgelaufen. Somit ist die Fragestunde 
beendeL 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Den Antrag 10tA der Abgeord­
neten Dr. Hubinek und Genossen betreffend 
die Abänderung der Dienstpragmatik . (Gesetz 
vom 25. Jänner 1914 betreffend das Dienstver­
hältnis der Staatsbeamten und der Staatsdie­
nersdlaft, in der Fassung der Dienstpragmatik­
Novelle 1969) und des Vertragsbediensteten­
gesetzes 1 948 ' weise ich dem Verfassungsaus-
schuß zu. 

. 

Die seit der letzten Haussitzung eingelangte 
Anfragebeantwortung wurde dem Anfrage­
steller übermittelL Diese Anfragebeantwor­
tung wurde auch vervielfältigt und an alle 
Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche nun den Herrn Schriftführer, 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, um die 
Verlesung des Einlaufes. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Von der 
Bundesregierung sind folgende Regierungs-
vorlagen eingelangt: 

. 

Bundesgesetz über die mit gerichtlicher 
Strafe bedrohten Handlungen (Strafgesetz­
buch) (30 der Beilagen) ; 

27 
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Sdniftfllhrer 
Bundesgesetz über die Tilgung von Ver- Bundesgesetz, mit dem das Preistreiberei-

urteilungen und die Besduänkung der Aus- gesetz 1959 geändert wird (18 der Beilagen) ; 
kunft (Tilgungs gesetz 1971) (31 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend statistische Erhe­
bungen auf dem Gebiete der Zivilluftfahrt 
(Zivilluftfahrt-Statistikgesetz) (19 der Bei­
lagen) ; 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem die Be­
stimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 über die Kund­
madlung von Staatsverträgen geändert wer­
den (33 der Beilagen) ; Bundesgesetz. mit dem das Marktordnungs­

gesetz 1 967 geändert wird (Marktordnungs­
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz gesetz-Novelle 1971) (81 der Beilagen) ; 

über das Bundesgesetzblatt geändert wird 
(34 der Beilagen) ; Bundesgesetz, mit dem' das Landwirtschafts-

Abkommen zwischen der Republik Oster- gesetz geändert wird (82 der Beilagen) ; 

reich und dem Vereinigten Königreich von Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel­
Großbritannien und Nordirland über Soziale bewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird 
Sicherheit samt Protokoll (36 der Beilagen) ; (83 der Beilagen) ; 

Allgemeines Abkommen zwischen der Re- Bundesgesetz über die Errichtung eines Bun-
publik Osterreich und der Französischen desministeriums für Gesundheit und Umwelt­
Republik über Soziale Sicherheit samt Proto- schutz (87 der Bel1agen) ; 
koll (37 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Außenhandels- Bundesgesetz betreffend die Bedeckung des 

gesetz 1968 . geändert wird (42 der Beilagen) ; Abganges des Mildlwirtschaftsfonds im Ge­
schäftsjahr 1972 (88 der Beilagen) . 

Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflen-
kungsgesetz 1951 geändert wird (Rohstoff- Präsident: Danke. 
lenkungsgesetznovelle 1971) (43 der Beilagen) ; 

Die vom Schriftführer soeben als einge-
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, 

bracht bekanntgegebenen Regierungsvorlagen 
betreffend Abänderung uIid Ergänzung des 

werde ich gemäß § 41 Abs. 4 der Geschäfts­
Kleinrentnergesetzes, geändert wird (44 der 

ordnung in der nädlsten Sitzung zuweisen. 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz; mit dem das Bundesgesetz 
über Wohnungsbeihilfen geändert und für das 
Gesdläftsjahr 1972 eine Sonderregelung ge­
troffen wird (45 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Qualitätsklas-

Den Bericht der Bundesregierung gemäß 
§ 22 des ERP-Fonds-Gesetzes, BGBl. Nr. , 2071 
1962, betreffend den Jahresbericht und Jahres­
abschluß 1970171 des ERP-Fonds (111-3 der Bei­
lagen) und 

sengesetz geändert wird (46 der .Beilagen) i den Bericht des Bundesministers für Finan-
Bundesgesetz, mit dem das Futtermittel- zen betreffend Haftungsübernahmen des Bun­

geset:a geändert wird (Futtermittelgesetz- des im 1 .  Halbjahr 1971 (111-4 der Beilagen) 
Novelle 1971) (47 der Beilagen) ; 

weise ich dem Finanz- und Budg,etaussdluß 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz zu ; 

über die Erhebung eines Importausgleidles 
bei der Einfuhr von Erzeugnissen der Geflügel­
wirtsdlaft geändert wird (48 der Beilagen) ; 

den Beficht der Bundesregierung über die 
österreichische Integrationspolitik (Stand: 
Mitte November 1971 und Anfang Juli 1971) 

Bundesgesetz, mit ,dem das Allgemeine (111-5 der Beilagen) 
Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(27. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche- dem Ausschuß für wirtschaftliche Integration ; 
rungsgesetz) (72 der Beilagen) ; 

den Bericht des Bundesministers für Aus-
Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Kran- wärtige Angelegenheiten über die Haltung 

kenversicherungsgesetz abgeändert wird Osterreichs in der China-Frage vor den Ver-
(5. Novelle zum Bauern-KrankenversiChe- einten Nationen (III-6 der Beilagen) 
rungsgesetz} (73 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Beschäftigung von Kindern und 
Jugendlichen geändert wird (75 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Hausgehilfen­
und Hausangestelltengesetz geändert wird 
(76 der Beilagen) ; 

dem Außenpolitischen Ausschuß. 

Das Ersuchen des Bezirksgerichtes für Straf­
sachen Graz um Auslieferung des Abgeord­
neten zum Nationalrat Ing.

· 
Rudolf Heinz 

Fischer wegen Ubertretung gegen die Simer­
heit der Ehre weise ich dem Immunitätsaus­
schuß zu. 
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DringUdle Anfrage der Abgeordneten Doktor 
Modt, Dr. Bauer und Genossen an den 
Bundeskanzler betreffend Verwirklichung 
der in den Regierungserklärungen gefor­
derten Demokratisierung, Transparenz und 

DlskussionsbereUsdlaft 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zu­
gekommen, gemäß § 73 des Geschäftsord­
nungsgesetzes über die in der heutigen Sit­
zung eingebradlte Anfrage der Abgeordne­
ten Dr. MocX und Genossen an den Herrn 
Bundeskanzler betreffend Verwirklichung der 
in . den Regierungserklärungen geforderten 
Demokratisierung, Transparenz und Diskus­
sionsbereitschaft eine Debatte abzuführen. Das 
bedeutet, diese Anfrage als dringlich zu behan­
deln. Da dieser Dringlichkeitsantrag von 
20 Abgeordneten unterstützt ist, ist ihm 
ohne weiteres stattzugeben. 

Ich werde die Behandlung dieser dringlichen 
Anfrage sofort vornehmen und bitte zunächst 
den Herrn Schtiftführer Dr. Leitner, die An­
frage zu verlesen. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. LeUner : Dring­
liche Aq,frage der Abgeordneten Dr. MocX, 
Dr. Bauer und Genossen an den Bundeskanz­
ler betreffend Verwirklichung der in den 
Regierungserklärungen geforderten Demokra­
tisierung, Transparenz und Diskussionsbereit­
schaft. 

Am 27. April 1 970 erklärte Bundeskanzler 
Dr. Kreisky in seiner ersten Regierungserklä­
rung: "Sie (die Bundesregierung, Anm.) wird 
alle Bestrebungen zur weiteren Demokratisie­
rung unserer Gesellschaft unterstützen . . .  ". 

In seiner zweiten Regierungserklärung am 
5. November 1 971 sagte Bundeskanzler Doktor 
Kreisky: "Die neue Bundesregierung identifi­
ziert sich mit der Regierungserklärung vom 
27. April 1970." 

Noch vor vier Tagen stellte das Zentral­
organ der Regierungspartei fest, daß die Regie­
rungspartei "eine reif gewordene historische 
Situation nützt, in der die Interessen der 
großen Mehrheit der Bevölkerung mit dem 
sozialistischen Verlangen nach immer mehr 
Demokratie in allen Bereichen zusammen­
wachsen". 

Bundeskanzler Dr. Kreisky hat in seiner 
Regierungserklärung vom 5. November 1971 
auch erneut ein Bekenntnis zur · Transparenz 
abgelegt, als er sagte : " Um ihin (dem österr. 
Volk, Anm.) diese Entscheidungsmöglichkeit 
in maximaler Weise zu bieten, bekennt sich 
diese Regierung im Licht der Erfahrungen zur 
Transparenz . . .  " . 

Tatsache ist jedoch vielmehr, daß diese 
Bundesregierung den Nationalrat und die Be-

völkerung über ihre Absidlten in wesentlichen 
Bereichen im unklaren läßt, Konzepte zwar 
ankündigt, in vielen Fällen aber nur in Form 
von Titeln, ohne Bedeckungsvorschläge oder 
verspätet vorlegt. 

So herrscht heute ebenso wie vor 
der Wahl bei breitesten Bevölkerungs­
schichten Unklarheit über die tatsächliche Höhe 
der Lohn- und Einkommensteuerbelastung im 
Jahre 1972, über die sidl aus der Erhöhung 
der Tarife von Bunde:;hetrieben ergebenden 
Mehrbelastungen sowie über die Mehrkosten, 
die sich aus den noch nicht bekannten Maß­
nahmen eines künftigen Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltsdmtz ergeben 
werden. 

Diese Unklarheit herrsdlt seit längerem und 
iin besonders krassen Umfang auch in der 
Frage der Landesverteidigung. Zuerst ein 
Rösch-Plan, den niemand gesehen hat, dann 
ein sozialistisches Wehrkonzept, dessen Er­
arbeitung vom SPO-Abgeordneten Mondl am 
14. Mai 1969 in der Sozialistischen Korrespon­
deruz angekündigt wU:Dde. 

Am 14. November 1970 erklärte auch der 
BundeskamIer, die SPO habe ·ein eigenes 
Wehrkonzept erarbeitet und dieses werde 
"demnächst" den Mitgliedern des Verteidi­
gungsrates übergeben. 

Am 21 .  Juni 1971  sprach der Verteidigungs­
minister in einem "Spiegel-Interview" von 
einem Konzept, das im Panzerschrank verwahrt 
werde. Die Diskussion über dieses Konzept 
durch die sachkundigen und dazu berufenen 
Offiziere wurde durch einen Schweigeerlaß 
unterbunden, und als schließlich der dienstlich 
mit der Aufgabe der Information betraute 
Pressereferent des Verteidigungsministers, 
Ministerialrat Ellinger, vom Recht der freien 
Meinungsäußerung Gebrauch machte, wurde 
er seines Amtes en1ihdben. 

Am 24. November 1971 bezeichnete der Bun­
deskanzler in der "Wochenpresse" das ur­
sprüngliche SP-Wehrkonzept als unausgereift, 
konventionell und teuer und teilte mit, daß es 
inzwischen fallengelassen wurde. 

Am 29. November 1971 schließlich legte der 
Verteidigungsminister dem Landesverteidi­
gungsrat das dürftige und von unrealistischen 
Wunschvorstellungen geprägte Konzept aus 
dem Panzerschrank vor, die Teilnehmer dieser 
Sitzung mußten jedoch feststellen, daß er 
gegenüber der Presse zwei Tage später zu 
ausführlicheren Informationen bereit war als 
gegenüber dem Landesverteidigungsrat. 

Die Äußerungen von Verteidigungsminister 
Lütgendorf bei seiner Pressekonferenz am 
1 .  Dezember haben erneut geringe Bereitschaft 
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SdlrifUührer 
zu demokratisdler Diskussion , und zur Ent­
gegennahme demokratischer ' Kritik erkennen 
lassen. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky, der sich in zwei 
Wahlkämpfen wiederholt und unmißverständ­
lich ,zu Transparenz und ' Dis�ussionsbereit­
schaft .bekannt hat, hat inzwischen ganze Grup­
pen, die, wie zum Beispiel gewählte Studenten­
vertreter, gewählte Vertreter der BauernsChaft 
oder Offiziere, nicht zur bedingungslosen ' Be­
folgung der jeweiligen Regierungspolifik be­
reit waren, entweder selbst diffamiert oder 
deren Diffamierung durch andere Regierungs­
mitglieder .geduldet. Zuletzt hat Bundeskanzler 
Dr. Kreisky dies durch die Bemerkung über 
"politisierende Generäle, mit denen man rei­
nen Tisch machen werde" selbst getan. Ebenso 
hat er, mit der kaiserlichen Dienstpragmatik 
aus dem Jahre 1914 in der Hand, die Bindung 
der öffentlich Bediensteten gegenüber der Bun­
desregierung einseitig dargestellt, ohne das 
verfassungsmäßig ' .  gewährleistete Recht der 
freien Meinungsäußerung auch für diese 
Gruppe der Staatsbürger gebührend hervor­
zuheben. 

Die Diffamierungsversuche einzelner Mit­
glieder der Bundesregierung machen nicht ein.:. 
mal vor der VolJk.svertretung halt. In der 
gestrigen Pressekonferenz des' Verteidigungs­
ministers stellte ein Journalist an den Vertei­
digungsminister die Frage : "Herr Bundesmini­
ster, Sie haben heute schon einige Male davon 
gesprochen, daß das Bundesheer nicht zum 
Zankapfel der Parteienpolitik werden soll. Ich 
will. Ihnen nichts unterstellen, aber das ist 
eine Ausdrucksweise, die die prinzipiellen 
Gegner eier parteienstaatlichen Demokratie 
verwenden. Sind Sie mit diesen Leuten soli­
darisdl? Denn in der parteienstaatlidlen Demo­
kratie ,ist alles Zankapfel, wenn man S'O will." 

Darauf antwortete Minister Lütgendorf: "Ich 
fühle mich volJllwmmen solidarisch." 

Angesichts des sidl ständig v.erstärkenden 
Widerspruches z,wischen der ,angekündigten 
und der tatsädtlichen Haltung des Bundeskanz­
lers und einzelner Mitglieder der Bundesregie­
rung stellen die unterzeichneten Abgeordneten 
an den Bunde:skanzler folgende 

A n f r a g e : 
1 .  Ist die in den Regierungserklärungen 

1970 und 1971 festgele'gte T,ransparenz und 
Diskussi.ollJSbereitschalf.t noch immer ein ,be­
stimmender Grunds,atz Lhrer Regierungspoli­
HIk? 

Wenn ja, wie eIlklären Sie den Widerspruch 
zwisdlen diesen 'a(IJl,gemeinen Zusicherungen 
;und dem :bestehenden DiskussionsVoerbot durch 
MaulkoI1berlässe, Ahberuf.ung Voon 'Beamten, 
die vom Recht der freien ,MeinuIljg'säußerung 

G�brauch . machen, 'liild .·der Diffami.erung gani. 
:zer Gruppen, die sidl ' der jewei,Ugen Regie­
l'ungsmeinung nidlt .untelTWerfen?, 

2. ;Wird die Bundesregierung ' in HinkIunrt 
eine bessere, umfassendere und zeitgeredite 
Information' des P;iif.laments mid der affe nt­
lichkeit 'ii.ber widltige Vomalben gewährlei­
sten? ' 

3. Bis wann .si.nd Sie in.sbesondere in der 
Lage, dem Pal1lamerit das GrundlkOIlJZept für 
die 'Landesverteidigung OsterreiChs . in den 
siebziger Jahren., wi.e Sie es in der Regierungs� 
eI1klärung VOlIIl 5. 'November 1911 angekündigt 
harben, vorzulegen? 

4. S1nd Sie bereit, in den schwerwiegenden 
Sachfragen, in denen .nach wie Vior UQJklarbeit 
'Über die künftige Regierungspolitiik. herrscht 
oder sogar eI1hebliche Meinungsvel'sdlieden­
heilen innerhalJb der 'Bundesregierung bekannt 
w,urden (Termin und Art der notwendigen 
SteuersenJmng,. Finäil:ziel1UIlJ9 der Ges.undlheits­
polittk und des Umweltsch'utZes, Steigerung 
des AnteLles der Landesverteidi.gung im Ge­
samtbudtget) , dem PaJllament endlidl und ver­
bindlidl �larheit über die Ahsichten der Bun­
desregierung zu verschaffen? 

5. Erldären Sie sich mit den ableIhnenden 
Äußerungen Lhres BundesIlünl'sters . für Lan­
desverteidigung zur parteienst,a-atlidl'en Demo­
kr.atie solidarisch? 

6. Halten Sie eine so,lche Äußerung znIr 
Parteiendemokratie für ein Mitglied Ihres 
Kabmettes und für . einen Minister der Repu­
Iblik asterreich uberh-aUipt für vertretbar, und 
sind Sie bereit, daraus die Konsequenzen zu 
,ziehen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage ,gemäß § 13 der Geschäftsordnung des 
Nationalrates als dringlich zu behandeln und 
dem Erstunterzeidlner Gelegenheit zur Be­
gründung zu geben. 

Präsident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Mock als erstem Anfrage­
steller zur Begründung der Anfrage gemäß 
§ 13 der Geschäftsordnung das Woit. 

Abgeordneter Dr. Mock (aVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Die Dringlichkeit dieser 
Anff.CiJge er,gibt ,sich nicht allein aus dem 
symptomatischen Einzelfall, wo in letzter Zeit 
ein hoher Beamter in seinem verfassungs­
mäßig gewährleisteten Recht auf freie Mei­
nungsäußerung eingeschränkt werden soll, 
sondern aus der Tatsache, daß es durch 
Wiederholungen schon fast zur Regel wird, 
daß sich die angekündigten und die tatsäch­
Udlen Verhaltensweisen des Herrn Bundes­
kanzlers und einzelner Mitglieder der Bundes­
regierung immer wieder widersprechen. 
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Dr. Mode. 
Die demokratische Stabilität ist in , einem 

weiten Umfang das Ergebnis · des Vertrauens 
des Staatsbürgers in einmal verkündete poli� 
tische Leitlinien, und eine minimale Glaub­
haftigkeit festgelegter politischer Grundsätze 
ist unbedingt die . Voraussetzung für eine 
gesunde innenpolitische Entwicklung. 

Dieses Vertrauen wird systematisch unter­
miniert, wenn Sie, Herr Bundeskanzler, mit 
Ihren Ankündigungen und den anschließenden 
Handlungen immer , wieder in Widersprudl 
geraten, wenn Ihre Aussagen im '  Gegensatz 
zu den Handlungen Ihrer Minister stehen und 
wenn sich audl die Feststellungen Ihrer 
Minister im Laufe der . Zeit immer wieder 
widerspredlen. 

' In einer Demokratie ist es sicherlich nicht 
zu dramatisieren, wenn' die Auffassungen der 
Opposition und der Regierung nicht ident 
sind. Ich würde sagen, daß das die normale 
Situation einer sachUdlen Konfrontation ist. 
Das ist es auch nicht, was wir kritisieren. 

Was wir kritiSieren ist · vielmehr die Tat­
sache, daß Sie sich, Herr Bundeskanzler, 
Wiederholt nicht an die von Ihnen selbst ver­
kündeten Grundsätze halten, die Sie vor 
allem anläßlidl der verschiedenen Regierungs­
erklärungen auch dem Hohen Haus immer 
wieder vorgetragen haben. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

, 

Eine ständige und beliebte Ankündigung 
war ja die Forderung nach mehr Transparenz, 
nam mehr Di$!kuss10n, nam mehr Demokratie. 
Hohes Haus I Noch nie hat es so viele Maul­
korberlässe, so viele Redeverbote offizieller 
Art gegeben wie in den letzte� eineinhalb 
Jahren. Das ist doch ein fundamentaler Wider­
spruch zwischen dem, was angekündigt, was 
als politische Zielsetzung proklamiert wird, 
und dem, was dann tatsächlich an praktischer 
Politik gehandhabt wird. 

Am 15. Oktober 1910 wurde den Mitglie­
dern der Bundesheer-Reformkommission ver­
boten, zu den Verhandlungen der Bundesheer­
refor.m Stellung zu nehmen. Das war im 
Oktober 1970. 

Am 16. Juli 191 1  wurde im Rahmen eines 
Tagesbefehles festgelegt, daß sich alle Mit­
glieder des Bundesheeres Äußerungen! über 
Landesverteidigung zu enthalten haben. 

Am 18. November 1971  wurde ein Beamter 
des Dienstes ' enthoben, weil er sich außerhalb 
der Dienstzeit, ohne jeden Mißbrauch von 
Wissen, das ihm allein in dienstlicher Qualität 
zugänglich war, kritism gegenüber der Wehr­
politik der Bundesregierung und gegenüber 
der Konzeptlosigkeit der Regierungspartei 
geäußert hat. 

Die Bundesverfassung und die Dienst­
pragmatik, Herr Bundeskanzler, sichern die 
Vertraulichkeit in allen j enen Fragen, wo dies 
im Interesse der Offentlicbkeit, des Staates 
und unseres Gemeinwesens notwendig ist. 
Wir brauchen dazu keine eigenen Maulkorb­
erlässe, wo man gegnerische Meinungen 
unterdrücken oder zum Schweigen bringen 
will. (Zustimmung bei der OVP.) Mit mehr 
Diskussion, mehr Information und mehr Trans-
parenz hat das alles nichts zu tun. 

' 

. Die Forderung auf mehr Demokratisierung 
wurde über weite Strecken Ihrer bisherigen 
Regierungszeit verwendet, um da oder dort 
genehmere Mehrheiten anzustreben. (Neuer­
liche Zustimmung bei der OVP.) 

Ich erinnere dar�m, daß schon die Frau 
Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung die Osterreichisme HochschülersChaft 
"als nicht repräsentativ" erklärt hat. Auf 
Grund des negativen Echos und Eindruckes 
in der Offentlichkeit hat man durch nach­
folgende Erklarungen versumt, das etwas zu 
verwischen. (Zwischenruf der Abg. Dr. Hertha 
F i I n b e I g.) 

Ich muß daran erinnern, daß der Herr Land­
wirtschaftsminister im Herbst vorigen Jahres 
seine AbsiCht erklärte, einen Bauernrat zu 
sChaffen, der sich nicht aus den gewählten 
Mitgliedern der bäuerliChen Interessenvertre­
tung zusammensetzen sollte. 

Ich muß schließlich daran erinnern, daß der 
Herr Bundeskanzler anläßlich einer in voller 
Disziplin verlaufenen Demonstration unserer 
ländlichen Bevölkerung diese mit den Putsm­
versuChen der Kommunisten im Jahre 1950 
verglichen hat. (Pfui-Rufe bei der OVP.) 

Nicht zuletzt - ich glaube, es wurde heute 
schon erwähnt - hat der Herr Bundeskanzler 
mit seinem emotional sicher richtig liegenden 
Hinweis. daß man mit politisierenden Gene­
ralen endlich einmal Schluß machen müsse. 
erneut zu erkennen gegeben, wie wenig er 
von der DiskussionsbereitsChaft dieser Regie­
rung hält. (Zus timmung bei deI OVP.) Er hat 
sidl vielmehr immer wieder auf die kaiserliche 
Dienstpragmatik berufen, der wir durchaus 
verbindliChen Charakter zuerkennen. ICh habe 
ja gesagt: Deswegen brauchen wir keine 
speziellen Maulkorberlässe. Er hat aber viel 
zu wenig hervorgehoben, daß wir in der 
Bundesverfassung a.uch ein verfassungsrecht­
lich stipuliertes Remt auf freie Meinungs­
äußerung verankert haben. 

Mehr Demokratie - um ein Beispiel zu 
bringen - bedeutete zweifellos seinerzeit die 
Reform des österreichisChen Rundfunkwesens. 
Hier kann man nicht sagen, daß das von der 
Osterreichischen Volkspartei im eigenen 

" I  
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Dr. Mom 

Interesse durchgeführt wurde, denn jeder 
wird, glaube ich, damit einverstanden sein, 
wenn ich sage, daß damit die Aussagen und 
die KriHk im Usterreichischen Rundif.unk 
objektiviert und �hr Wertgehalt erhöht wor­
den sind. 

Herr Bundeskanzler! Wir werden den Ver­
dacht nidlt los, daß Sie immer für mehr Dis­
kussion, auch Demonstration und Änderung 
angeblidl autoritärer Strukturen dort sind, wo 
es um die politischen Positionen anderer geht. 
Aber Sie sind offensichtlich immer dann gegen 
Diskussion, gegen Demonstration und gegen 
die Änderung autoritärer Strukturen, wo Sie 
oder Ihre Parteifreunde an der Madlt sind 
und wo sich andere erlauben, das unter Aus­
J;lützung ihrer ihnen verfassungsgemäß 
zustehenden Redlte zu kritisieren. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Die Widersprüchlidlkeit zwisdlen Ziel­
setzung und tätsädllidlem . . Verhalten' findet 
sidl ja auCh. in einer Reihe anderer Sadl­
gebiete. Wenn idl nur zitieren darf: Seiner­
zeit hat man verkündet, daß man durch eiIie 
Novellierung des Privatschulgesetzes eine 
gleidle Behandlung der privaten und staat­
lichen Sdlulen in personeller Hinsidlt garan­
tieren oder herbeiführen werde. 

Später hat man mit den eigenen Stimmen 
eine Regierungsvorlage, die zu diesem Zweck 
ausgearbeitet worden ist, in einer für den 
Staatsbürger sidlerlich nicht transparenten 
Weise, weil sidl der Staatsbürger ja nidlt 
mit der Gesdläftsordnung auseinandersetzt, in 
den Ausschuß zur weiteren Prüfung zurück­
verwiesen. Man hat natürlich nicht gesagt, 
daß man · dadurch die eigene . Gesetzesvorlage 
am Ende der Legislaturperiode "umgebracht" 
hat. 

Auch das ist eine Vorgangsweise, wo man 
etwas ganz anderes anstrebt, als man tatsäch­
lich offiziell dektlariert hat, und wo von Trans­
parenz, von EinsichUg,keit und von eIlhöhter 
Verständnismöglichkeit für den Staatsbürger 
keine Rede sein kann. 

Millionen von Lohn- und Einkommensteuer­
pflichtigen wissen . heute nodl nicht, wie groß 
die tatsädlliche Steuerbelastung im Jahre 1972 
sein wird. Der Osterreichische Gewerkschafts­
bund hat eine Steuersenkung für 1972 ver­
langt. Die große, Oppositionspartei hat im 
Hohen Haus einen Entschließungsantrag ge­
stellt, mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1972 
eine soldle umfassende Steuersenkung durch­
zuführen. · Der Finanzminister hat erklärt, eine 
solche Steuersenkung komme vor 1973 nicht 
in Frage. Der Gewerkschaftsbundprasident hat 
erklärt, der OGB lasse sich von der Regierung 
nicht kaufen. Der Bundeskanzler stellte fest, 

noch in diesem Jahr werde über, eine Steuer­
senkung verhandelt werden. Die letzte Etappe 
bestand darin, daß man die offiziellen Ver­
handlungen doch erst im Jahre 1.972 einleiten 
wird. 

So könnte man die Liste von Widersprüch­
lidlkeiten immer, noch fortsetzen. · 

Was uns aber auf dem Gebiete der Landes­
verteidigung in letzter Zeit präsentie:it worden 
ist, übersteigt alles bisher . Dargebotene und 
genügt, Um das Vertrauen in diesen widltigen 
Sektor, das ohnehin in der Vergangenheit 
schon genügend . strapaziert worden ist, radikal 
abzubauen. (Zustimmung bei der OVP.) Die 
"Verdienste" für diese Bundesheerreforttl 
müssen Sie auf sidl nehmen. Die können Sie 
bei uns nicht mehr abladen. (Neuerliche Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Da gab es seinerzeit den oft zitierten Rösdl­
Plan. Gesehen hat ihn niemand. (Abg. Doktor 
K 0 h I m  a i e r: Der Rösch hoffentlich sctlOn!) 
Ich weiß es nicht. Im Mai 1 969 · hat der Herr 
Abgeordnete Mondl gesagt, daß ein Wehr­
konzept der SPO erarbeitet worden ist. Der 
Herr Bundeskanzler traf im November 1969 
eine ähnlidle Feststellung. Am 14. November 
1970 wurde das vom Herrn Bundeskanzler 
bestätigt. Dieses Konzept, hat e,s damals 
geheißen, werde demnächst den Mitgliedern 
des Landesverteidigungsrates übergeben 
werden. Und nun erklärt zum allgemeinen 
Erstaunen der Offentlidlkeit der Herr Bundes­
kanzler laut "Wochenpresse" vom 24. Novem­
ber 1971 dieses Konzept . als "unausgereift, 
konventionell und teuer" und teilt mit, daß 
das, was man nie gesehen hat, inzwischen 
fallengelassen worden ist. (Heite!keit bei der 
OVP.) 

Herr Bundeskanzler I Bedeutet diese Fest­
stellung, daß Sie bei den Wahlen 1970 sechs 
Monate Wehrdienstzeit auf Grund des 
sozialistischen Wehrkonzeptes versprochen 
haben, obwohl es "unausgereift, konventio­
nell und teuer" und keine Offenbarung war? 
(Zustimmung bei ,der OVP.) 

Heißt es, daß die Wehrgesetznovelle, die 
auf dem sozialistischen Wehrkonzept auf­
bauen müßte, mit den gleichen Mängeln be­
haftet ist? 

Sie stellten vor kurzem ja auch fest, daß Sie 
das Konzept von Minister Lütgendorf noch 
nicht kennen, und als dieses Papier vor 
wenigen Tagen vorgelegt wurde, trug es das 
Datum Februar 197 1 .  

. 

Und als der Herr Landesverteidigungs­
minister anläßlidl der Präsentation seiner Vor­
stellung auf eine umfassende Kritik traf, hat 
er gemeint, "es liegen noch andere Dinge im 
Panzersdlrank". (Abg. Dr. K o h l m a i  e r: 
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Dr. Mode 
Ein "transparenter" Panzerschrank!) Hohes 
Haus I Jetzt beginnt die zweite Runde mit dem 
Panzerschrank. Dazu sind die Dinge wirklich 
zu ernst, um nochmals dieses Spiel zu be­
ginnen, das uns schon so viel Schaden in 
diesem Bereich gebracht hat. 

Hier ist nichts mehr transparent als ein 
Wirrwarr an zugesagten Konzepten, die später 
als unreif disqualifiziert wurden, und Zusagen 
von neuen Konzepten und Verteidigungs­
plänen. Hier ist auch transparent eine Miß­
achtung des Hohen Hauses durch den Herrn 
Landesverteidigungsminister, der seine Vor­
stellungen im Panzerschrank verwahrt, und 
das Parlament über eine Wehrgesetznovelle 
verhandeln läßt; die Abgeordneten sollen nur 
eine Wehrgesetznovelle beschließen - "ich 
weiß ja alles besser, ich habe es ja im Panzer­
schrank" . 

Wie erklären Sie sich, Herr Bundeskanzler, 
'die Diskrepanz zwischen diesem Verhalten 
und Ihren wiederholten Vorstellungen, das 
Parlament im weitesten Umfang informieren 
und auch respektieren zu wollen? (Beifall bei 
der OVP.) 

Besitzt, Herr B�ndeskanzler, der Landes­
verteidigungsminister auch Ihr Vertrauen, 
nachdem er bei seiner jüngsten Presse­
konferenz die Frage, ob er mit jenen soli­
darisch sei, welche die Parteiendemokratie ab­
lehnen, 'Weil hier ,alles mehr oder weniger 
Zankapfel sein könne, mit Ja beantwortete? 
Wenn das nur ein Ausrutscher war, wenn das 
nur . ein Versprecher war, dann hat sich der 

. Sprecher auch damit für seine Aufgabe dis­
qualifiziert, da er nicht in der Lage ist, zu 
solChen grundsätzlichen Problemen in einer 
verständnisvollen Weise in der Offentlichkeit 
Stellung zu nehmen. (Zustimmung bei der 
O VP.) 

Entspricht die Auffassung des Herrn Landes­
verteidigungsministers : "Für 'mich sind 
60 Tage Waffenübungen bindend !" der Politik 
der Bundesregierung oder Ihrer eigenen Auf­
fassung, daß dies doch nur eine Obergrenze 
ist? 

Teilen Sie die Alllffassung .des Herrn Landes­
verteidigungsministers nach einem schritt­
weisen Anstr-eben eines siebenprozentigen 
BUdgetanteils zurOurchführung seiner Reform­
p.läne? ' 

Wenn Sie alle diese Auffassungen des 
Herrn Bundesministers für Landesverteidigung 
nicht teilen, ' welche Konsequenzen, Herr 
Bundeskanzler, ziehen Sie aus dieser Situ­
ation? 

Wir wollen mit unserer Anfrage wissen, ob 
die Grundsätze Ihrer Politik nur Tageswert 
haben oder ob sie echte, bindende Leitlinien 

für die Politik Ihrer Regierung und für die 
Politik Ihrer Minister sind, und ob Sie weiter­
hin Mitgliedern der Regierung Ihr Vertrauen 
geben, die sich durch ihre Aussagen, durch 
ihr Verl].alten in der Praxis von Ihrer eigenen 
Politlk desolidarisieren. 

Hohes Haus ' Worte wie "mehr Demo­
kratie", "mehr Diskussion", "Maulkorberlaß" , 
"mehr Transparenz" sind selbst unter der 
Annahme einer sehr flexiblen Politik zu viel, 
um sie noch unter einen Bogen zu bringen, 
um nicht zu spüren, daß das Verständnis der 
Offentlichkeit damit eindeutig überspannt und 
überfordert wird. (Beiiall bei der OVP.) 

Auf dieser Regierungsbank sitzt ein Regie­
rungschef, der m�hr Diskussion und mehr 
Transparenz verkündet. Seine Minister ver­
hängen Maulkorberlässe. Auf der Regierungs­
bank sitzt ein Regierungschef, der von der 
"bestvorbereiteten Regierung" gesprochen 
hat, und im Jahre 191 1 ,  eineinhalb Jahre nadJ. 
der Aufnahme der Regierungstätigkeit, weiß 
man noch nicht, wie wesentliche Fragen, die 
für das Jahr 1912 Auswirkungen haben sollen, 
auch tatsächlich geregelt werden sollen. 

Das kann sich, Herr Bundeskanzler, gefallen 
lassen, wer will - eine Opposition, die sich 
das gefallen läßt, würde ihrer Aufgabe zur 
demokratischen Kontrolle UIid ihrer VerpflidJ.­
tung, Rechenschaft zu verlangen, nicht gerecht 
werden. (Zustimmung bei der OVP.) 

Schon Johannes Schlemmer sagt: "Allein 
das· Recht und die Möglichkeit, Rechenschaft 
zu verlangen, machen die Demokratie aus . 
Unsere Ordnung kann nur bestehen, wenn 
jederzeit RechensdlaU verlangt werden, wenn 
jederZeit Unbehagen und Mißfallen" mit einer 
bestimmten Politik zum Ausdruck gebracht 
werden kann. 

Herr Bundeskanzler ! Schon am Beispiel der 
sogenannten BUDIdesheerreform zeigen sich 
die ersten wesentlichen Sprünge und Risse 
im Gebäude Ihrer Politik, weil sie nur allzu 
leicht, allzu billig und - ich gestehe es zu -
oft allzu gekonnt sich nach Opportunität, sich 
allein nach Wahlerfolgen ausgeridltet hat. 

Es muß verhindert werden, daß die gleiche 
Art von Politik auch in anderen Sachgebieten 
Platz findet, daß der gleiche Schaden in 
anderen Bereichen entsteht, ich denke nur 
zum Beispiel an die wichtigen Fragen der 
Wirtschaftspoli tik. 

. 

Es wird gewaltiger Anstrengungen bedür­
{en - aller politischen Gruppen, ich möchte 
dies unterstreichen -, um aus dieser fast 
ausweglosen und audl bedrückenden Situation 
der von Ihnen eingeleiteten' BUIidesheer­
reform, dieses von Ihnen praktizierten poli­
tischen Stils herauszufinden, im Interesse 

, 
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Dr. Modt 
unseres Staates, im Interesse vor. allem der 
immerwährenden Neutralität und im Inter­
esse der Sicherheit unseres Landes. (Lebhafter 
Beifall bei der OVP.) 

. Präsident: Zum Wort hat sich der Herr 
Bundeskanzler Kreisky gemeldet. Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Die erste mir ,gestellte frage 
lautet: 

"Ist die in den RegierungseIlklärungen 
1970 und 1971 festgelegte Tl'ansparenz iUnd 
Diskussions:bereitsmaft noch imm.er ein be­
stimmender Grundsatz Lhrer Regierungspoli­
Uk? 

Wenn ja, wie ' e:r:klären Sie den Widerspruch 
zwischen d.iesen al,lgemeinen msicherungen 
und dem ,bestehenden DiskUlSsionsveilbot durch 
Maulkorberlässe, A1blberufung von IBeamten, 
die . VQID Recht d er ,freien Meinungsäußerung 
Gebrauch machen, und der Diffamierung gan­
zer Gruppen, die sich der jeweiHgen Regie­
rungsmeinung . nicht untefiW,erfen?" 

Darauf antJworte ich :in Anfbetracht des Um­
standes, daß es sich in dieser Fr,a,ge um allge­
meine Behauptungen handelt, fWie fo19t : 

Die in d-en RegierungseI1kläI'UIligen 1970 und 
1971 lfestge1egten · Grundsätze sind selbstver­
ständlich nach wie v.or für die Regierungs­
politik der gegenwärtigen Blmdesre.gierung 
!bestimmend. 

(Entgegen der in der All'frage gemachten 
Behauptung von Widersprüchen, Diffamie­
rung et cetera -hällt sidt die Bundesregierung 
streng ,an die bestehenden Gesetze. Auch die 
Di�nstpra,gmaUk , ist geltendes Recht und ist 
dalber z'u .beachten. 

, Zur Frage 2, welche Jaulet: 

"Wird die Bundesregierung in Hinkunft eine 
bessere, umfassendere und zeitgerechte I.IlIfor­
mation des P,arlaments und der Offentlicbkeit 
über wichtige VoI"ha,ben gewährleisten?", ant­
worte ich wie f001-gt: 

Die Bundesregierung ist um eine uplfas­
sende und z'eitgerechte Infonmation des ' 
Nationalr,ate.s und der Offentlichkeit lbemüht 
und -wird diese Bemülhungen auch in Zukunft 
fortsetzen. 

Di.e Frage 3 lautet: 

, tBis wann sind Sie insbesondere in der 
Lage, dem Parlament das GrundkoDlZept für 
die Landesverteidigung österreichs in den 
steh'Ziitger Jahren, lwie Sie es i,n der Regierungs­
erklärung vom 5. Novemiber 1971 ,angekündigt 
lh.atben, vorzulegen?" 

Da·tauf ,antworte idt wie folgt: 

Der · Herr Bundesminister lfür Landes;vertei­
diguDg that seine Vorstellungen 'Vor 'Wenigen 
Tagen dem Landesverteidi.gungsrat vorgetra­
gen. Es wird nun hierüber in einer Ikommen­
den Sitzung des Landesverteidigungsrates dis­
kutiert lWerden, und es /Wird Sache dieses 
Gremi.U!lD.s sein, seine Stellungnahme albzu­
'geben. Die Bundesregierung oder der zustän­
dige 'Ressortminister wird s·od:ann dem Par,la­
ment . die entsprechenden notwendigen Maß­
naJhmen vorlegen. 

Zur -Frage 4, rwelche lautet: 

"Sind Sie �bereit, in den schwerwie,genden 
Samfiagen, in denen nach wie v'or Uniklarheit 
über die küD!ftige RegieIlUngSlp()litik herrscht 
oder sogar eI1he'bliche Meinungsverschieden­
Iheiten innerhaLb der Bundesregierung Ibekannt 
wurden (Termin und Art ' der not,wendigen 
Steuersenkung, Finanzierung der Gesundheits­
politik und des . Umweltschutzes, Steigerung 
des Anteiles der LandesverteidLgung im 
GesamfJbudgetJ, dem Parlament endlich und 
ver.bindJich Kl:arheit über die Absichten der 
BundesregJerung ·'Zu verschaffen?", ;antworte 
ich wie folgt: 

E .. ist unridJ.tig, daß in der Bundesregierung 
die in der An!frage .behau'Pteten Meinungs­
verschiedenheiten ;bestehen. Was die lkünf­
tigen Absichten der Bundesregierung betrifft. 
wurde dem Nationalrat erst vor wenigen 
Wochen die Ü!beoo.'US auS'fiilhrJiche Regterungs­
eI'lklärung vorgetragen, sind in den letzten 
Tagen irn Finanz- und iBudgetauSiSchuß aus­
fühllliche Stel,lungnalhmen der zuständigen 
Ressortmini:ster erfolgt, u.nd es w:ird ·auch in 
2Jukunft gena-uso verfahren :werden. 

Zu den. Frag,en 5 und 6, welche lauten: 

, ,5. Erklären Sie sidl mit den ablehnenden. 
Äußeru�gen fhres Bundesministers -für Lan­
desverteidigung zur parteiensta.atlichen Oemü­
kratie solidarisch? 

6. Halten Sie ei,ne .so:ldte Äußerung zur 
Parte-iendemokratie für ein Mitglied Ihres' 
Kalbinettes und für ,einen Minister der Republik 
Osteneidt 'Überhaupt rur vertretbar .und sind 
Sie bereit, daraus die Konsequenzen �u zie-· 
heo.?" : 

Idt wurde -informiert, da iCh an dieser 
Pressekonferenz selber nidtt teilgenommen 
habe, daß es sich hier .um ein eklatantes Miß­
verständnis h,andle, daß der Herr Landesver-· 
teidig:ungsmini'ster hingegen die Absicht ge­
habt habe, klar IlJ:nd deutlidl zu sagen, daß· 
er sich .mit der Parteiendemokratie und mit 
dem Parlamentarismus und seinen Srsdlei­
nungsformen solidarisiere. Diese ErklämDg 
wurde mir vom Herrn Lantlesverteidi-gungs­
minister ·ausdrücklich gegeben; es handelt sicb 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
daher wn ein Mißverständnis. (Beiiall bei der Herren. M·an :braI;ldlt Ihnen _ den Austro­
SPO. - Ruf bei der O VP: Viele Mißver- marxismus der zw.anziger und dreißi-ger J,ahre 
ständnisse, nicht das erste!) nicht voIlhalten. (Abg . .  S k r i t e  k: Von den 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die ' dreißiger Jahren sollten Sie weniger reden!) 

Debatte ' ein. Ich mache darauf aufmerksam, Die jetzige Regierung . ,läßt durch ihre.n Chef 

daß gemäß den Bestimmungen des Geschäfts- erklären, sie bekenne sich im Licht der Er­

ordnungsgesetzes kein Redner länger als taJhrungen zur Transparenz. (Zwischenrufe bei 

20 Minuten sprechen darf. der SPO. - Abg; Dr. H� F i s  e h e  r: Achtung: 
"Schindanger"!) Welch .. unvenbindliche Formu­

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr �ieJ1Ungen, welche Versprechungen, welche 
Abgeordnete Dr. Bauer. Ich erteile es ihm. Wunschvorstell:ungen werden hier geweckt ! 

A'bgeo.rdneter Dr. Bauer (OVP) : Herr Präsi- Hinter all dem stecken Jedoch glaSiklare 
dent! Hohes Hau:s! Wenn man die Äußerungen sozialistisme Konzepte, . lauern Bestrebungen, 
des Herrn Bundeskanzlers ,auf unsere dring- aueh ,frei gewählten AJbgeordneten das Wort 
liehe Anfrage als Bea,ritwortung annehmen illU ver:bieten. Ms Exempel sei nur der Vorf.aH 
wHI, da,nn darf man 'sie vieHeicht .so inter- erwähnt, der sich erst 'vor wenigen Tagen 
pretieren, daß der Herr Sundeskanmler selbst bei der Beratung des KapiteLs Landesverteidi­
-ein Opfer von MißverständniJSsen geworden 9Ul19 im FinaDlZ- und BudgetaussdlUß albg.e­
ist. (Zwischenruf bei der SP.O.) spielt Ihat. Ei:nmal versucht man, unJliebsamen 

Das, meine sehr verehrten Da.men il.1Ilid Her- Abgeordneten der Oppo.sition den MalUlkoIib 
ren, kann man nachwei'sen. Wenn auch der umzuhängen. So nebeJllbei bemerkt, meine 
Herr Bundeskander hier .er:klärte, daß der sehr verehrten !Damen und Herren, hat man 
Herr Vertetdirgungsminister ihn ,ausdrücklich erst kür�lich hier im Haus einem meiner 
ermächtigt dla;be, die Meinung · dem Hohen Freunde vom Präsidentensitz aus zugerufen 
Haus wiederzugeben, er halbe Igestern in der - es war nicht der Erste Präsident de.s Hauses, 
Presse:konferenz anders geredet, meine Damen das, glau'be ' ich, festhalten ;7JU müss-en �, dieser 

und Herren, so sind wir im Besitz 'Von u.nter- mein Kollege möge gewis:5'e "Bemerkungen" 
lagen, die ganz klar ergeben, .was der Herr unterlassen. Dann will man .andere Staats­

Verteidigungsminister gesagt hat. Und es ibürger, die Beamte sind, mundtot machen, 
wäre iJhm gut angestanden, hätte er sich hier und aun Schluß steht unit Sicherheit j ene 
vor dem Hohen H�s, vor den:Ö'sterreidlismen Gleichsdla-ltung der öffentlichen Meinung, die 
Voliksvertretern, entschuldigt, wie das in vielleicht .etwas mit Ihrer · Art von Demo­
diesem Saall schon .A!bgeordnete getan halben. kratiJsierung, sicher aber nichts mit Demo­
Das ist unterblieben, das nehmen ;wir zur kraUe zu tun hat. (Zustimmung bei der OVP.) 

Kenntnis. Genau das ist es, was wir nicht wollen. 
Wir sind im Besitz leines Tonbandes - ich Wir werden ihier sehr. Laut 'UIld deutlich reden. 

,habe es mir mitgenommen - von K()ILlegen, Das ist immer noch besser, als sich zu ver­
die gestern bei der Pressekonferenz waren kdechen, zu schweigen 'l1.nd vielleicht nach 
und die das aufgezeichnet ha'ben. Dort Ihat ein pa-ar Jahren zu erklären, man habe j a  
der Herr VerteidigamgsmiIDster ,anders} sehr ohnehin nichts gegen diese A.rt von Sozialis,. 
deutlich gesprochen. Wir nehmen die Äuße- mus machen können. Die Vertreter der 
rung de s Herr·n Bundeskanzlers als .einen Oppositionsparteien werden es dem rede­
wesentlichen Beitr,ag zu dieser Art von Demo- freudigen Herrn Bundeskanzler, der einmal 
kratisierung und Tr:ansparenz /Zur Kenntnis, bagateLlisiert und einmal dramatisiert, nicht 
als einen wesenttlichen Beitrag, der uns wieder leimt machen. (Zustimmung bei der nvp.) 

einmal :zeigt, was man von dieser Regierung 
zu erwarten hat. (Zustimmung bei der OVP.) Herr Dr. KreiSlky :mag aaJ1gJatt versprechen, 

hier ,aber hat er den Vertretern des Volkes 
Denn, meine Damen (und Herren, Demo- Rede ,und Antwort zu stehenl Hier wird man 

.kratisierung , Tr,ansparem <und Diskussi.ons- �hn nicht ,als Meister der TaktiJk IIOlben können, 
bereitschaft, das sind so ,einige der ,gängigen hier 'wird er seine Fanbe lZ1l bekennen haben, 
Schlagworte des Herrn Kanzlers und nicht und die ist trotz seines bouJ1geoisen Lebensstils 

.nur des Herrn Kanzlers. Damit w-ollen Sie nach wie vor dtunlkelrot, mag ma'll das viel­
einen Schleier v,or ,all das spannen, IW,as Sie leicht als Sohn eines einfachen Arbeiters auch 
mit lI1uem SoziaUsmus in Osterreich an ein rwen�g einseitig sehen. Der Sozialismus 
-gese'Hsch:aftspolitischen Verä.nderungen pla- lbehauptet von sich, human und ,tolerant rz;u 
nen ; möglichst harmlos, möglicbst einfältig, sein. Das kann stimmen, sofurn 'sich das rauf 
um nimt 'Z'U sagen, primitiv. Wo immer dies jene bezieht, die ihm Ziujubeln. Jenen aber. 
möglich ist, ,wonen Sie MehI1heiten einzemen- die ilhn im Interess-e des Vollkes zu kritisieren 
tieren. Mit den Mitteln sind Sie n.ie ,wäJhlerisch wagen, zetgt er -seine Kilauen. (Zustimmung 
gewesen, meine sehr verehrten Damen 'Und bei der OVP.) 

28 
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Dr. Bauer 
Kein Wunder, daß sich hier der Wider­

stand anderer demoikratischer Kräfte ver­
dichtet. Aols ·Beweis dafür !braucht man nur 
die ' Peroonalvertretunogswahlen a..wuführen. 
(Zustimmung ' bei der öVP.) Wie ;vorgestern 
und gestern unsere österreichischen Beamten, 
die im Bund jetzt aillesamt 0( Abg. R. W e  i s Z: 
Sie sind nicht in K1osterneuburg, sondern im 
Par1ament/) unter .sozi.alistischen Ministern zu 
dienen haben, Igewählt !halben, verdient weit 
'Über unsere ' Partei hinaus tiefsten Resp,ekt 
und vollste Anerkennung. (Beifall bei der 
öVP. - Zwischenruf des Abg. S e k a n i n a.) 

Und wenn Sie mir g,estatten, jetzt einen 

Zwischenruf , aufo7iugreHen - . ich werde die 
20 ,Minuten einhalten -: Im !habe mim hier 
im Haus entschuldi,gt, Kollege Sekanina, 'Wenn 
Sie · vielJeicht auf eine Ä,ußerung ,anspielen 

wollen , die ich einmatl getan halbe. Andere 
P.olitiker, Herr �ollege Sekanina, 'halben 'sich 
hier ' noch ' nicht entschuldigt, amh s'olche von 
Ihrer Partei! (Zustimmung bei der OVP.) 

Zurück alb er cml unseren österreichischen 
Beamten, die in die.sem J.ahrhundert nicht 
einer politischen Partei, sondern ib,rer Heimat 
dienten . und dienen ' und die einmal einge­
sperrt, einmal wegen ihrer pdlitischen Ge­
sinnung benadltei.ti.gt und :zum dritten a�s 
:mögliche Helfel'sheolfer eIner "reaktionären 
Bartei" - s:o n-ennt man uns j a  - ,in Ihren 
Kreisen , verdämttgt !Wurden. ,F,ür Sie , meine 
Herren von der Li�en, rzäblt dieses Berufs­
!beamtentum offenbar !Wenig, Sie haJIten es 
lieber mit der Internationale, deren Herrn 
Bhmke und tSeiner politischen BeamteIllkaste. 
Flir Sie ist ein Beamter nämlich nur dann 
gut, wenn· er Karl Marx möglichst auswendig 

, rzitieren kann (Heiterkeit bei der SP,O) oder 
Ihrer Soziali:stischen Partei besonders erg eiben 
ist. (Zustimmung bei der OV,p.) 

Wir aber :bekennen uns zu jenem öster­
reichischen Beamtentllm, ' ,das ;am Wioo.er­
erstehen der Zweiten 'Republik so maßgeblich 
beteiligt war. Wir zoJ.leri unsere Anerkennung 
den Vertragsbediensteten, den Beamten, den 
Exek,utivorganen, dem Kader.per.sonal im Be­
.reiCh der Landesv.erteidigung. Wir .fühlen uns 
den Diep.ern dieses Staates veI\pflichtet und 
veI1bundenl 

Der Herr' ParteiIVorsitzende Dr. Kreisky ihat 
vor fünf Jahr·en von dieser Stelle a'llS so 
mit 'einem Anflug von Pathetik von einem 
möglichen Köpferollen von �eamte.n gespro­
chen tUnd gleichsam das Verlesen v.on Pro­
skriptionslisten ang.ekündigt. Nicht einem ein­
zi!gen Beamten .ist während der Zeit der OVP­
Alleinregierung atUS pdlitischen ' Gründen 
irgendein Nachteil widerfahren. (Abg. L i  b a 1: 
Wir ' könnten einige aufzählen!) Wir aber 
werden jetzt nicht �usehen, ,wie Sie unsere 

Beamtenschaft ihrer Substanz tberauben wol­
,lenl (Zustimmung bei der OVP.) 

Einzelme Ihrer Minister, Herr (ßun:deskan�ler 
� und Sie tw:ilSse.n schon, was ich · meine -
haben einen recht eigenwilligen AIIbeitsstil. 
Da ffegt man dem einen nicht ' der SPO 
angehörenden ' Spitzenbea'1Ii.ten ' die Früh­
pensionierung nahe. Da empfiehlt man 
..,...... selbstver,ständlich ·völlig unrverbindlkh ­
dem einen oder anderen Ihohen Offizier, vor­
/Zeitig in Pension 'Zu ·gehen. Da stellt man 
Uberlegungen über die Uberste.Huilg gewisser 
Gruppen in die Gehalltskilasse A an. Da wird 
die Mehrheitspartei plötzlich sehr leise , iwenn 
man .sie daran erinnert, ,daß sie noch vor ein 
paar Monaten ilautsttartk die Forderung nach 
Ausschreibung, und :zJWar nach öffentlicher 
Ausschreib.ung, ,bestimmter Dienstposten er": 
haben hat. ' 

Ihn'en, Herr Bundesk.anzler, dürfte es nicht 
unbekannt sein, daß man Of.fiziere und 
Beamte zur Ordnung ruft, daß man im Bereich 
des Landesverteidig'11IlJgsministeriums Unter­
offiziere gegenÜlber lbesser,gestellten Länger.,. 
dienenden auf die Regelung ihrer Besoldun,gs­
fr:age,n warten läßt. Nur so nebenbei möchte 
ich hier oa:uch ,andeuten, dtaß es einfach uner­
bört ist, daß der Herr Landesv-erteidigungs­
minister vor einigen Monaten ein a!Us,ländi­
sches Nachridltenmagazin , re ichlichst mit 
seinen Inspirationen versah, daß man jetzt 
aber vor wenigen Tagen den Pressere:fere.nten 
dieses Herrn fratIlk. tUnd .frei nur deslha1b ent­
hob en hat, weil er von seinem staatsbürger­
lichen Recht 'auf freie Meinungsäußerung Ge­
\brauch gemacht .hat. (Zustimmung bei der 
OVP.) , 

' 

Dieser Mann; Mini,sterialrat Hans Ellinger, 
Hauptmann der Reserve, ein österreichischer 
Patriot (Zwischenruf , des Abg. H a  a s) 
- .hören Sie ' sidl das ruhig an, Kolilege 
Haas l -, ein österreichischer Patriot, der 
sdlon im Jahre 1938 seinen Kopf tür dieses 
Land riskiert hat, und Izwar für dieses unser 
gemeinsames V,aterland, bat nämlich, wie auch 
der Berr tBundesika:nZiler sehr genau ,weiß, 

weder ;gegen die Gebote der AlIntsverschwie­
.genheit ver�toß�, noch !hat ,er iDgendeine 
ehrenrührige '  Kritik arm Herrn Brigadier 
LütgendorI ,angebracht. 

Meine sehr verehrt.en Damen und Herren I 
Diles,er Hans 'Ellinger, ein schlichter Oster­
reicher (ironische Heiterkeit bei der SPO), lst 
'uns jedenfaLls sympathi.scher ' "  Es ist Zl\l 
Ibedauem, daß Sie darüber ,lachen können. 
Sie müßten nämlich darüber weinen. Ein 
-schlichtet Osterreidler ist uns jedenfaUs 
symphatischer als ein Herr Lütgendorf, der 
in seiner Pr essekomer ez sich mit j enen 
solidarisiert hat ...:.....:.. und das i-st durch keine 
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EI1k.llämD.g des Herrn Bundeskanzlers zu e,nt- "Einschränlmngen der InformatiollJSfreihei.t 
kräften -, die die P,arteiendemolkratie ab- sind keine Erfindung des 20. Jahrhunderts. 
,leihn.en, auch wenn der derrzeitige Herr Mini- Im 19. Jaihrhundert griff man !ZU legislaHven 
ster j etzt erklärt, er Ihalbe es nicht 5'0 gemeint. Maßnalhmen, man schuf den Begriff des' miU­
Das war übrigens auch eine ErkJärung, die tärischen Geheimnisses, unter dem man aUes 
er gestern nach A'bschluß der Pressekonferenz zu fassen beliebte, was dem Puiblikum eben 
von sich gegeben hCl!ben soll. " vorenbhaolten werden sollte. So versuchte man, 

sich die Unmündiy.keit der breiten Masse �u 
Auch im FaUe Bllinger !kann man nach erhaltoen, ein MaulkoI'lb a'lllS Nylon IbleiJbt ein 

Igenauem Studi'l1Dl 'seiner Äußerungen einfach MaulikoIlb." 
feststellen, daß der Mann nur diffam.iert wird, 
eine sachliche Widerlegung seiner Arglllmente In diesem Zusammenhang dan man der 

ist nämlich Ihnen 'von der MehIiheitspartei in österre�chischen OffentIicbkeit nicht vorent­
diesem Haus einfach unmöglich. Ger,ade jetzt halten, daß es :qr.kenntnisse höchs�er Gerichts­
sollte man nicht v;el1gessen, daß es eine Ihöfe gibt, darunter ·auch des Verfassungs­
spektakuläre Erkilärung des frülheren Generel- ' gerichtshofes, in . denen Ordnungsstr�fen 

truppeninspektors anläßlich des kbschlusses gegen Beamte mit der Begründung auf.ge-
ho'ben wurden, daß das Gründrecht der freien der Beratungen der ,Bundesheer-Refol'lIn- . 

kommission gtbt. Und a,lJs Aibgeordneter darf Meinungs äuß enung durch .die Dienstpr;wgmatik 

man schließlich auch nicht übe�sehen, daß nicbt ein;geschränlkt -werde, sofern der iBeamte 

rund 2000 Offiziere des Bundesheeres einen nicht in ehrenrühriger, sondern In sachlicher 
Brief unterschrieben halben, in dem ganz lkolali Weise ' Kritik 'an seinem Ressortchef übe. (Zu­

zu Problemen der Landesverteidigung, freilich stimmung bei der OVP.) 

nicht im Stil der Sozialistischen Partei, Stel- Und dieser Ellinger , ist er ein 
lung geI.!ommen wUrde. Karrierist? - Neinl :Denn dann hätte er vor 

Iihnen, Herr Bundeskan:zler, und vor LhneIl, 
Aber ein Beamter iWie dieser EHinger , dieser Herr Vert'eidigungs.minister, Kotau machen 

Aufmucker, der dar,f j a  ISO etwas nicht Woll. müssen. 
Ein so:lcher Mann 'WÜrde etwa 'bei Ford 
hinausfliegen, meinen jene, die recht will­
fährig sozialistiIsche Argumente übernehmen. 
Dieser Ellinger ist der ,Republik Osterreich 
verpflichtet und nicht · der So.zialistischen 
Partei! 

Wir, die Republilkaner, und .z:war nicht nur 
die oppositionellen - nicht ißour die opposi­
tionelrlen ! -, die morgen schon an der ,Macht 
sein können - ,galllZ legal, g:aruz demokra­
tisch -, müss'en diesem Eliling:er daIlik!bar sein, 
wetl sein . Vorstoß Iklar beweist, daß rweder 
Sie, Herr ißundeska'IlJZler, noch Ilhr Herr Mini­
ster und schon gar nicht die SPO über ein 
'bl1audrhares Konzept iZur Landesverteidigung 
verfugen I (Ruf bei der OVP: Sehr rich Hg I) 

Sie, Herr BundeS/kanzler, reden von 
Transparenz. Um nur ein !kleines Beispiel der 
Undurchsichtiogkeit :ru erwähnen: Ihr Herr Ver­
teidLg;ungsminister redet in Pressekonferenzen 
und informiert vOfiher 'weder Landesrverteidi­
gungsrat noch Landesverteidirg.ungsaus'schuß. 
Neuer, tr,ansparenter Regierungsstil! 

Das, sehr geehrter Herr Bundesk!a.nrz;ler, ist 
Ihre Politik, die Politik der Transparenz. Das 
ist lihre Politik der DemokraUsierung, Sie 
reden von Tr.ansparenz. In diesem Zus,ammen­
hang darf ich Sie an den ,leider verewigten 
sozialistischen Zentr,alsekretär Liwanec erin­
nern, der in der Broschüre "Information" eine 
s·ehr treffende Meinung vertreten bat, indem 
er sagte : 

Dieser Ellin.ger ilst vielmelhr ein Unbe­
quemer, ein Wackerer, man /könnte das bei­
na,he sagen, rwenn man siCh die Vergangenheit 
einiger Spitzenpolitilker der Linken ansielht. 

B1linger 'hat smon im Mai 1970 Herrn Mini­
ster Freihsler, der an seiner V,erantwortung 
zer.br-ochen ist, seinen Rücktritt angeboten. 
Herr Minister FreiJhg.ler hat ; ,ElIinger jedoch 
mit der weiteren Ausübung seiner Runktion. 
'be'aUftragt. 

Dieser streitbare Ellinger, ein Mann mit 
ausgezeichneten Qualifikationen � ein Mann 
mit ausgezeichneten . Quallifikati:onen ; Sie 
können !sich über Ihren Henn Minister sicher­
lich die Dienstbeschreilbung ansclHllU'en, Herr 
KoJa.ege, denn so vertraulich werden ja die 
Dinge bei :funen nicht behandelt; das ist ja  
dann Transparenz , die 8ie haben wollen (Zu­
stimmung bei der OVP) -, ,wurde vom Her,rn 
Minister Lütgendorf a,},s Press'echef eingesetzt, 
nachdem er einen Oberst des Generalstabes 
I(lIbgesetzt hat. (Zwischenruf des Abg. L i b a 1) 
Nach Rückkehr aus seinem Karenzurl,aub 
wurde E1Unger am 30. April dieses Jahres' 
von · illhrem Herrn Verteidigungsmini:ster wie­
der mit der Leitung der Presse�bteil1ung b� 
traut, was in allen La.gern dieses Landes. 
Uherr aschuIlJg ausgelöst rha t. 

Di'eser unbequeme Minitsterialr-at hat 'am 
4. 3. dieses J'ahres teilefonisch und am 30. 4. 
dieses Jahres mündlich den Chef der Personal-­
sektion des ,LandesverteidigiungSInini,steriums: 
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um ein Gespräch über eine andeIlw.eitige Vera 
wendung ersucht. Herr Verteidigungsministe,r 
Lütge:rldorf -alber halben peI1Sönlich dem Herm 
Ministerialrat keine Gelegenlheit zu einer 
Stellungnahme gegeben. 

Die Zeiten j,edoch, in denen die " AZ" den 
Herrn Verteidigungsminister zu :kritisieren 
wagte, sind ja längst V1Onbei. iI,n den Archiven 
aHerdings kann mim es noch leSen. Da heißt 
es etwa: 

"Wie weit der Schritt L'ütgendoI'fs" - ich 
zitiere di-e "Anbeiter-.zeitung" - "politische 
Gründe haiben könnte, ist · nicht aibzusehen. 
Derzeit prüfen Juristen des VerteidigiUIlgs­
ministeriums, ob Lütgendm'lfis VOI1gehen kor­
rekt ;war. Der BrLgadier, meinen manche, hätte 
zumindest nicht in dieser Art IZ'Ur,ücktreten 
dürfen, da er auf IGrund d.er Funlktion, die 
er im Ministerium 'iilUsÜlbt, und .nidit als Prirvat­
mann in die RefoI1mkommission bestellt 
wurde." 

Damals hat man den j etzigen Mini'ster 
kritisiert, seinen SchweigeerJ!aß, der eindeutig 
verfassungswidri.g ist, nimmt die Linke j edoch 
kopfnickend lZlur Kenntnis. 

Wir aber, die wir die Äußerungen Ellingers 
kennen, .u.nd 7lwar aHe Äußerungen, !und nicht 
solche, von denen man nacblher abrüdü, und 
die ,wir wissen, daß er sich lediglich des ver­
fassungsmäßig garantierten Rechtes der frei-en 
Meinungsäußerung bediente, stehen hinter 
ihm, und mit uns alle, die lgestern 'l1nd :vor­
gestern ein klares Bekenntnis 2lUID freien 
österreichischen Be·rmsbeamtentum · abgelegt 
haben! (Zustimmung bei der OVP.) 

Sie Ihingegen, Herr &ndeSlkan�ler, haben 
im Dezember 1970 den s-ogenannten Maul­
kOI1berlaß Preihslers aufgehoben, im Juli 
dieses Jalhres a'ber den 'MaUilkorlberIaß Ihres 
Herrn Ministers Lütgendorf in ,aUer öffentlich­
keit für rechtmäßig er:klärt. 

Sie ihaben nicht nur unliebsame Kritilker, 
die als Fachl,eute ,gelten, ;zum Schweigen !brin­
gen wollen, Sie haben - und hier ersuche 
ich Sie, den A'llstria-Pres·sedienst nachzu­
�esen - auch IIhren Herrn Dr. Nenntng zum 
Ver,strummen -gebr.acht. Folgt man diesem 
Pressedienst, dann le;bt das "Neue Forum" 
nicht zuletzt deshal!b, 'weil ein verstaatlichtes 
Bankinstitut rund eine Ihnen nahest.ehende 
Spark'asse 800.000 S flüs.s�ggemacht !halben, 
wozu -auch noch staatliche Su'bvenUonen kom­
men sol1en. 

Einige Tage später sollen Sie, Herr Bundes­
kanzler, dem "Vater der Revolum:er", wie 
Nenning heißt, der über die Bundesheerreform 

- zu reden begann, wörtlich entgegeng-ehalten 
haben: "Aber Günther, wir haben dom gestern 

darüber telephoniert", was wieder ein Beispiel 
für Ihre sagenhafte Transparenz darstellt. 
(Heiterkeit bei der OVP.) 

Mit diesem Kabinett, Herr BundeskanzLer, 
wird Osteneidl sidle! noch einig·es erleben. 
Für Hunderttausende Osterreidler ist aber 
eines sicher,,; Wir werden Ihren famosen Herrn 
Verteidigungsminister ebenfalls noch eine 
Zeitlang reden hören, w.ir werden Sie, Herr · 
Bundeskanz�er, auch noch eine Zeitiang reden 
hören, wir werden von Ihrer DemO'kratisie­
rung, von Ihrer Auffassmrg der Transparenz 
und von Ihrer Auffassung über die Diskus­
sionsbereitschaft erfahren, wir werd'€n uns 
aber nicht mit hohlen Phr,asen zuffioedengebenl 

Wär w-erden Ihnen immer wieder beinhart 
Ihre Grenzen aufzeigen und wir 'werden Sie 
an Ihre Verantwortung erilIDern. (Beifall bei 
der OVP.) Ich -entsinne mich noch iSehr genau 
an eine Ihrer Äußerungen, Herr Kanrzler, bei 
den Regierung.sverhandlungen im Jahre 1970. 
Sie sprachen damaLs - und ich hi'elt das 
feiSt - vom Jahr Null, mit dem die Zusammen­
-arbeit der beiden großen Parteien im Falle 
einer Koal1ition unter Ihrer Kanzler,schaft be­

gillIlJe. (Präsident Dr. M a l e t a  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Sie, Herr Bundeskanz11er, haben die Zeit der 
Minderheitsregierung überstanden und glau­
ben, sich j etzt in einer Ära des Triumphalis­
mus sonnen zu können. Man braudlt aber 
kein Prophet zu sein, um Ihnen vorauszu­
sagen; daß Sie an Ihrer Art der Demokrati­
sierung, dter Tr-ansparenz und der DilSkussions­
bereitschaft Ischeitern werden. Wir von der 
Volkspartei !Und sicher nicht wenige Freiheit­
liche auch, wir wollen uns für die Zeit nach 
dem Jahr Null rüsten, denn unser Volk, UDS-er 
ös1lerreichisdl.es Volk wird und muß leben 
in einer Zeit, in der Lhr Kabinett · nur als 
-eine unbedeutende Episode beurteilt werden 
wird. (Beifall bei der OVP. - Abg. L i  b a 1 :  
Schon wieder! - Abg. S k r i t e k: Wunsch­
träume!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es thm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus l Daß ich über geführte Telephon­
gespräche, die nicht stattgefunden 'haben, hier 
nicht reden werde, ist aus zweierlei Gründen 
verständlich. (Zwischenruf bei der OVP.) 
Erstens einmal deshalb, w.eil ein solches Ge­
spräch, wiJe gesagt, über diese Reform nidlt 
stattgefunden hat, und zweitens, weil es bei 
uns bekanntlich das Telephongebeimnis gibt 
und niemand verpflichtet ist, über Telephon­
g·espräche Auskunft zu geben. (Heiterkeit und 
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Zwischenrufe bei , der OVP.) Uber TeIlephon­
gespräche im allgemeinen I Ich weiß nicht, über 
welche Abhorchgerä1Je Si(e verfügen, um solche 
nicht Istattgefundenen Gespräch.e zu hören. 
(Abg. M i  n k 0 w i t s e h: Schon wieder!) 

Darf ich }etzt zum Fall Ellinger Stellung 
nehmen. Ich fühle mich. verpflichtet, zum Fall 
Ellinger Stellung zu nehmen, obwohl es sich 
um ,ein� Maßnahme des zuständigen Ressort­
ministers gehandelt hat, weil iCh der Meinung 
bin, daß id:t in Personalfragen eine bestimmte 
Verantwortung trage . 

, ZUlerst einmal möchte ich feststellen, wie 
das auch hier vorübergehend erwähnt wurde, 
daß man ohne das gering'ste ZögeTn dem 
Herrn Dr. Ellinger die Möglichkeit zur politi­
schen Betätigung insofern gegeben hat, als er 
vom Dienste befreit wurde und sich dem 
Präsidentschaftskandidaten Dr. Waldheim für 
die Wahlwetbung zur Verfügung gesteUt hat. 
(Ruf bei der OVP: Selbstverständlich!) Ich. 
will damit ,feststellen, daß seiner politisch.en 
Betätigung nicht die geringsten Schwierigkei­
ten gemamt wurden. 

Nach der Präsidentenwahl hat sich Herr 
Dr. Ellinger neuerdings zum Dienst gemeldet. 
Der Herr Abgeordnete -Dr. Bauer hat bereits 
einem gewissen Erstaunen Ausdruck gegeben, 
daß diesem Umstand Rechnung getragen wurde 
und Dr. EUinger wieder - selbstveI1ständlich 
wieder -, nicht zul'etzt auf meinen Rat, mit 
der Leitung dies,er kbteilung betraut wurde. 

Das ist die zweite Feststellung. ' Er ist also 
auf seinen alten Platz zurückgekommen. 
(Zwi.sOOenruf des Abg. Dr. P r  a d e  r.) Dort 
hat er die Aufgerbe - das ist halt in dieser 
Abteilung so -, diJe Intentionen und Absich­
ten des Ressortchefs in der Offentlidlkeit zu 
vertret'en. Das muß nämlich in diesem Zu­
sammenhang aud:t festgesteHt werden: er hat 
dort die Aufgabe, diese Intentionen zu ver­
treten. (Abg. G I  a s e  r: Hat er Zugang zum 
Panzerschrank? - Zwischenruf des Abg. Dok­
tor B I  e n k. - Abg. Dr. B a u  e r: Die Inten­
tionen kennen doch nicht einmal Sie!) Und 
das ist zu beachten. 

Am Tag, an dem Herr Dr. Ellinger seinen 
Vortrag gehaloon hat, hat er einen Brief an 
den . Herrn Ressortminister gesd:trj'eben. Um 
1 8  Uhr 30 desselben Tages, also zu einer Z'eit, 
da er nicht damit rechnen konnte, daß er noch 
vor dem Vortrag Gelegenheit haben wird, mit 
dem Ressortminisoor ein klärendes Gespräch 
zu führen. In der Tat war auch der Herr 
Ressortminister zu diesem Zeitpunkt nid:tt im 
Ministerium, sondern anderweitig beschäftigt. 
Er hat also den Brief erst bekommen, nachdem 
der Herr Dr. Ellinger s'einen V:ortrag gehalten 
hatte. 

' 

Korrekter, fonngerechter wäre es ge­
wesen, wenn der Herr Dr. Ellinger wenigstens 
am Vormittag desSleiben Tages den Herrn 
Minister verständigt hätte, Warum ich das 
Wort "formgerecht" verwende, werde ich 
Ihnen gleich sag'en. 

Ich wiederhole also : Derselbe Beamte, der 
eine Abteilung leitet, die dazu da ist, die 
Intentionen des Ressortchefs zu vertreten, hält 
einen Vortrag gegen c:lie Intentionen des 
Res:sortchefs und verständigt ihn hievon kurze 
Zeit, ehe er diesen Vortr.ag gehalten hat. 
(Rufe und Gegenrufe zwischen OVP und SPtJ.) 

Hohes Haus " Ich möchte nun feststellen, daß 
-der Verfassungsge:r:ichtshof g,enau das Gegen­
teil von dem festgestellt hat, wa's vorhin hier 
gesagt wurde. Er meint nämlich, daß das Remt 
der freien Meinungsäußerung durch die Dienst­
pragmatik eingeschränkt wird: Erkenntnis des 
VerfaSiSungsgerichtrshofes aus dem Jahre 1927 , 
aus dem Jahre 1930 und anderen. 

Allerdings erlauben die §§ 2 1  und 27 der 
Dienstpragmatik eine sach- und formgerechte 
Kritik eines Beamten, sofern dadurch nicht 
die AmtsverschwiegeDlheit verletzt wird. Id:t 
habe deshalb auf das Wort "formgerecht" so 
großen Wert gelegt. Diese Form ist jedenfaUs 
niCht gewahrt worden. 

-

Was nun die "Maulkorberlässe" betrifft, so 
danke ich dem Herrn Abgeordneten, daß er 
selbst darauf verwiesen hat, .daß ich sämtliche 
Erlässe durch den Verfassungs!dienst über­
prüfen ließ und in bezug auf diejenigen, die 
dem Verf.assungsdienst auf Grund seines Gut­
achtens als unvertretbar erschienen, auch dafür 
Sorge getragen habe, daß sie entsprechend 
adaptiert werden. 

Es gibt lallerdings einen ErJ.aß vom 15. März 
1 968, in dem es unter anderem heißt 
(Zwischenrufe bei der SPO): 

"Anfrage betreffend Einleitung der Dienst­
anweisung für Presseoffiziere ; Beantwortung" 
- ohne Zweifel ist auch der Leiter der Presse­
abteilung in ir'gendeiner Weise hier einzube­
ziehen, jedenfalls gelten diese Richtlinien auch 
für ihn. Er sagt dort : 

"Hinsichtlich anderer Aussagen sowie wenn 
da,s eine oder andere Thema einer solchen Er­
klärung von besonderer Wichtigkeit erscheint, 
ist diesbezüglich jedoch dem Herrn Bundes­
minister zeitgerecht Meldung zu erstatten und 
dessen Weisung einzuholen." (Rufe bei der 
SPO: Aha!) 

"Di,e Herren Militär- und Brigadekomman­
danten werden diese Weisung zweckmäßig im 
Wege des ihnen vorges'etzten Befehlshabers 
einzuholen haben. 
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Dies " 'gilt sinngemäß für aHe öffentlich · Be­

diensteten, also auch für Offizi'ere, hirusichtlic:h 
öffentlicher Erklärungen, die ,sich auf ihre 
dienstliche Tätigkeit und ihren Beruf" (Abg. 
Dr. K D r e n: Auf ihre dienstliche Tätigkeit!), 
Herr ,Dr. Bauer, ich ,antworte Ihnen auf Ihre 
Fragen, " . . .  und ihren Beruf et cetera bezie-
hen. 

. 

. Als .ic:h seinerz·eit das von mir Gesagte im -
Aktuellen Dienst hörte, stand ic:h unter dem 
Eindruck/ daß ich überzeichnet habe. Ich habe 
dann den We.g in das Parla.ment Igewäihlt, 
'Um mich bei Dr. Prader .2Rl entschuldigen. Ich 
bin gestern nicht ein ,dJurch Ihre BeststeLlung 
unrilittelbar <betroffener A'bgeordneter ge.we­
sen, Herr Brigadier Lütgendol'lf. Alber für mich 
weise ic:h eine . derartig hochmütige Stellung-

Es steht jedem öffentlich Bediensteten und naihme mit allem Nachdruck ,�urück, wie Sie 
daher auch jedem Offizier selbstverständlich ,sie gegenüber llwei Abgeordneten des Hohen 
frei, sein� Meinung über Ang,el!eg,enhe'iten; die Hauses ' name,ntlich abgegeben haben. (Beifall 
nicbrt: dienstlicher Natur sindl zu äußem.'� (Rufe bei FPO und OVP. - Abg. M i t  t e l e r: Ein 
bei 'der OVP: Aha!) Maulkorberlaß für Lütgendorf - das wäre 

Unterschrieben: "Für d<en Bundesmini.ster: eine Lösung!) 
Ellinger," Und dei' Bundesminister damals war 
d<er Herr Dr. Prader l (Heiterkeit und Bei­
fall bei .der SPO.) 

Ich lbin itID zweiten Weltkrieg als Kom­
paniechef nur .im 'ßataillonsvel1band ,ausgebil­

,det·worden. Ic:h habe auch keine Generalsta<bs­
. Präsident ' Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 'ausbildung absolviert. Aber von lhnen, Herr 

ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. B'undesmiriister, lasse idl mir ' im Forum des 
Abgeordneter Peter (FPoj : Herr Präsidentl frei ,gewählten Parlaments der Republik Oster­

Meine Damen und Herrenl [ch be,grüße die reich nicht ve:r:bieten, was ich innerhalb und 
dringliche ' Anfrage, . die die Osterreichische außerha,l!b des Hohen Hauses �ur LandeSlVer­
Volkspartei heute ;zu diesem Gegenstand ein- teidiguIltg Osterreicbs zu sagen /habe. (Beifall 
gebracht hat. Mir wär,e .es allerdings lieber bei FPO und OVP.) 
gewesen, wenn das Schwert der dringUchen Herr BundeskamJ.erl Ich möc:hte .mich viel 
Anfr.age nodl schäder in Anwendung gebracht lieber ,an den Verteidigungsminister wenden, 
würde und wenn die Opposition nicht dem alb er die Anfr.age ist an !Sie gerichtet, daher 
Bundeskanzler Gele,gentheit geben würde, die fr·a.ge ich Sie. Ich lehne es ,für meine Person 
Verteidigung seines schwächsten Regieoongs- aJb, von seiten des Vettelidigung'sministers 
mitgliedes pe.r.s?llIlidJ. �li übernehmen. einen Utmg;angston v;oIig.ese1lzt zu erhalten, als 

Mir wäre es· <also lieber gewesen, wenn die 
Richtkanon�e.re der politischen Ar,g.umente aus 
dem Lager d,er Osterreic:hischep. Volkspartei 
iJhre Batterien auf den Br.Lgadier Lütgendorf 
und nic:ht auf tOr. Kreisky geric:htet hätten. 
Denn den Anlaß zu dieser dringlichen Anfrage 
-gab der Verteidtgungsminister durch seine 
gestrilge Pressekonf.erenz. . 

Ich spreche jetzt ,für mich persönlich als frei 
gewä1hlter Albgeordnet�r. Als solcher, Hen 
Bundeskanzler, ric:hte ' ich an Sie in Ehrer 
Eigenschaft a,ls Regierungscbef die dringende 
Bitte, Ihrem Bundesminister für LandeslVer­
teidigung . endlich einen Elementarunterric:ht 
über den Umgang mit frei gewählten Abg,eord­
neten in .,einem demokratischen Parlament Z'U 
geben . (Beifall bei FPO und OVP.) 

Man könnte Jetzt yon Seite der Regier,ung 
einwenden, Lütgendorfs Argumente sind 
<gestern alllßerhalh des Hohen Haus,es 'gesetzt 
worden. Darf ich in Er·innerung .  rufen, daß 
iCh auc:h_ ei-lliIDal, .und zwar in der letzten ' Ge­
setzgebungsperiode, Argumente auße:r:halb d_es 
Hohen Hauses in einer ;Fernsehsendung ge­
setzt halbe, die sich gegen den früheren Bun­
desminister für LandesverteidigllIlJg, Doktor 
Georg P:mder, richteten. (Abg. Dr . .pr  a d e  r: 
Hier! - Abg. Dr. B -a u e r: Sie haben sich 
entschuldigt!) 

wäre er der General und wir die Rekruten! 
(Beifall bei der FPO.) Das ist es, was man 
Herrn Lütgendorf mit allem Nachdruck kri­
tisch in ,sein Stammbuch der politischen Ver­
antwortung sc:hreiben muß. Herr BundeStIDini­
ster, ich Ibitte Sie inständig, finden Sie zum 
,P;aDlament einen anderen Ton als den, den 
Sie 'bisher gepflogen haben. (Zwischenrufe bei 
der OVP.) 

Herr Minister Lütg.endort'1 Gestern war ich 
arußerordentlich darüber befremdet, daß Ihre 
LeseÜlbung, die Sie iJm ;Presseklub Concordi!a 
Ig'eihalten haben, vor aMe.m den aharalkter einer 
Belehrung gegenüber jenen .A!bg·eordneten 
'hatte, die mit Ilhren iIntentionen zur Landes­
verteidi'gung und .die .mit Nlrer AI1beit auf dem 
Gebiet der Landesverteidig,ung nicht voll­
inhaltlich einverstanden sind. Zu denen gehöre 
auch ich, obwohl ich ,mit· dem ganzen Gewicht 
meiner persönlichen Verantwortung nach wi·e 
vor ;zu jener Wehrgesetznovelle stehe, die die 
freiheitlichen Abgeordneten mit der sozialisti­
schen Fraktion in der 'Vorangegang·enen Ge­
setzge:bungsperiode besch.lossen halben. 

Nun ,dallf im ein,e Aruner.kulllg in Richtung 
der Osterreichisc:hen V:olkspartei mac:hen. 
'Meine Herren · .  Kollegen der OVP, Ihre Be­
gründung zum Fall Elli-nger hinlkt l Wäre dem 
damaUgen Bundesminister ,für Landesverteidi-
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Peter 
gtUng Dr. Georg Pfader das -widerfahren, was was sieb an Unzulänglichkeiten unter ihrer 
dem Minister LütgendoIif durch Ministedalr-at Verantwortung im österreidlischen Bundes­
Ellinger widerfahren ist, der seinerzeitige BU<Il- heer voUxog. 
desminister für Landesverteidlgung Dr. Georg Darf ich nun, Herr Bundeskanzler, ein Kar­Preder hätte das nicht nur nidlt unwider- dinalproblem der WehrgesetznoveUe in aller sprochen Ihingenommen, sondern hätte skher Offentlidlkeit zur Diskus.sion stellen (Abg. 
Konsequenzen 'gezogen, die man mindestens ' L i  b a 1: Das ist ein Volltreffer!), da,s zwischen 
als hart bezeichnen darf. (Abg. Dklm. G 0 I- Ihnen, der Regierungspartei und der Regie­
t o n: Das sind Vermutungen!) Neinl Gar keine IlUTIgsffiaktion einerseits und der freiheitlichen 
Vermutungen, denn wir Ihalben im Parlament OpposHion anderers'eits ung·elöst im Raume 
in der Är,a Pfad·er manches Thema dieser Art steht. Wir 'haben mit .Ihnen, der sozialtsti­
abgehandelt. �d.1en Fraktion, gemeinsam die Wehrgesetz-

Oder darf ich die Mitglieder der seinenzei- novelle beschlossen, a1lerdings in . der An­

Ug.e� AHeinregierung K!laus dafian erinnern, naJhme - und an der ' 'halten ,wir weiterhin 
daß sie sich in vielen -Fällen igar nicht Ibeam- fest -, daß die WehigesetznO'Velle .nicht das 
teter Pressereferenten bedient nahen, sondern Ende, sondern der Anf,ang der .Reform des 
daß sie lParteifreunde mit SondefiVerträgen ,als Bundesheeres ist. 

ihre Pressereferenten einsetzten? ICh habe Alber in der Fer.nsehdiStkussion Kr-eiSky­
seineIlZeit volles Verständnis für diese Maß- Schleinzer anläßlich der Nationalratswahl 
nahme geha:bt. Dem Finan"ßllinister der Regie- hu<ben Sie eine Formulierung gewählt, die den 
ruruJ Klaus mußte man eiIien Pressereferenten Inhalt der WehrgesebznovelJe in einem ent­
zubilligen, der seine Finanzpolitik der Offent- sdleidenden PuDkt in Fr.arg-e stellt. Sie stelUen 
lich!keit zu verdeutlichen versuchte. Einem in Zweifel, Herr Bundes'kamler, , ob  ;60 Tage 
Verteidigung:g.minister Lütgendorl wieder bil- Waffenülbungen realisierbar sind oder ob ' nach 
hge ich einen Pressereferenten zu, der -seine AJblau.f von ·fünf J·ahr,en ledig,lich 30 . Tage 
Verteidigungspolitik der Offentlichkeit �u ver- WaffenÜlbungen möglich. seien. 
deutlichen . versucht. (Abg. 0 f e n b ö e k.: Da 

Ich iwill nicht verhehlen; daß Ihnen diese muß er vorerst eine haben!) Hier 'gibt es Formulierung wälhrend des Walhlkampfes .und nichts anderes als die Waffengleichiheit <für im Zusammenhang mit dem Wahlergebnis 
die Regierung Kreisky H, wie sie · seinerzeit sicherlich Nutzen gebI'acht hat . . Uns ,Freiheit­für die AJleinregierung der Osterreichischen liehen war es wenig förderlich, :Weil man uns Volkspartei unter [)r. Kla:q.s bestanden hat. die Frage vorlegte : Habt i1hr euch das gründ':' 

Herr Aibgeordneter Dr. Bauer! AU& das Be- lich überlegt oder seid mr im ZJusammenhang 
schwören des früheren Generaltruppeninspek- mit den 60 Tagen Waffenübungen den Roten 
tors überzeugt mich .nicht. Gerade die Aus- ,auf den Leim -gegangen? Hier ist zweifelsohne 
sagen hoher Generale in der Endphase ihrer iIl!foLge . Ihrer AIigumentation an unserer eige­
aktiven Tätigkeit iWie des Herrn Gener,altrup- nen Glaubwürdigkeibgerüttelt wor.den. 
pellinspektors fulsseneg.ger oder Erklärungen Mein Kollege ZeilHnger hat nicht tagelange, 
höch'ster !heute noch ·aktiver Generale über- sondern wochenlange Gespräche mit den Alb­
zeugen :mich deswe,gen nicht, weil die gleichen g.eordneten der sozi1alistischen Fraktion ,an­GenefIale 'Zur Zeit ßes OVP-Verteidigungls- läßlich der W,ehrlgesetznovel1e .gefÜlhrt. .Mein 
ministers Prader nicht gewillt oder in der Kollege ZeiJIinger hat gegenüber den SP1O­
Lage waren, in diesen entscheidenden f'r,agen GespräChspartnern Mondl, Schieder und 
der Landesverteidi'gung eine "nülitärisch- Blecha nie einen Zweifel darüber gelassen, 
moralisChe Habtacht-Stellung" einzunehmen. d·aß · wir der Wehrgesetznovelle nur dann 

Eben diese höchsten Generale, die bis z�m unsere Zustimmung erteilen werden, w·enn die 
Jahre 1 970 unter der Ära von OVP-Landes- StPO uns, kommt es nicht zu , einer Dr,eipar­
verteidigungSllllinistern geschwi-egen halben teienlösuTIg, in der Frage . der Waffenübungen 
und die seit dieser Zeit da und dort in der diese 60 Tage liUgesteht. 
Offentlichkeit das Wort ergreUen, !haben bei · Nun an die drei genannten Alhtgeordneten 
den OffiJzieren und Unteroffizieren, den Leut- der s,oziaUstischen FraJk.tion eine offene FnlJge, 
nants, den Ober,leutnants, den Hauptleuten, verbunden mit der 'Bitte, eine offene Anbwort 
beim jungen Nachwuchs des Offizierskorps, zu 'geben: Ha!ben Sie die Gespräche ' über 
den verpflichteten Unterof�ieren, die mit 60 Tage mit meinem Kollegen Zeillinger in 
Idealismus ihre Beruf.sarbeit z.u leisten ha:ben, der UbeIlZeugnmg geführt, die zwei Monate 
keine Glaubwürdigkeit. Genau bei diesem Waffenübungen 'Zu realisieren, ,oder ,sind Sie 
.Personenkreis des Bundesheeres hat jen� hohe bereits zum Zeitpunkt ·dieser Gespräche mit 
Generalität kei.n Vertrauen und kein Ansehen, dem freiheitlichen AlbgeoJldneten Zeilllnger 
weil sie die 15 Jahre hindurdl nidlt in der der Meinung gewesen, daß sich die 60 Tage 
Lage waren, auf das ,aufmerksam zu madlen, nicht verwirklichen dassen? , 

7. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 56

www.parlament.gv.at



344 Nationalrat XIII. GP - 7: SitzWlg '- 2. Dezember 1971 

Peter 
Ich Ibitte den Herrn Klubobmann der soziali­

stisch.en Fraktion sowie den Herrn Bundes­
kaDlZler, uns reinen Wein in dieser FraJge ein­
zuschenken : 

Bleibt es hei den 60 Tagen, so wie wir 
g,emeinsa.m · beschlos'sen haben, dann hat 
unsere damalige Vereinbarung auch heute 
noch iihren Sinn. 

WoUen Sie aber diese 60 . Tage auf 30 Tage 
reduzieren, dann bitte ich Sie, meine Damen 
und Herren der sozialistisChen Fra,ktion, von 
heute an dafür allein die Verantwortung f'lJU 
übernehmen. Wir Freiheitlichen sind in die­
sem Falle . nicht wtl1�ns, .diese mit Ihnen !Zu 
tragen. (Beifall bei -der F.PO.) . 

Herr Bundesminister für. Landewerteidi­
gung! Sie sprachen sich gestern - ich hörte 
das ü'ber das Fernsehen - expressis verbis 
für die 60 Tage aus. 

Daher an Sie� Herr iBundeskanzler, die 
Frage : Was gilt? Ihre Meinung aus der Fern­
sehdiskussion Kreisky-Schleinzer bezüglich 
der Reduzierung auf 30 Tage - immer nach 
Alblauf der .fünf Jahre� nicht innerhalb der 
fünf Jahre, weH ihnemalb der ersten Jahre 
die 60 Tage nicht wirksam werden können -, 
oder blei/bt es heim heschlossenen Inhalt der 
Wehrgesetznove1le und damit jener Auffas­
sung, die der demeitige Bundesminister für 
Landesverteid1gung als . zuständiger Ressort­
chef gestern neuerdings 'vertreten hat? 

! Somit, Herr Bundeskanzler, ist es nun. Ihre 
Aufgabe, nicht nur den freiheitlichen Abge,ord­
neten, sonderri darüber hinaus auch dem 
gesamten Parlament und der Offentlidikeit 
bezüglich der Dauer der Wiaffenübungen rei­
nen Wein einr.luscheD'ken. 

Herr Bundeskanzler I Sind Sie willens, ,alles 
in Ilhren Kräften Stehende zu unternehmen, 
um die 60 Tage WaffenÜlbungen in die Tat 
umzusetzen, oder wollen ISie neuerdings das 
Wehrgesetz novellieren und die 60 Tage auf 
30 Tage reduzieren? Darauf erbitte ich namens 
meiner FrakUon eine Antwort. (Beifall bei der 
FP.o. - Abg. M i t  t e r  e r: Kein reiner Wein, 
sondern ein Gspritzter!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Fischer. Ich erteile es 
ihm. 

kbgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes HalllS l Wir sozialisÜschen 
Abgeordneten halten Ullwuück.bar an der 
Uberzeugung rest, daß es nicht nur Aufgabe 
des Nationalrates i,st, Gesetze zu beschIließen 
und die anderen im Gesetz vorgesehenen 
Tätigkeiten zu vollziehen, sondern daß es auch 
Aufgabe des Parlaments ist; eine politische 
Tribüne zu bilden, mit deren HUfe sich die 

Offentlidlkeit über Franen der Politik und 
gerade über kontrovoersielle Fragen der Politik 
ein objektives Bild machen kann. 

Bekoennt man sich zu diesem Grundsatz, dann 
ist es aber auch notwendig, sim zu der Uber­
zeugung zu beklennen, daß es erfordenlich ist. 
kontrovellsielle Fragen obj,ektiv, sachlich und 
le.idensch,a;ftslos darzustellen. Je einseiUger, je  
unsachlicher ein Pr()lb1em dargestellt ' wird, 
umso größer ist die Notwendigkeit, in der Dis­
kussion darüber ein entsprechendes Korrektiv 
zu setzen. 

Meiner Meinung nach ist die vorliegende 
dringliche Anfrage der Abgeordneten Doktor 
Mock., Dr. Bauer un:cl Genossen leider ein Bei­
spiel für eine unausgewogene (Widerspruch 
bei der OVP) und nicht um eine objektive 
Darst�llung des Zusammenhanges bemühte 
Interpellation, was ich im V,erlaufe ' meiner 
Rede beweisen werde. 

Herr Dr. Mo<k. hat gleich den ersten Satz, 
den allerersten Satz seiner Ausführungen mit 
der Behauptung begonnen, daß ein Beamter 
in einem verfassungsgesetzlich gewährleiste­
ten Remt beschränkt wurde. Im Hinbl,ick auf 
die dazu ergangenen Erklenntnisse des Ver­
fassungsgerichtshofes ist das meiner Meinung 
nach eine unrichtige Behauptung, wobei ich 
gleich hinzufiüge, daß darüber, db h,ier ein 
verfassungsgesetzlich gewähdeistetes Recht 
verletzt wurde, nicht ich, aber auch nicht Herr 
Dr. Mo<k., sondern aoo'ere zu entscheiden 
haben. 

Im 2'JWeiten Satz zi,eht Herr Dr. Mode aus 
dieser falschen Behauptung gleich eine genera­
lisierende Schlußfolg,erung in bezug auf die 
Tätigkeit der Regierung und ihre Einstellung 
zu verfassurrgsrechtlich gesicherten. Grundsät­
zen überhaupt. Das 'betrachte im als eine ein­
seitig·e nicht zi-el!führende Darstellung. (Leb­
hafte Zustimmung bei der SPO.) 

Im möchte nun zu den wichtigsten Punkten 
dieser dringlichen Anfrage, 'zu den wichtigsten 
Vorwürfen Stellung nehmen. 

.oie sozia1isUsche Reg1erung und die soziali­
stischen Abgeordneten dieses Hauses ibeken­
nen sich - das ist mehrfach betont worden -
zu den Grundsätzen der Demokratisierung der 
Gesellschaft und einer ·w.eiteren Transparenz. 

Es ist für mich sehr interessant, daß i!n den 
-vielen Attacken im Zusamenhang mit diesen 
PrOiblemen die OVP noch nie ja oder nein 
gesagt hat. Di,e OVP bekennt sich nicht zur 
Transparenz (Abg. Dr. B a u  e r: Zu Ihrer Art 
Transparenz!), s1e lehnt sie aber auch nicht 
a:b. (Abg. Dr. B I  e n k: Das ist eine Selbstver­
ständlichkeit!) Herr Dr. Blenkl Es ist ja kein 
Zufall, daß die OVP klein eindeutiges Bekennt-
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Dr. Heinz Fischer 

nis zur Transparenz abgibt, denn Sie könnten 
uns Ja sonst nie erklären, warum sich die 
Herren Bundesminister Ktlecatsky und Piffl 
ganz im Gegensa� zu diesem Grundsatz sehr 
oft hinter der Amtsverschwlieg·enheit ver­
schanzten und Selhr oft sagten, Kontrollrechte 
des Nationalrates seien in Wirklichkeit Mehr­
heitsrecht,e, was wir audl als Regierungspartei 
leidlensdlaftlich bestreiten. Sie könnten uns nie 
erklären, warum Herr Dr. Klecatsky geradezu 
g·anze Theorien erfunden hat, durch die Kon­
trollrechte der Abgeordneten beschränkt wer­
den. Sie müssen konsequent bleiben I (Lebhafte 
Zustimmung bei der SPO. - Abg. Dr. B 1 e n k: 
Herr Dr. Fischer! Bei Ihnen ist es doch auch 
nur Rhetorik!) 

Die OVP v-eI'lSucht also, keine klare Stellung­
nahme in der Frag,e der Transparenz abzu­
geben, sondern sie V1ersucht nur eine,s : die 
Regierung in diesem Punkt unglaubwürdig 
erscheinen zu lassen, und führt dazu angeb­
liche Beweise an. 

Nehmen Sie, meine Damen und Herren, bitte 
die dringliche Anfrage zur Hand. Als Be·Wleis 
für die mang·elnde Transparenz wird behaup­
tet, daß die tatsächliche Höhe der Lohn- und 
Einkommensteuerbelastung im Jahre 1 972 noch 
nicht bekannt sei. Ich weiß schon, daß Sie 
sich nicht mit der Antwort zufrieden geben 
werden: S.ie bräuchten j a  nur im Budget auf 
Seite 67 nachzulesen und fänden dort den 
Betrag von 15 Milliarden. (Abg. Dr. K 0 h I­
m a i  e r: Das heißt also: Keine Steuersen­
kungf) 

Ich weiß sdlon, daß Sie auf etwas anderes 
anspielen. Aber Sie bringen uns damit nicht 
in Verlegenheit. Denn die Regierung hat den 
Budgetentwunf einstimmig besdllossen. Hier­
über besteht vöHige Klarheit. (Abg. Dkim. 
G o r  t o n: Die Regierung kann nur einstimmig 
beschließen!) Der Gewerkischaftsbund, Herr 
Kollege, verLiert a:ber deswegen nicht das 
Recht - auch das betrachte ich als Selbstver­
ständlichkeit -, eine frühestmögliche Erledi­
gUIlI!J dieses Anliegens zu verlangen und 
im Rahmen der gegebenen finanlZiellen Mög­
lichkeUen dafür zu kämpfen, daß nicht e·riSt 
mit 1 .  1 .  1973, ein Termin, der aus steuertech­
nischen Gründen der günstigste Termin wäre, 
sondern vielleicht schon früher eine solche 
Senkung erfolgt. 

Klar ist aber, daß dClls,  was Sie tun, nämlich 
einen Entschließu,ngsantrag von zehn Schreib­
maschinenzeilen einzubr,ingen, �n dem eine 
Lohnsteuersenkung schon ab 1 .  Jänner 1972 
- ohne Bedeckungsvorsdllagl - verlangt 
wird, kein gangbarer Weg ist. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Sie werfen uns vor, daß die sich aus dem 
geplanten Gesundheitsministeroium ergeben­
den Mehrkosten noch nicht präzise bekannt 
sind. Nehmen Sie sich einmal die Mühe und 
machen Sie den Vergleich mit der Gründung 
des Bautenministeriums. Es wurde ganz genau 
gleich verfahren. In der Regierungserklärung 
wurq..e das Bautenmini:sterium angekündigt, 
so wie in der Regierungs'erklärung von soziali­
stilscher Seite die Gründung eines Gesund­
heitsministeriums. Dann wurde der Entwurf 
zur Begutachtung ausgeschickt, dann wurde 
er nach etwa einem Monat im Nationalrat 
eingebracht - das ist auch diesmal der Fall, 
wir haben heute die Zuweisung an den zu­
:ständlge�.Aus.schuß vorzunehmen -, und dann 
wurde das Ge:setz im Parlament beschlossen 
und auch die budgettechnische Vorsorge ge­
troffen. Alber das, was bei Klaus und Kotzina 
'selbstverständlich war, das soll jetzt auf ein­
mal ein Beweis für die mangelnde Demokratie 
oder mangelnde TI1anspareuz der Regierungs­
politik sein? Lassen SLe sidl bitte Ibes·sere Be­
weits·e ein�allen, wenn , Sie welche finden. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Der Herr Kollege Dr. Mork bringt mich nom 
auf einen driUen Punkt. Er sagt in Uberrein­
stimmung mit der dringlichen Anfrage, es habe 
einen Rösch-Plan gegeben, den niemand ge­
sehen habe. Herr Dr. Mock, ich weiß niCht, 
ob Sie ihn gesehen 'ha'ben oder ob Sie ihn 
niCht gesehen ha'ben. Aber: Es haben ihn 
er·stens aUe ges·ehen, die das Programm für 
Osterreich gelesen haben, es haben ilhn zwei­
tens alle gesehen, die die ausführlichre Dar­
stellung des damaligen Staatssekr·etärs Rösch 
in der "Zukunft" gelesen haben, und e's haben, 
Herr Dr. Mork, alle Offiziere den Rösch-Plan 
als Sonderdruck mgeschickt bekommen. Aber 
Sie sagen, es hat ihn niemand gesehen, und 
das ist der dritte Beweis, dien Sie für die 
mangelnde Transparenz anführen. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Zu dieser einsei1Jigen Darstellung paßt es 
natürlich sehr gut, daß Sie umgekehrt von 
allen jenen Fakten, die zum Zweck einer Er­
höhung der Transparenz gesetzt wurden, von 
den vielen Gesprämen der Bunde.sregierung 
mit den verschiedensten Gruppen der Bevölke­
rung, von den Pressekonferenzen, von den 
neuartigen Formen eines erweiterten Begut­
achtungsverfahrens et cetera, natürHch kein 
Wort sag,en. Das fällt unter den Tisch, und 
daher betrechten es wjr tals Notwendigkeit 
zur Steuer der Wahrheit darauf hinzuweisen. 
Ich gebe aber gleich eines zu : Eines haben 
wir nicht getan, was in der vorvoriy·en Gesetz­
gebung.speriode gang und gäbe w·ar, nämlich 
au:.s Regi:erung'smitteln ul)d Budgetmitteln 
Regierunglspropagand·a zu betreiben. Das tun 
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w:ir nicht und dazu bekennen w.ir uns. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Es gehört auch, meine Damen und Herren, 
zu den' Standardvol'Wlürlen der Oppositi,on 
der Regierung gegenüber - obwohl das nadl 
sechs 'Woch'en Amtstäti'gkeit oder sechs 
Wornen nadl der Regierungserklärung ja  
wirklich para.dox ,ist -, bloße Ankündigungs­
politik zu betreiben. Ich bin in den zwa.nzig 
Minuten nicht in ' der .  Lage , Ihnen a11 jene 
wlchtig,en Punkte vorzutrag·en, die in der 
Regierungserklärung vom 20. Apri1 1 966 ange­
kündigt wurden und nicht nur nach sechs 
Wochen, sondern nach vier Jahren nicht er­
ledigt wurden. (Zustimmung bei deI SPO.) 
Sie �ennen j,a hoffentlich den Text dieser 
Regierungs·erklärung, und ich kann sie daher 
beiseite legen, aber ich würde Sie um ein 
größeres Maß an Obj-eiktiJvität und um ein 
Gefühl für poIiti'sdle Proportionen herzlichst 
bitten. (Zustimmung bei der SPO.) 

. 

Und dalIIlit, meine Damen und Herren, 
komme ich eigentlich zu dem schweflWiegend­
sten Vorwurf, der hier in dies-er dringlichen 
Anfrage gemacht wild, nämlich dem Vorwurf, 
daß die Regierung große Gruppen der Bevöl­
kerung, sofern sie nicht �u einer beidingungs­
losen Befolgung der Regierungspolitik bereit 
sind - zum Beilspiel IStud,entenrvertreter, 
Bauern, Offiziere et cetera - diffamiert oder 
diffamieren läßt. Gerade ,sechs Wochen nach 
dem Wahlergebnis vom 10. Oktober haben 
Sie eigentlich eine recht plastisdl'e Antwort 
zu der Bebauptung bekomm-en, daß die Regie­
rung die Bevölkerung oder große Gruppen 
der Bevölkerung diffamiert. Ich glaube , diese 
Antwort läßt an Deutlidlke.it nichts zu wün­
schen 'übrig. 

Aber ich begnüge mich nicht mit dieser 
defensiven Argumentation, meine -Damen und 
Herren. Ich gI,anbe, es ist, FIiau Minister Eirn­
berg, schon fast ,eineinhalb Jahre her, ·als die 
Fra'ge aufgeworfen wurde, ob ,die Hochschüler­
schaft in ihrer · j1etzrgen Form noch repräsenta­
tiv und funktionsfähig ist. Ich füge hin�u, daß 
das V,erlang,en nach einer Reform der ges-etz­
lichen Intere$iSensViertretung der Studenten ,ein 
aUg.emeines ist. Alber ich brauch-e nicht ein­
einhalb J a1hre zurückzugreifen . Ich finde in 
der vorigen Woche in einer OVP-Zeitung, 
der "Südost-Tag·espost", weil wir ,schon bei 
den Studenten sind, ein zustimmend wieder­
gegebenes Zitat , in dem es heißt; "Das Bünd­
ni,s zwischen den faulen unrl den Ra'dikalen, 
das an unseren Univetsität-ell begann, ver­
giftet allmählich aUe ,Bereiche unserer Gesell­
schaft." Wenn Sie über Dift)amierung nach­
denken wollen, dann nehm·en Sie einmal dieses 
Zitat zur Hand oder nehmen Si'e die Rede zur 

Hand, die ich mir sehr gout gemerkt habe, die 
Herr Dr. Schlein�er Anfang dieses Jahres ge­
halten hat, wo ler die von den Studenten 
über·einstimmend hegrüßten Initiativen für 
eine tiefgreifende Reform der HochschulJStruk.,. 
tur auf der Basis des Disikussionsentwumes 
des WtsS'ensrnaftsministeriuID's in einer Weise 
abqualifiziert und als schlecht hingestellt · hat, 
daß hier der Vorwurf der · Diffamierung viel 
eher am Platz wäre, als be.i jenen Beispielen, 
die Sie anzuführen vensudten. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Und was die allerschwerwiegendste Behaup­
tung, nämlich die angeblidte Diffämierung des 
Nationall'la1les durch den ' BunJd.esminilSter Lüt­
gendorf betrifft, wurde ja hi,er heute smon 
eine kurze KlarsteUung gegeben, und für mich 
hat sich diese Klarstellung auch in einer ande­
ren Wet'se ergeben. Dieser Dialog i'st zwischen 
Minister LütgendoI'lf und einem J ournaUsten 
aus Graz geführt worden. Der Minister hat 
offensichtlich die Anfr.age mißveI'lStandJen oder 
falsch verstanden und daher einie ebenfalls 
mißverständliche Antwort gegeben. Das wurde 
·später, soweit ich informiert bin, U!llter vder 
Augen klarge:s'tellt, und es baben die meisten 
Zeitungen - die meisten, mit Ausnab,me der 
OVP-Zeitungen - über di-esen VOI1fall nicht 
berichtet, weil sie es alos selbstverständliche 
journalistische Sorgfaltspflidlt betradItet 
haben, sich genauer zu informieren, bevor man 
'so etwas unteI1S1lel1t. Aber die Verfas'ser der 
dringlichen Anfrage haben sich offensichtlich 
nicht genügend genau infonmiert und haben 
da's . .  , (Abg. Dr. B a u  e I: Uns genügt das, 
was der Herr Minister gesagt hatl) \Ä'ber uns 
genügt, daß klargestellt wurde, daß das ein 
Mißver;ständn�s ist. (Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir die 
Rede des Kollegen Dr. Bauer und die Rede 
des Dr. Mock sehr genau angehört, und mir 
sind Ermahnungen eingefallen , die der frühere 
Obmann des OAAB Dr. Male1la in seiner Rede 
anläßlich ·seines Ausscheidens aus dieser FIlIDIk­
tion am 22. Mai 1971 geg·eben hat. Herr Doktor 
Mock! Herr Dr. Maleta hat wörtlich g,esagt : 
"Der Stil unsel1er AussaJgen wird Isich ändern 
müssen,'  weil ohne die'se · Selbstbesinnuny 
weder der klügste Parteich·e.f noch das ge­
scheiteste Programm die Partei vor dem Ver­
<lerhen retten könnten." Merken Sie sich diese 
Aufforderung zur Änderung des Stils, der Herr 
Dr. Bauer .schieint sie nicht zu beherzigen . 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Zweitens ; "Seit Jahren fordern viele Kriti­
ker von der Parteifülhrung ständig ,Härte'.  
Ich habe dagegen nichts einzuwenden, " sagt 
Dr. Maleta, "wenn unter Härte nicht das laut­
starke Herumlaufen mit dem altgermanischen 
BiJhänder oder Bier:schlegel . verstanden wird, 
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sondern ein Kampf mit der biJegsamen Klinge 
des Florietts aus Edelstahl." 

Herr Dr. Bauer, Sie smeinen von der bieg­
samen Klinge des Floretts nicht viel zu halten. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Ich kenne einige Ihrer 
Leute, die auch nicht viel davon halten!) 

Der Herr Dr. Maleta hat n.oCh ei;ne dr.itte 
Mahnung an seine Partei au:s gespro ehen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. B a  u e r.) Herr Kol­
lege! Wir sind in ;eiruer Delbatte und in einer 
Debatte list es üblich, auf AUiSführungen der 
Vorredner zu antworten; und das tue iCh 'So­
eben. 

"Noch eine Sorge sei ausgesproChen" 
- sagt Dr. Maleta -. ,�Die OVP -ist aIllfällig 
für da'S fortlaufende Gebären immer neuer 
SChlagworte, die ihr dann wie ein Mühlstein 
um den Hals hängen. Dagegen gäbe e's ein 
einfaches Roempt : Zuenst denken und erst nach­
her reden." (Zustimmung bei der SPO.) Meine 
Herren! ICh fordere Sie auf. dieses Rlezept zu 
beherzigen! (Langanhaltender, lebhafter Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen und Herren! Gestatten 
Sie dem Präsidenten eine kurze Feststellung, 
ohne jedwed'e ,sonsttge Stellungnahme dalZu. 
Es ist nicht ang,enehm, als Funktionär zitiert 
zu werden, wenn man als Pr.äsident den Vor­
sitz führt. (Ruf bei der avp: So eine Taktlosig­
keit von dem Fischer!) 

ICh erteile dem nächsten Redner das . Wort, 
dem A:bgeordneten Zeillinger. (Ruf bei der 
avp: Wir haben geglaubt, der Fischer hat 
Manieren!) 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! ICh spreche -aLs nächster 
Redner der freiheitlichen Fraktion zu Fl'tagen 
der Landesverteidigung !Und zur Transparenz 
in dieser F:r:a'ge , OIbwohl es der Herr Verte idi­
gungsminister 'gestern für richtig und notwen­
dig 'befunden hat, in der Offentlichlkeit fest­
zustellen, daß ich keine Generalstabsaus'bil­
dung habe . 

Herr Minister! Das ist richtLg. Das hätte 
keiner öffentlichen Feststellung lboo'llIlft. Ich 
bin Abgeordneter und thabe meine SteUung­
nCllhme ,alls Afb,g,eordneter diese.s Parlamentes 
und a,ls MitgHed des Landesverteidigungsrates 
-aibgegeben. Ich we rde nicht mit gleicher Münze 
heiJmzahlen und nun -aunäJhlen, . welche Aus­
ibildungen lJhnen ermangeln, obwohl Sie trotz­
d·em EI1klärungen abgeben. (Heiterkeit.) Eine 
Spezi'a.lausbilJdung 1st durchaus notwendig 
für . Experten. Wenn Sie e inmal als Experte 
auftreten, so ist ·es gut, 'Wenn iSie eine Gene­
ralstabsauSibildung hahen. Aher -es ist wie in 
den ü\brig'en LebenS'bereichen, 'bei jedem unse-

rer Berufe ist es so; etwa Ibeim Schuster: die 
Schuhe macht der Scbuster, aber ob sie gut 
oder schön sind, ob sie brauch:bar ,sind, ab 
man sie tr·agen kann, das bestimmt nicht allein 
der SdlUster, der sie ·gemacht hat, .sondern 
das Ibestimmen diej enLgen, die !Sie anziehen 
und verwenden müssen. (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

. Und genau so ist -es mit den Fragen der 
Landesv·erteidigung. Dad ich Sie vielleicht 
daran erinnern: Es gibt eine Bundesverfas­
sung, Herr -Bundesminister, und in di-eser- Sun­
desverf.a.ssung - das i'5t ein sehr ernstes 
Thema ---:- ,girbt es sehr \Viele Artikel, die j eden 
StaatS'bür'ger, uns -als AbgeOIdnete, aber auCh 
Sie als Minister, binden, sie ,zu respe!k.tieren. 
Im Staatsgrundgesetz heißt es beispielsweise 
im Artikel 13 : "Jedemnann hat das Recht, 
durch Wort, Schrift, Dmck 'oder durch bild­
liehe Darstellung seine Meinung innerhal'b der 
gesetzl!i.chen Schranken ,frei zu äußern." 

Dieses verfassungsmäßi;g garantierte Recht, 
Herr Bundesminister, l,assen wir Freiheitlichen 
uns auch dann nicht 'beschneiden, wenn Sie 
unsere Albwesenheit dazu ,benützen, -ahfäll1ge 
Bemerkungen ü:ber die Fähigk-eiten · einzelner 
Abgeordneter zu machen. 

Maulkorberlässe können Sie .erlassen -
aber nicht für die Abgeordneten! Wir haben 
einen Maulkorberlaß hereits im Frühj ahr vori­
gen Jahres erlebt, der alber dann später wie­
der von ihrem Amtsvorgänger ,zurü<kgenom­
men werden mußte, und lWir hahen am 1 7. Jiuli 
1 971 einen Tag·eSlbefehl von Ihnen erlebt, in 
dem Sie erklären : "Ich veIlbiete '�l,len Offizie­
ren u,nd Beamten, in schriftlicher und münd­
licher Form 71U aktueHen Fr,a'gen der Landes­
verteidigung, insbesondere zu · solchen, die im 
Zusammenhang mit der Bundesheerreform 
steben, der Offentlichkeit gegenüber El'tklärun­
gen ahzugehen." Ich iweiß nicht, ob ,Sie solche 
Befehle als richtigen Stil im Raihmen einer 
sozialistischen Regiel'tung empfinden. Ich sage 
Ihnen gleich; Herr Minister, ich empfinde es 
nicht ,als den richtigen Stil. Ich kann mir vor­
stellen, wie - die KoLlegen der sozialistischen 
Fraktion vor -ein�gen Jahren auf.g.eheult hät­
ten, wenn !beispielsweise solche Bemel'tkungen, 
wie sie gestern der Herr Bundesminister Lüt­
-gendorf über einen Abgeordneten der OVP 
und einen Albgeordneten der Freiheitlichen 
Part-ei !abgegehen ihat, früher von e inem Mini­
ster ,gegenüber einem sOizlalisHschen Abgeord­
neten -abgegeben wOliden 'Wären. 

Was Sie, Herr Minister, in diesem Augen­
Iblick .schützt, .sind die 93 IMandate ,  die abso­
lute Mehz1heit der Sorzi�listischen Partei, und 
diese nützen Sie nun bis xum . letzten. Gramm 
aus ! Sie stützen sich darauf. Sie wissen, hin­
ter Ihnen stehen 93 Leute, die d�s Parlament 
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zum Taben bringen würden, wenn so etwas 
'bei ein-er .anderen Regierung 'geschehen wäre. 
A'ber Sie wissen glanz igenau, d.aß diese 93 Ab­
geordneten hinter ,allem stehen, was Sie jetzt 
machen. Und das nützen Sie hemmungslos aus. 

Ich er�läre llinen: Hier, Herr Minister, be­
ginnt diese Frage nämlich dann bedenklich 
zu werden - lund da ist j etzt der Zusammen­
hang mit der Anfra,ge gegeben -, wenn nun 
die Transparenz, die vom Herrn Bundeskanz­
ler angekündigt worden ist und die von Ihnen 
im früheren Stil seh.r oft auch sehr deutlich 

'gehandhabt worden ist, von Jlhnen ängstlich 
v-ermieden wird. Denn twann immer wir in 
die Fragen der Landesverteidigung hinein­
kommen, Herr BundeSlID.inister, ist - seitdem 
Sie das Amt übernommen Iha!ben - eine Poli­
tik der Verschleierung an der Tagesordnung. 
Wir werden das j a  noch erle'ben. Ich möchte 
heute nicht einen Vor,griff auf die Debatte 
machen, aber wir haben es ja schon im Aus-

. schuß gesehen. So wie Sie, Herr Minister, 
glauben, das Parlament behandeln .und . alle 
Fragen, auch der Budgetpolitik, verschleiern 
zu können, geht das nicht! 'Ich Ig,�be zu, Sie 
halben eine tot(ljle Niederlage innerhalb der 
Regierung er-litten. Sie spramen einmal von 
sieben Prozent, die Sie .für die Landesverteidi­
gang für notwendig erachten. Ich ;bin lPolitiker 
und nicht MiJ.itär. Ich habe diese sieben Pro­
zent iminer als irreal angesehen - auch wenn 
der Bundeskanzler nicht Dr. Kreisky ,geheißen 
hätte. Keine Regierung wäre in der Lage ge­
wesen, sieben Prozent zu erfüllen. Ich ·bin 
überrascht, daß Sie als Generalstäbier eine 
solche irreale Ziffer nennen, von der Sie wis­
sen, daß sie in der ,Politik nicht durchführ:bar 
i�t. 

Alber Ihre Niederlage 'besteht ja darin, daß 
mit dem nächsten Verteidigungsbudget, in 
dem wir Mittel geb:r:aucht !hätten, um die Re­
fonn einzuleiten, im Jahre 1912 die Reform 
nicht eingeleitet werden ikann, weil Sie ja 
weniger BudgetanteiJ für 1912 bekommen 
haben als .im Salbre' 191 1 .  ,Sie haben, in aJbso­
luten Ziffern geSehen, um Millionen mehr 
bekommen. Aber der Anteil der Landesvertei­
digung a:m Gesamtlbudget ist unter DIner Füh­
rung weiter aJbgesunken. Und das, Herr Mini­
ster, allein - und das ,werden wir bei der 
Budgetdelbatte sehr deutlich sehen - verhin­
dert die Reform, und das einmal sehr deutlich 
ausm.sprechen, hätten Si,e den Mut haben 
müssen. Sie verschleiern es. Es Igibt einen 
Arbeitsibehelf, :und :wir werden uns sehr 
genau darüber untemaUen. Andere Ressorts 
sehen es als ilhre Pflicht an, darüber 'Zu reden. 

Meine Herren von der Sozialistischen Pa.r­
tei! Sie waren auch einmal in der Opposition, 
Sie waren auch einmal in der Lage, prüfen 

zu müssen, wofür das Geld ausgegehen wird, 
Der Budgetanteil der Landesverteidigung 
sinlkt, während neben'bei die Repräsentations­
kosten um 50 'Prozent gesteigert worden sind. 
Das ist sozialistische Verteidigung'spolitik: die 
Repräsentations.kosten steigern Sie um 50 Pro­
zent, und Sie halben Personaleinsparungen in 
sehr großem Ausmaß - bei der Truppe, ,aber 
nicht beim Ministerifum. Dort haben Sie ,sogar 
einen Zugang, obwohl das seit Jahren der 
Rechnungshof und das Parlament kritisieren. 
Das heißt, die Truppe wird geschwädlt, aber 
das Ministerium hält die Stel,lung ,bis !Zum 
letzten Tag. (Heiterkeit.) Das ist also d·as 
Er;gebnis dieser Budgetpolitik. Ich werde, nur 
eine Ziffer, nur einen Vergleidl lbringen, damit 
Sie sehen, daß -das eine tHeraus.forderung ist t 
Und ich bitte Sie, meine Herren der soziaUsti­
schen Fraktion - Sie Maren einmal in der 
Opposition -, immer daran zu denken: es 
könnte einmal der Tag kommen, wo Sie wie­
der in der Opposition _sind. Da !Wir Freiheit­
lichen immer Oppositionspolittker waren, 
haben wir j eder Regierungspartei gesagt: Den­
ken Sie dar,an, Sie könnten einmal Opposition 
sein, lass·en Sie dalher ihier nidlt eine Methode 
einreißen, die praktisch den Parlamentarismus 
lahmilegt. 

Und das macht der Minister Lütgendorf. 
Beispielsweise hat er für Verwaltung sehr viel 
übrig. Ich sage Ihnen gleich : Er kürzt dort, 
wo es ,für die Vert'eidigung notwendig ist, 
aber die AmtseinrichtJung -wird verzehnfacht, 
ibeispi,e,lsweise - wie hier steht - von 
1 92.000 auf 1 ,81 0.000. Und wenn Sie nun den 
Arbeitsbehelf für die A'b.geordneten dazu 
lesen - wa's er in den :EI1klärungen s·atgt -, 
dann steht .hier :  Neueinrichtung und Ergän­
zung der Einrichtungen von Amtsge!bäuden. 
No .na - was ist eine Amtseinrichtung ande­
res als die Er:gän2ung und Neueinrichtung von 
Amtsgebäuden. Das heißt, Sie weLgern sich, 
über die Budgetpolitilk Aufschluß !ZU geben, 
und Sie haben - der Herr Bundeskanzler 
wird es noch nicht wissen - angekündigt, 
in Zukunft werden Sie die Budgetpolitik 
machen. Das war eine Ankündigung im 
Finanzausschuß ·betreffend dieses Ministerium. 

Herr Bund,esminister! Hier also wäre die 
Transparenz notwendig -gewesen, hier wäre 
die Durchsmaubarkeit notwendig gewesen. 

Eine weitere Folge davon ist jene Sitzung 
des Landesverteidigungsrates vom verlgange­
nen Montag, über die Sie gestern eine Presse­
konfereIllZ a/bgeha.1ten 'haben, und die Stellung­
nahmen, die wir - das �st IUnsere Pflicht als 
Albgeordnete - abgegeben ha.ben. Wenn Sie 
das noch nicht wissen sollten, Herr Minister, 
im dar.f Sie aufkllären: Oppositionsalbgeord­
nete baben auch Pflichten. Zu ihren Pflichten 
gehört es, ilhre Meinung der Offentlidlikeit 
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und den Massenmedien ,mitzuteilen, ,Zlur Dis­
ku.ssion zu stellen. 

In der Sitzung des Landesverteidigungs­
rates ha'ben Sie ,angeblich den · P.anzerschrank 
geöffnet und ein Ddkument vorgelegt, das Sie 
seit Feber 1971 unter Verschluß gehalten 
halben. Ich hahe Sie mehrmals befragt: Es ist 
das Dokument unverändert, das Sie im Feber 
1 971 ausgeaI1beitet haben. Herr Bundesmini­
ster ! Nun erkläre ich Ihnen: Das ist eine 
Manipulation! Denn Sie haben im Feber 
1 971 ""7" und dieses Datu.m haben Sie auf das 
Dokument daruntergeschrielben, das Sie uns im 
Verteidigungs rat ,gegeben haben - 'bereits 
eine Wehrgesetznovelle 'Zitiert, die erst im 
Juli 1971 beschlossen worden ist. Ein solcher 
Hellseher sind Sie ! (Heiterkeit bei FPO und 
OVP.) Ja, Herr 'Minister, Lhnen ist das gleich­
gültig. 

Wir als Albgeordnete sind ein anderes Ver­
halten der Regierung ge.wöhnt. Sie können 
hier von oben hera'b - Sie sind General­
stäbler, iCh weiß - mit der ISdlulter zucken. 
Aber auch der Generalstäibler Lütgendorf ihat 
sich den Geseflzen der Demokr·atie unterzu­
ordnen. (Zustimmung bei der FPtJ und Abge­
ordneten der tJVP.) 

Herr Minister ! Wenn Sie ein Dolwment 
vorlegen , dann haben Sie die Wahrheit zu 
sagen und ein wahres Datum darunterzu­
schreiben. Vom juristischen IStandpunkt nennt 
man so etwas FäJ.schung, vom politischen sagt 
man dazu Manipulation. Sie halben auf meine 
Befragung, ohne ·allerdings zu 'wissen, worauf 
ich hinaus wHI, ausdrüddich bestätigt: Das ist 
das unveränderte Dokument vom Feber 1 97 1 .  

Meine Damen und Herrenl Nun zur Trans­
parenz. (Bundesminister L ü t g e n  d 0 r f ver­
läßt die Regierungsbank und in weiterer Folge 
den Sitzungssaal. - Abg. P e t  e r: Bleiben 
Sie da! Hören Sie sich das an! - Abg. M i  t­
t e  r e r: Unerhört ist das! - Abg. Doktor 
B a u  e r: Das ist der neue Stil! - Weitere 
lebhafte Zwischenrufe.) 

Ich wür1de den Herrn Präsidenten bitten , 
mit den Klubobmännern die Frage zu prüfen , 
ob man nicht in dieser Situation die Simung 
des Hauses unterobrechen sollte, denn es ilSt 
einmalig, wenn eine dringliche Anfrage behan­
delt wild, daß der zuständige Ressortminister, 
der sich zwar herausnimmt, di.e Abgeordneten 
dieses Hauses in aller Off.entlichkeit . . .  (Abg. 
M e  1 t e  r: Das ist Feigheit vor dem Feind! -
Abg. P e t  e r: Herr Minister, wir sind ja keine 
Lausbuben! - Bundesminister L ü t g e n  d 0 r t 
nimmt wieder auf der Regierungsbank Platz.) 
Wenn Sie wieder :rurückkommen, nehme ich 
das -wieder ·�urück. (Allgemeine Unruhe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
-!lebend) : Meine Damen und Herrenl (Neuer-

liche Unruhe. - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt 
erneut das Glockenzeichen.) 

Abgeordneter Zeßlinger (fortsetzend): Herr 
Präsident! Ich darf noch etwas feststellen, 
bevor :Sie sprech�n : In diesem Fall ist die 
ProvokaUort - und es war eine Provo­
kation - nicht vom A>bgeordnetenhaus, son­
dern vom Herrn Minister ausgegangen. (Zu­
stimmung bei der FPtJ und Abgeordneten der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (erneut das Glocken­
zeichen gebend) : Nachdem man mich ja nicht 
zum Wort hat kommen lassen, konnte .ich auch 
den Herrn Minister nicht !bitten, zurückzukeh­
ren. Ich bitte in der Debatte fortzufaJhr·en. (Abg. 
M e  1 t e r: Das sollte er selber wissen!) Die 
Angelegenheit ist ·erledigt. !leh 'Ibitte den Herrn 
Albgeordneten ZeHlinger fortzufahren. 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend) : Ich 
fahre fort. (Abg. Dr. F i s  c h e r: Warum dann 
die tJVP die Dringliche nur an den Bundes­
kanzler gerichtet hat, ist mir auch nicht klar!) 
Herr Kollege Dr. Fischer! Als "alter Hase" 
dieses Hauses dar! ich Ihnen einen fairen Satz 
sagen: Es ist üblich, wenn ich als .A!bgeord­
neter mit einem 'Minister spreche - man tut 
sich ohnedies hart, wenn man sich umdrehen 
muß -, daß der Mini'ster zuhört. Er kann 
sich dabei denlken, was er y;ill. Daß er a:ber 
die Hände in die Hosentaschen steckt, Ihinaus­
geht und mit den Schultern 'Zu<k,t - das halbe 
ich persönlich hier ,in diesem Hause noch 
nicht erlebt. Damit ist für mich die Sache 
erledi·gt. (Zustimmung bei der PP.O und Abge­
ordneten der OVP.) 

Bezüglich des Dokumentes, das hier vor­
gelegt wurde und das oben die Uberschrift 
",geheim" trägt , halbe ich mittlerweile festge­
stellt, daß es in dies'ern. Haus he:ktQgraphiert 
und verteilt wurde, ohne das "geheim" zu 
entfernen. Herr Bundeskanzler I Ich bin mir 
im Moment nicht im klar.en - Sie sind Vor­
sitzender des Verteidi,gungsrates -: Ist es 
noch 'geheim oder nicht. J edenfaJls ist es in 
den Händen sehr vieler Personen, ;die dem 
Verteidigu.IlIgsrat nicht ang·ehören. Ich glaube, 
daß es zweckmäßig wäre , daß wir dann auch 
offen darüber dis'lmtieren. Eine Klärung wäre 
vor der Diskussion am 1 3. Dezem'ber notwen­
dig. 

In seinem Vortrag an den Verteidigungsrat 
sa,gt der Herr Bundesminister ausdrütkilich : 
"Nun gilt es ' "  die weiteren Schritte 7lUr 
Reform des Bundesheeres zu setzen. Zu die­
sem Zwecke häbe ich seinelizeit" - im Feber 
1 97 1  "den beiliegenden Bundesheer­
Retormplan ausgearbeitet, . . .  " 

Herr Bundeskanzlerl Aus dieser Formulie­
rung ist klar ersichtlich :  Das ist der Ibeilie­
geIlide Bundesheer-Reformplan. 
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Zeilliager 
Meine Damen und Herren dieses Hauses l Ich 

lade Sie nun ein - auCh jene, die nicht Mit­
gHeder des Veneidigungsrates sind -: Sehen 
Sie siCh das anl Denn dieses Dokument, das die 
Grundlage der Landesverteidigung bilden soll, 
ist niChts anderes als eine Inhaltsangahe, eine 
Zusammenstelmng, ein Index, ein Wunsch­
denken eines . Ministers; ohne il1gendeine kon­
krete Ausführung. 

Herr Bundesminister! Sollten Sie auch die 
Unterlagen aus ftüheren S.itzungen des Ver­
teidigungsrates nicht kennen, so habe ich sie 
mitgebraCht, ;wo zu jedem .. eiIllZelmm der von 
Ihnen aufgezählten Punkte ,- Sie halben über­
haupt niChts Neues gebraCht - .  ein ganzes 
Heft ' als Beilage - selbstverständliCh als Bei­
la-ge 1 - ersChienen ist. 

Ich ,greife hier nur einen Fa.ll heraus. Unter 
P1lanungswesen stelht : ,,3. Infrastruktur 1980." 
- Schluß, aus !  Aus 1 Das ist der Reformplanl 
ReChts steht dann noCh unter: "Zielsetzung" : 
"Heeresgliederung rur di-e 80er Jalh.re" - Herr 
Minister! Das ist der Reformplan? Den hätten 
Sie vom Feber 1911 bis jetzt niCht im Panzer­
schrank haUen müssen. Sie hätten ihn ruhig 
veröffentliChen können, . denn die,se Titel­
zusammenstelLung kann jeder Unteroffiizier, 
der die . Unter-offizierssChule aobsoliViert hat, aus 
den Titeln, -aus den [nhailtsao,g.alben der bis­
herigen Verteidigulllgsuntel1lagen im Verteidi­
gungsplan ·a'bschreilben. Herr Minister, das ist 
die mangelnde Transparenz, und das haben 
wir kritisiert. 

Wenn wir ohne Protest zur Kenntnis neh­
men, daß Sie im of,fiziellerl' Vortrag an den 
Landesverteidigungsrat JeststeIJen: Zu diesem 
Zweck !halbe iCh den beiliegenden Reformplan 
ClIUsgearbeitet, d-as ist der Reformplan, dann 
darf 'ich lihnen als einer, der mvar dem Lan­
desverteidi:gungsrat niCht seit dem Beginn der 
Sitzungen, a'ber doch immerhin · sChon viele 
Jahre -aIligeh'Ört, hier in Erinnerung rufen 
- ich glaube; daß Sie �um ersten Mal als 
Minister am · · Landesverteidigungsrat tetlge­
nommen ha:ben -: Wenn Sie sich die Proto­
koHe und Unterlagen anschauen, dann werden 
Sie wissen, daß der Verteidi,gungsrat g·ewooot 
ist, in anderer Form zu al'lbeiten, daß wir als 
Zivilisten .. jedenfalls die Landesverteidigung 
wesentlich ernster nehmen als Sie, Herr ,Bun­
desminister. 

Ich lese Ihnen nun das gesamte Planungs­
wesen vor - das ist Lütgendorfs Panzer­
sChrankgeheimnis l  -: , , 1 .  'Mobilmachungs­
system 1915." - Schluß, aus ! , ,2. Dislozie­
rungsplan 1 915."  - Schmß, -aus ! (Abg. Doktor 
B I  e n k: Sehr transparentl) ,,3. Infrastruktur 
1980." - Schluß, ,aus ! , ,4. Rüstungsplanung 
1 980." - Schluß, aus l  Das ist der Reformplan 
für das P.Ianungswesen. 

Meine Damen und Herren! So geht es von 
A bis Z. Hier haben wir vom ersten Moment 
an Kritik geübt und gesagt: So leichtfertig 
lassen 'Wir die 'Landesverteidigung nicht be­
handeln, ,wie Sie das glauben. So herabsettZend 
können Sie dem Landesverteidigung.srat niCht 
beriChten, der sich monatelang, ja jahrelang 
mit Teilge\bieten /besdläfti,gt hat und der nun 
in einer Sitzung ein solches Dokument als 
Grundlage eines Reformplanes betrachten so.lL 

Hier nehmen Sie von mir zur Kenntnis als 
einer, der einer Fraktion angehört, die !hier 
mit der gegel1JWärtigen Regierungsfraktion 
gemeinsam die . Wehrg-esetznoveUe besChlos­
sen hat, daß wir uns auch · mitv·erantwortlich 
fühlen, daß aus dIeser Wehr-gesetznOlVelle eine 
Heeresreform herauskommt. Meine Damen 
und Heuen von der sozialistischen Regie­
rungspartei! Sie haben die absolute Mehrheit, 
�ber Sie können uns :Freiheitlichen niCht ein­
reden, daß man mit einer solchen Gedanken­
armut überhaupt nur ernstJha.ft an eine Bundes­
heerreform herangehen kann. 

-Es ist auch eine . Umstrukturierung der 
Spitze geplant. Das hat sich der Herr FinanlZ­
minister vom Herrn Verte�diguIllgSlIIüni.ster 
a,brLngen la SiS en. Herr Verteidi,gungsminister! 
Da!zu :braucht man ,keinen Schilling! Daher sind 
Sie auch mit weniger Budgetmitteln im näch­
sten Jalhr ausg·estattet als in diesem Ja:hr. 
In der Führungsspitze umgrüppierenl Dazu 
darf iCh Ihnen erk,lären: �s liegt eine Zus-age 
des Herrn BundeSkanzlers bei den Drei-lPar­
teien-Verhandlungen im Bundeskanzleramt 
vor - und ' auCh in Ihrer Gegenwart ist es 
einmal geschehen -, daß die für die Reform 
notwendigen Mitteln zur Verfügung g,esteHt 
werden. Herr Bundesminister I Diese Ohance 
haben Sie v.ersäumt. Sie ha!ben ?JUr Zeit der 
Budgeterstellung bestimmt noch ein Gewicht 
gehalbt. Der Herr Bundeskanzler hat sich 
sicheplich überlegt, ob er einen bis dalhin nicht 
angetasteten Mintster so ohne weiteres in 
Schwiertgkeiten bringen 'könnte. Ob das beim 
nächsten Budget noch der Fall sein wird, wage 
ich zu 'bezweifeln. Herr Minister! Ich möchte 
Ihnen eines sagen : Dann ha'ben Sie wahr­
scheinlich auf Jahre hinaus die Jetzte Ohance 
veIispielt. Dafür tragen Si,e die Verantwortung. 
Wir Freiiheitlichen sind bereit, !Wenn iWir es 
durchschauen können, einen We-g mitzugehen, 
der .zu einer eChten Reform des Bundesheeres 
auf Grund der Wehrgesetrznovelle, die /Wir in 
einer Kampf.aibstimmuIll9 mit den Sozialisten 
gegen die Volkspartei in diesem Hause be­
schlossen haben, führt. 

Wir erklären ihier a1ber in ,aller Offentlidl­
keit: Das, wa·s hier vorgelegt wurde, ist nidlt 
der Weg :DU einer Bundesheer",Reform, und 
das ist auCh nicht der Weg, den wir Freiheit-
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Zeßllnger 
lichen mit Ihnen und mit der sozialistischen 
Regierung und mit den Gedanken, die Sie 
hier nur in Titeln angedeutet ha:ben, g,ehen 
werden. Darum . . . (Abg. M i t  t e  r e  r: Darum 
hat er es im Panzersdtrank eingesperrt, damit 
man es nicht lesen kann!) Herr Minister! Ich 
halbe die Hoffnung, daß der Minister aus dem 
Panzerschrank nur ver,sehentlich das Inhalts­
verzeichnis herausgenommen !hat und daß er 
uns auch die Pläne noch vorlegen wird. 
(Heiterkeit.) 

' Ich möchte rechtzeitig" mit aHer Deutlich­
keit sagen: Wir Freiheitlichen 'sehen darin 
eine Mißachtung des Verteidigungsrates und 
erklären, daß wir eine so undurchsichHge und 
für eine Reform völlig ungeeignete Al"beit bis­
her noch nicht erlebt halben. Daher m®r 
Transparenz I Herr Bundeskan?Jler, Sie haben 
die Transparenz, die Durchschaubatkeit ange-
kündigt. ' 

Ich darf hier namens der Freiheitlichen er­
klären: In der Frage der Landesverteidigung 
haben wir mit Ausnahme einer sehr klaren 
und deutlichen Albreibung, die der Herr Ver­
teidigungsminister den A!bgeordneten in ihren 
demd�ratischen Rechten gegeben hat, die 
Durchschaubarkeit verlor,en. Wir sehen nidlt 
mehr, wohin es gelht. Es liegt an Ihnen, Herr 
Minister, ehestens den nächsten Schritt zu 
setzen, ehe wir in eine nirnt mehr repara,ble 
Krise in der Landesverteidigung hineing'e­
raten. (Beifall bei der FPG und Abgeordneten 
der ,OVP.) 

, Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Karasek. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus I Zunächst obliegt es 
mir, namens meiner Fraktion eine Bemerkung 
des Herrn Bundeskan�lers in seiner letrzten 
Fragebeantwortung 'zurückrLu:wei se.n, nämlich 
die Unterstellung, daß die OVP !Zu dem Mittel 
der Installierung von Albihörgeräten �greifen 
:könnte, um die Intentionen des Herrn Blundes­
kanrzlers zu erJorschen. Herr Bundeskanzler! 
Sie reden so viel, daß wir einer solch verab­
scheuungswürdigen Methode gar nicht bedür­
fen, um 'zu er:faihren, ;W!aS ISie denken und w'as 
Sie tun. 

Und das, ,was mein Kollege Dr. Bauer hier 
zitiert hat, das können Sie, :wenn Sie wol,len, 
in der ABD - das kann ich Ihnen :zur Verfü­
gung stellen - in .der Nummer 22, Ende 
November 1 971 lesen. Also es bedumte sicher 
nicht dieser TriCks, di'e Sie .uns unterstellen, 
'Um zu erlahren , was .sie geäußert halben. (Abg. 
Dr. B I  e n k: Jeder denkt, wie er ist!) 

Albgeordneter ,Peter, daß Sie theoretische Uiber­
:leg.ungen anstellen könnten, in welcher Art 
,und Weise ein 'Presseattache ,oder der P,resse­
zugeteilte eines Ministers zu fungieren oder 
:zu reagieren, hat. Alber ich 'biJ.lige ilhnen nicht 
,zu, �u 'belhaupten, daß Kollege Prader in seiner 
Eigensmaft ·als 'Mi,nister dassel1be getan hätte 
wie Minister Lütgendorf. -(Zwischenrufe.) 

Hohes Haus! Der Herr 'BundeskaIllZler ' Dok­
tor Kreisky .hat den politischen SpDachschat� 
um ein modekräftiges Schlagwort, ,wie :wir 
heute .schon vielfach gehört hahen, erweitert : 
um das Schlag,wort Trensparenz. 

. 
In meiner heutig,en Rede möchte ich die 

Mißachbung der umfassenden ,Information und 
die Tatsache, daß . das Prinzip der Transparenrz 
nicht immer und Uberall gehandha'bt wird, an 
zwei hochcrktuellen Beispie,len des ,außenpoli­
tischen Ressorts dartun. Es tut mir leid, daß 
der Herr Bundesmi,nister KirdlSchläger 'Wie so 
mandlmal bei solchen Reden nicht anwe.send 
ist. Das ist mir smon auf,gefallen, als 'wir 
letztesmal über Neutralität und Landesvertei­
digung gesprochen halben. ,Ich hahe dama,ls 
schon gesagt, ich :weiß , daß er gewisse Ver­
pflichtungen hat, die mit dem Terminploan des 
p.artlaments (Abg. L a  n C: Es is t doch der 
marokkanische Staatsbesuch da!) - lassen Sie 
mich Ibitte ausreden, Herr .Abgeordneter 
Lane ! - nicht ÜlbereinsHmmen. Aher da es sich 
um zwei hodlaktuelle !Ft,agen !handelt, die 
weniger wegen des Meritums, sondern eher 
wegen der mangelnden Transparenz zur 
Sprache kommen und außerdem Angelegen­
heiten der gesamten Bunde·sregierung sind, 
kann .ich mich stel1vertretend an den Herrn 
,BundeskaIliZler wenden, der hier meine Au:s­
fi.iJhru�en entgegennehmen kann. 

Erstes Faktum : Staatsbesuch des Herrn Bun­
despräsidenten in Italien. 

Der Herr Bundespräsident hat einen erfolg­
reichen Staatsbesuch in Italien ,ahsolviert. So­
weit so ,gut . Das ist in Ordnung und wir freuen 
uns darüber. Der Hert Bundespräsident hat 
:s.ich bei dieser Reise 'Von einem halben Hun­
dert österreichischer JournaHsten begleiten 
lassen. Soweit so gut. Weniger beifällig kön­
nen wir . aher die Tatsache registrieren, daß 
der Herr Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenlheiten, Dr. KirchschJäger, nach den :Aus­
sagen österreichischer Journaolisten, die an 
seiner römischen IPressekonferenz teilgenom­
men halben, es unterließ, -auch nur mit einem 
einzi,gen Wort den entscheidenden Anteil 
"transparent" zu machen, den sein VOligäng,er 
Außenm.inister Dr. Waldiheim ·am Zustande­
kommen der Südtirollösung im Jahre 1969 
,genommen hat. (Beifall bei der OVP.) 

Zrum Herrn Abgeordneten Peter möchte ich Die entscheidende ' Kopenhagener Begeg-
sagen: Ich bilUge Ihnen durchaus zu, Herr nung 2lWischen dem italienischen Außenmini-
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ster Moro und dem österreichischen Außen- einen Stillstand des Oper·ationskalenders be­
minister Waldheim, die einen erfolqreichen deutet. Der Tiroler Albgeordnete Dr. Leitner 
Besuch des Staatsoberhauptes frbellhaupt erst hat schon damals dar.auf hingewiesen, daß die 
möglich gemacht fhat, ,wurde erst tauf die Frage Sozialisten, sollten sie am 1. März 1 970 die 
eines österreichischen JournalilSten releviert. Mehnheit Ibelkomme.n, den Op,er.ationskalender 
Das ist ein unschönes Beispiel negativer Trans- jederz·eit zum Stillstand Ibringen könnten, liaß 
pareDIZ. Oder 'WlUrde vielleiCht die Transparem sie aher für diesen FaU die volle Verantwor­
deshalb nicht Z!um VorsChein gebracht, weil tung für das SCheitern der Verlhandlungen 
damit die Erinnerung an die Südtiroldebatte '7IWischen Osterreich und Ualien und für die 
vom 1 5. und 1 6. Dezember 1 969 \hätte 'geweckt Folgen, die sich daraus für Südtirol ergeben 
werden können? würden, �u tr.agen hätten. Wenn man also ,für 

Da:vf ich nun transparent machen, dlaß im Transparenz in der Frage der Normalisierung 

Zuge dieser Debatte die ' Südtirollösung der unserer Berzielhungen mit Italien eintritt, da.nn 

OVP-Regierung von der sozialistischen und ist es heute unsere Aufg,abe, "transparent" zu 

frei;heitlichen Oppositio.n dieses Hauses in machen, daß die Grundlage dieser Normali- , 

Grund ,und Boden verdammt ,wur.de. Es stimmt sierung, di,e GrundJ.ag.e der Erfolge des Herrn 

j a  niCht, was der Herr A!bgeordnete Gratz Bundespräsidenten :die Polit�k der OV'P-Allein­

jüngst in diesem Hause hehauptet hat, daß regierung ist, die Sie ohne Änderungen und 

die SoziaHsten nur deslha�b d,agegen ,waren, Abstriche übernommen !ha1ben. (Beifall bei der 

weill der Außenpolitische Ausschuß nicht be- OVP.) 

faßt 'Wurde, ,also a/llS rein ;formalen Gründen. Ein solches "Transparentmachen" kommt 
Ich weiß, daß er in seiner Rede darauf hinge- freilich dem Eingeständnis gleich, daß die Süd­
wiesen hat. tirolpolitik der . Sozialisten im Jahre 1969 

Zur Transparenz der Wahnheit gehört aber, falsCh, die Politi!k der OVP aber richtig ge­

daß die Sozialisten ·vor allem .aus merito- wesen ist, daß sich die Sozialisten damals 
fisChen 'Gründen dagegen w,aren, noch trans- geirrt haben, aber durch ein,en rechtzeitigen 
parenter gesagt: Sie ha!ben der aibtretenden Sinneswandel heute auf ,dem richtigen Weg 
OVP-Regieroung einfach d,en großen außenpoli- in der Südtirolpolitik sind. 
tischen Emolg nicht gegönnt, jenen Erfolg, den Ein ,noCh besseres und noch illustretirveres 
sich der Herr Bundespräsident tbei seinem Beispiel verlehlter Transparenz, Ibesser gesagt, 
Staatsbesuch zunutze lIllachen konnte. üheI1haupt nicht vorhandener Transparenz, 

Die sozialistische Fr·aktion hat in dieser ü:berhaupt nicht vorhandener ausreichender 
Debatte mit verteilten RQUen gespielt. Ich Information durch die Bundesre.gierung ist die 
erinnere daran, daß der Abgeordnete Horej-s HaUung der Bundesregierung in der China­
Paket und Operati'Onskalender samt und son- frage, soweit sie das .A!bstimmungsverihalten 
ders verworfen hat. Nur vier Monate später der österreichischen Delegation bei der UNO 
hat dann das sozialistisdle Mindel'1heitsikalbi- betr,ifft. Die von vielen Emotionen getragene 
nett Operationska,l'ender .und Paket �ur Grund- Kritik der öffentlichen Meinung gegen das 
lage seiner Südtirolpolitik gemacht. {Beifall österreichische kbstimmungsverhalten ist ein­
bei der OVP.) fam .darauf zurück:.ruführen, um es klipp urid 

Im erinnere ,an eine Rede in der g:leichen klar zu sagen, daß die österreichische Bundes­
Sitzung, die der damalige Abgeordnete und regierung, allen voran der Herr Bundesmini­
Oppositionsführer Dr. Kreisky gehalten hat, ster für die Auswärtig.en Angelegenlheiten, 
wo er sogar ,einen Entschließungsantrag ein- es verabsäumt .bat, rechtzeitig das österrei­

brachte, der die Regierung auUorderte, das misChe Vo1Jk über die TI1agweite der Aufnahme 

Europäische Ubereinkommen zur friedlichen diplomatischer Beziehungen mit Pe.k.ing zu 

Beilegung von StreiUgkeiten (ZU ergänzen, daß informieren, daß der Herr Atußenminister 

auch künfUge, aus der DurchfUhrung des Pake- immer so geta.n !hat, als o.b dieser Schritt mit 
tes entstehende StreitLgkeiten im Rahmen die- dem Problem Taiwau in den Vereinten Natio­
ses Ubereinkommens ausgetl'lagen werden. nen überhaupt nichts cru tun hätte. J,a er hat 

noch einen viel entscheidenderen Fehler ge-
Ein Jahr ,später - und d,as Ige!hört zur macht. Er hat nom in seinem Rundfunkinter­

Tra.nsparentmachung - ihat der dem .soziali- view vom 1 0. S eptember 1971 davon gespro­
stischen Kabinett angehörige IOr. Kirmschläger men, daß bei Entscheidung uns,eres kbstim­
ohne jede Ä-nderung das von Wald!heim para- mung,sverhaUens g,ewisse Momente eine Rolle 
phierte Abkommen unterzeichnet. Nun !frage spielen, wie zum Beispiel das Interesse eines 
ich Sie: Wo Iblei'bt in diesem IPlunkt die Trans- kleinen Sta,ates an der ExisteDIZ anderer klei­
parenz der Politik der Bundesregiemng? (Bei- ner Staaten. Der Herr Bundesminister mußte 
lall bei der OVP.) doch als Vö1k.errechtsex,perte !Wissen, daß die 

Wenn die Soziialisten im Sinne ihrer damali- Entscheidung der GenerallVersamml'ung der 
gen Entschließung verfalhren .wären, hätte das Ver,einten Nationen nicht dar.auf hinaus lief, 
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den Staat Taiwan ,auszuschließen, sondern dar- ·  

auf, welche von zwei Regierungen, VOll denen 
die eine in Peking IUnd die ,andere in Taipeh 
'si trzt , von der Generalrversammlung ·als einzig 
legal'e Regierung -anerkannt wird. 

Wie soll sich alber, so fr,age ich, bei dieser 
ständigen Konfusion ein österreichischer 
Staatsbür,ger auskennen, !Welche Außenpolitik 
die Bundesregierung ,gegenüber Ohina und 
den Fra!gen, die damit zus,aanmenhängen, be­
tre�bt? EiißlIl1a1 wird Formosa als kleiner Sta·at 
bezeichnet, de'ssen SdlickSla,1 uns nidlt gleich­
gültig ist, im tg.leichen Ate:tIWUg wird vom 
Herrn Außenmini!ster ibehauptet, Formosa ist 
kein Staat und es gelht darum, .welche Regie­
ru.ng die Regierung von ganz Ohina ist. Wir 
von der Opposition -sind der Mei.ll!ung, daß 
von der ersten Stunde ,an der Herr Atußen­
minister die Pflicht geha1bt hätte, seine China­
politik klar zu definieren, diese Chmapolitik 
allen tJsterreichern verständlich oder, :wenn 
Si-e llieber das Wort von Dr. Kreisky bören 
wollen, "transparent" 2lU machen ; dann hätten 
wir uns walhrscbeinlich all da·s erspart, was 
eingetreten ist, nämlkh : eine Unzahl von Pro­
testen, von Beschwerden, von Manifestationen 
.des Unbehagens in der ö.sterreichischen Bevru­
keru.DJg. Alber das kommt eben dav<On, wenn 
man glaubt, in diesem Lande Außenpolitik 
'audl gegen die öffentliche Meinung machen 
zu können, in der Außenpolitik auf die vie,} 
besungene, viel versprochene und ·auf die viel 
verkündete Transparenz ver,zichten rz.:u können. 
(Beifall bei der öVP.) 

Sdlließlich und endlich aber, meine Damen 
und Herren, hat das Ansehen österreichs im 
Ausland unter der frivolen Behandlung der 
Frage der 'Landesverteidigung enorm Schaden 
gelitten. Ich habe schon wiedeI1holt von diesem 
Pult aus daflauf hingewiesen, daß der Herr 
BlUndesminister :rur Auswärtige Angelegen­
heiten kein einziges 'Mal seine warnende 
Stimme lZum Problem der Landesverteidigung 
vom außenpolitisChen Standpunkt aus erhoben 
hat. 

Wenn man die Vorschläge des Herrn B.un­
desminister.s Lütgendorf kennt, wird man 
'wahrscheinliCh ,weder im Inland noch im .A!us­
land über die fortschreitende Schwächung und 
Demontage des österreichisChen Bundesheeres 
Beruhigung empfinden. Hier iWäre eine tra·ns­
parentere Stellungnahme der Bundesregierung 
und des Herrn BundeSlIIlinisters für Auswärtige 
Angelegenheiten ,am P.latz. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich hinzu­
fügen, daß der Herr !Bundesminister Lütg"en­
dor.f in diesem Haus am 1 6. 7. 1971 erklärt hat, 
durCh die Novelle 'werde keine Schwächung 
des Bundesheeres . eintreten. Bundesminister 
Lütgendorf hat am gestrjgen Tage erklärt, die 

Schwächung wird eintreten. Ich ihalb,e hier die 
Unterlagen vor mir liegen, :Sie sehen die 
Widersprüchlimkeiten, Sie sehen die mangel­
haften Uberlegungen dieser Frage. 

Der Herr Außenmi,nister ist in dieser ,Frage 
der Landesverteidigung durChaus mit zustän­
d�g. Er ist k.ein unzuständiger Minister, d�nn 
wenn er d,as Bund�sverf·ass'llngsg.e'Setz über 
die Neutralität, das er ja mit zu vol,J:ziehen 
hat, noc:h richtig in Erinnerung hat, und er war 
ja an der Ausarbeitung dieses Gesetzes als 
hoher und sadlkundiger Fachbeamter ibeteiUgt, 
dann. kennt er sicherlich den engen Zusammen­
hang zwischen Neutralität und Landesvertei­
digung. Alber er sc.bJweigt und 'bildet d·er Regie­
rung Kreisky und lbildet dem 'Brigadier Lübgen· 
dorf die Mauer für. eine Aktion, die meines 
El1ac:htens den außenpolitischen Interessen 
österreichs in höchstem .Maße schädlich i!st. 
(Zustimmung bei der .oVP.) 

Vielleicht wartet der Bundesminister und 
die Bundesregierung auf den Tag, Ibis sich der 
Lärm und. das Interesse des österreichisehe.n. 
Volkes um dieses mehr allS dürftige Wehr­
konzept gelegt Ihat, damit man mit dem Bun­
desIheer aUes tun kann, was man cz:u tun für 
r�chti9 hält, vielleicht auch die von den linken 
Kräften unseres Sta,ates geforderte .AJbschaf� 
fung des Bundesheer,es. Wenn dem so . i,st. 
dann kann mit dem Philosophen Jaspers in 
einem solchen Vo:rogehen nur den Ausdruck. 
der VeraChtung eines Volkes sehen, 'Von dem 
man meint, daß es aus verg,eßlichen Unter­
tanen 'besteht. 

" Vergeßlichen Untertanenverstand" und 
nicht mehr - das 'Wiurde 'heute hier von diesem 
�te wiederholt geäußert - räumt der Herr 
Verteidigungsmini'Ster Lütgendorf offenbar 
auch den .Abgeordneten dieses Hauses ein, 
wenn man sich seine 'arroganten Bemerkungen 
bei der gestrigen Pressekonferenz in Erinne­
rung ruft, die hier heute schon wiederholt 
kritisiert wurden, nämlich, daß Abgeordnete 
dieses Hauses, die sein WehrkQnrzept kritisie­
ren, keine GeneralsfJa.bsausbHdung genossen 
hätten. Darauf muß ich auch sagen: Nein, di� 
haben wir sicher nicht, alber wir ver,langen 
ja auch nicht, meine Damen und Herren und 
Herr Verteidigungsminister, daß die Abgeord­
neten die Diplomatische Akademie ahsolvie­
ren müssen, wenn sie über A:ußenpolitik be­
finden, ein medizinisches tDoktordiplom vor­
weisen müssen, wenn sie über die Gesund­
Iheitspolitik 'beschließen, AibsoJrventen der 
Hochschule für Weltlhandel sein müssen, wenn 
sie Wirtsmaftsmaßnalh.men lberaten und veralb­
sdlieden. (Beifall bei der öVP.) 

Wenn Sie, Herr "Bundesmtnister, in all die� 
sen Fragen den AJbgeordneten den Sachver­
stand a'bsprechen, dann ibletbt uns Ja wa'hr-
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scheinlich a·ls einzige Kompetenz die Beschluß­
fassung ,über die Beamtenhezüge und die Ge­
schäftsordnung des Hauses. Ich fr:age anim, 
ob der Herr Verteidi,g.u,ngsminister in seiner 
staatspolitischen Ausbildung je etwas über 
Sinn, Aufgabe, über Verantwortung und 
PfliCht einer Volksvertretung ,gehört hat, 
und ich fra'ge mich, ob wir Abgeordneten 
dieses Hauses, gleichgültig welcher Fraktion, 
uns eine solme Deklassierong gefallen lassen 
müssen und wie lange noch. (Erneuter Beifall 
bei der OVP.) 

Wenn Sie, Herr Bundesminister, nicht in der 
Lage sind, Wehrkonzept und umfassende Lan­
desverteidi'gung so transparent �u machen, daß 
sie nicht nur j eder A!bgeordnete dieses Hauses, 
sondern aum die Mehrheit des Volkes ver­
steht, das schließlich mit dem Stimmzettel 'auch 
über Ihre Wehrpoliti.k �u rbefinden hat, dann 
passen Sie nicht in die &ndesregierung, die 
dem Volk Transparenz und umfassende poli­
tisch,e Information verspricht, dann !Warten Sie 
nicht mit Ihrer Demission Ibis rur Schwiichung 
Ihrer Gesundheit, wie ich das gestern im Fern­
sehen gehört habe, sondern treten Sie ,alb und 
machen Sie jemandem Platz, der mehr Ver­
ständnis für die Demokratie und methr Ein­
sicht für die Rechte des Hauses besitzt ,als Sie. 
(Beifall bei der OVP.) 

Beherzi.gen Sie schließlich, Herr . Bundes­
minister für Landesverteidigung , einen Aus­
spruch Ihres Amtsvorgärigers Dr. Pfader, der 
vor der Presse und Offizieren der iLandesver­
teidiJ9'llng erklärte : "In einer Demokratie kann 
ein Heer seine ,Pro'bleme nicht im A!lleingang 
lösen, in einer Demokratie kann nicht (befoh­
len, in einer Demo'kratite muß übel'lzeugt wer­
den'" 

Die Bundesregierung aber möge überzeugt 
sein, die Opposition wird mit ,allen Mitteln , 
die ihr die parlamentarische Demokratie er­
laJUbt, die Transparenz henbeiführen und er­
zwingen, in allen politischen Bereichen, nicht 
zuletzt aher und erst recht im Bereich der 
Landesverteidigung. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort hat sich 
der Herr Abgeordnete Robert Weisz gemeldet. 
Ich erteile es ihm. (Abg. M i t t e r  e r: Der 
hat ein schweres Geschäft! - Abg. Anton 
S c  h l a g  e r: Er hat schon leichtere Aufträge 
gehabt! - Abg. Robert W e i s  z: Das ist ganz 
leicht! - Abg. Dr. B a u  e I: Du hast schon 
leichtere Aufgaben gehabtl) 

Abgeof!dneter Robert Weisz (SPO) : Herr Prä­
stdent! Hohes Haus! Es ist vielleicht wiIlklich, 
wie .der Abgeordnete Mitterer s·agt, ein schwe­
res Geschäft, weil ich nicht weiß, o'b ich jetzt 
beim richtigen Kapitel rbin, denn nach der Rede 
des Kolle,gen Dt. Karasek hahe ich eher den 

Eindruck geha!bt, das war so Allfälliges. (Zu­
stimmung bei der SPO.) Er hat nämlich über die 
Romreise des Herrn J3unde.spräsidenteD., er \hat 
uber die Südtiroldebatte, 'Über' die Regierung 
in Ohina und di'e Ohinafrage gesprochen, ünd 
ich weiß nur nicht, was das mit der dringlidlen 
Anfrage der Osterreichismen Volkspartei über 
das Ministerium .für Landesverteiditgung und 
den FaU Ellinger 7JU tun hat. Aber das ist 
Ihre Sache. (Abg. Dr. K o r e  n: Sie müssen die 
Anfrage lesen, Herr Kollege, dann wissen Sie 
es!) Aber über China iJst in der Anfrage sicher 
nichts drinnen. (Beifall bei der SPO.) 

Hohes Hausl Ich gi1a'llJbe hier feststellen zu 
dürfen . . .  (Abg. Dr. G r u b e r: Da kann ja 
niemand etwas dafür, daß du dich nicht aus­
kennstJ) Da tbr,aume ich deine Gescheitheit, 
das ist wirklim wahr, sonst kann im es nicht 
machen. - Ich m.öchte hier noch einige Fest­
stellungen treffen, die Isich . auf den Personal­
!sektor !beziehen. Es ist selbstverständlich, daß 
ich als Gewerkschaftoer des öffentlich:en Dien­
stes auch dazu Stellung nehmen will. 

Grundsät�lich möchte ich einmal feststeLlen, 
daß sich das Hohe }Jaus noch nie so oft mit 
einem Beamten des Sta,atsdienstes beschäftigt 
hat wie beim Fall Ellinger. Ich darf daran er­
innern, daß wir schon w J,ahre 1967 im Hohen 
HaUJSe eine seflu aus'ffihrliche Diskussion fiber 
die onninöse Pressekonfoerenz in der Stifts­
ka.serne gehabt ihalben. Der [nitiator oder Ong,a­
nisator war dama,ls auch der Herr Min-isterial­
rat BlUnger. Hier dürfen wir sagen, der ,Mann 
ist also oftmals im Haus genannt worden, ich 
ih&be selbst mit ihm 'aJUch srnriJftlime Aus­
einanderset7lUngen (gepflogen und ich glaube, 
'auch die Presse beschäftigt sich für .meinen 
Geschma<k etwas zu viel mit ihm, wenn g&nze 
Seiten das BHd des Herrn 'EHinger ·zieren. 

Ich möchte noch ,ellwas �u seiner Tätiglkeit 
sa'gen und das nochmals vor allem den Herren 
und Damen in Erinnerung rufen, die damals 
smon dem Parlament angehört ,halben. Im habe 
damals darauf .a'U'Lmerksam ,gemacht, daß ,in der 
Zeit, wo EIUnger Pr,es·sereferent im Bundes­
ministerium für Landesverteidigung war, die 
Anzahl der Pressereferenten interessanter­
weise von sechs .auf neun ang,estiegen ist, und 
das war di-e Zeit, IWO es unter der OVP­
AI.leinreg.ierung ,geheißen hat: Aufnahmestopp 
und Verrwaltungsreform. (Abg. Dr. B a u  e r: 
Wie viele Beamte gibt es im Presse- und 
Informationsdienst der Gemeinde Wien?) Wir 
halben heute hier die Diskussion 'Ülber die 
Landesverteidigung, KoLlege Bauer, und nicht 
über deine Worte von Klosterneuburlg. 

Da'bei möchte ich :gleich auf die Ausfülhrun­
gen des Herrn Dr. Bauer /Zu sprechen kommen, 
bei denen man den Eindruck geha,bt hat, daß 
nur der ein verläßlicher Osterreicher sein 
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kann, der ein OVP- bezieili.ungsweise ein 
OAAB-Mann ist, noch d,a.7lU !besonders, ·wenn 
er der Obmann der Bundesfachgruppe Heer 
war. Ich ,glaube, so kann man eine Darstellung 
in Personenfragen nicht machen. Wir al,le 
haben uns z.ur Republik Osterreich bekannt, 
und es sind nicht nur die Angehörigen des 
DAAB die bevorzugten Osterreicher. Ich 
möchte das hier doch feststeLlen. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. G r u b e  r: Die "Bevor­
zugten" sicher nicht, Kollege Weisz!) Kollege 
G ru/be r, ein Ibißchen mußt du Geduld Ihalben. 

Ich darf hier folgendes sagen, weil Kollege 
Bauer Ülber . den Sch'Utz der Beamten gespr.o­
chen hat. Wir dürfen mit Recht -für den öffent­
lichen Dienst feststeHen, daß erst mit der 
Schaffung der Personal'Vertretnmg$ges,etz .. 
novelle, die hier im Hohen Haus !beschlossen 
wurde, den Bediensteten ein richtiges Ver­
tret'ungsrecht gegeben wurde. Das unter der 
Regierung Dr. Kreisky. Audl das mödlte ich 
feststellen, denn das vorherige war ja . . .  
(Abg. Dr. G r u  b e r: Weil ihr vorher dagegen 
gestimmt habtf) Wir h·aben damals deswegen 
dagegen gestimmt, weil :wir der Ansicht waren, 
daß das kein ausreichendes' Gesetz war, das 
den Personalvertretern {wirklich Rechte ein­
räumt. (Beifall bei der SPO.) Ich daDf fest­
steHen, daß gerade die von mir· dama.l!s in der 
Diskussion . . . (Abg. Dr. P r  a d e  r: Ihr habt 
das nicht aufgenommen, was ihr letztes Mal 
als Begründung gesagt habt!) Zum ,Personal­
vertretung's.gesetz, Kollege Dr. 'Pr:ader, darf ich 
feststellen: Wenn Sie sich das ,ansehen, wer­
den Sie feststellen können, daß die meisten 
Punkte , die wir damals angeschnitten !haben 
und von denen wir der Meinung waren, daß 
sie ins Gesetz ihineinge!hören, jetzt in diese 
Nov-elle alUfgenommen worden sind. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Eben nichtI) Ich möchte fest­
steUen, daß das im Einvernehmen mit den 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
ge.sch,ah. 

Kollege Bauer hat von der Beamtensmutz­
bestimmung ges'prochen. :Der OAAB, die Frcrk­
tion Ohristlicher GeweI1ksdHi'fter, hat im W.ahl­
kampf ein Rlugblatt herausgegeben, daß die 
SPO-Fraktion "beamtenfeindlich" ist. "sie för­
dert die Zersetzung des ·Ber.uf,Slbeamtentums. 
d ie Unterigra:bung unserer Rechte, die Aufhe­
bung der sogenannten PriJvile,gien, die Ein­
ordnung unserer Pensionen in den ASVG­
Bereidl". Ich ,gLaube, ,g,erade wir können fest­
stel·len. daß unsere TäUgkeit immer wieder 
auf die Ver.stärkung der Rechte des Blundes­
hediensteten, des öffentlich Bediensteten aus­
gerichtet iwar. Wir haben überal·l dar,auf ge­
d:rungen, daß diese Menschen pragmatisiert 
werden. Ich möchte aber hier an . ein paar 
Sätze erinnern : 

"VP-Jugend gagen ,Pragmatisierung. Gegen 
die ,Zementierung der ohnedies erstarrten 
Pfla.gmatisierungsbestimmungen' durdl ein Be­
amtenschutzgesetz na'hm der Bund·esvorstand 
der ,Jungen Generation' in der OVP Stellung." 
Ich nehme an, daß das eine Oryanisation von 
:ßhnen ist. "Wenn die VerwaUungsrefor.m ziel­
fÜihrend erfolgen 'Soll, könne auf Mobilität im 
öffentlichen Di,enst nicht ve.rzichtet werden. 
Daher sei das Auslaufen der Pragmatisierungs­
bestimmungen anzustreben. " 

Im "Vol·ksb}.att" der OW vom 7. Dezember 
1968 steht: "Ministedalbea.mte auf Zeit. Bei 

der Verwaltung'srefol1m s'ol1te dem ,Pragmati­
sierungsdeDk.en' d.adurch entgegeng'ewirkt 
werden, daß die 'höheren Ministerialbeamten 
nur auf bestimmte Zeit und nicht auf Dauer 
ernannt werden." Das ist der 'Sogenannte Be­
amtenschutz, von dem Sie, K{)l,leg,e iDr. Bauer, 
sprechen. (Abg. Dr. B a u  e r: Darüber sprechen 
wir noch!) 

Sie konnten nicht sa,gen, d,aß nicht auch in 
der Zeit der OVP-Re,gierung manche FäHe 
passiert sind. Sie ·gestatten mir, daß ich sie 
da'nn noch namentlidl anführe. Alber Sie sind 
nidlt imstande, ·auf einen F.all lUnter der Regie­
rung Kreisky hinrzuweisen. (Abg. Dr. B a u  e r: 
Lassen Sie sich Zeit bis zur Budgetdebatte!) 
Da's halben Sie ni�t 'gern·acht. Ich werde mir 
aber gestatten, auf einiges hin�uw.eisen. 

Dazu kommt der neue Zug, den die soziali­
stische Regierung unter Dr. Kreisky !Zeigt, daß 
zum ' Beispiel in der Fr,age der Uberstellung 
von Beamten, die sich durch besondere Dienst­
le�stungen auszeichnen, auch der W.eg geebnet 
werden soll. sodaß slie in die Verwendungs­
gruppe A aufsteigen können. Das ist ein ,voll­
komrrnen neuer Weg, den es lbisher nicht gage­
,ben hat. 

Wenn auch die Sctüußfolgemng nicht ianmer 
zutreffen muß, die in dieser Pressenachridlt 
steht, handelt es sich ,bei diesen Beamten, die 
da vorgesehen sind, nicht um sozia·listische 
Beamte, sondern ;um Beamte, die der UVP 
nahestehen. Ich glaube, daß man .feststellen 
kann . "  (Abg. Dr. G r u b e  r: Das sind also 
doch die besseren!) Tun wir nicht klassifizieren 
und qualifizieren, KolJege Gruber. (Abg. Dok­
tor G r u b e  r: Es scheint aber sol) Wir können 
feststeHen, daß hier ein Weg, den auch wir 
Gewer'k:sch·after be.grüßen. uDlbeschadet der 
politiSchen 'EinstelLung nur 'auf Grund der 
Leistung tbeg,angen werden soll. 

Nun dar,f ich noch etwas über den Beamten­
schutz sagen. Ich darf den Kollegen Bauer 
vielleicht ,an den Fall des Generaldirektors 
Dr. KaJJz, o.sterreichisch·e IBundeSibahnen, er­
innern, der dem dillIIlals vor!gesehenen General­
direktor Dr. Dultinger vor,gezogen wurde. Ich 
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glaU'be, daß diese Entscheidung eine ·ausge­
sprochen politische Entscheidung war. 

Ich darf daran erinnern, daß Dr. Ma(:hold 
von den Osterreichischen IBundesbahnen sei­
ner dienstUChen Funktion enthO'ben und auf 
ein Nebengleis albgeschoben \wurde, nur weill 
er kein OVP-Ma'lln war. 

Ich dar:f an den Oberst Tomschitz erinnern, 
der damals nach Graz vers'etzt wurde, und 
zwar I1JUr .deswegen, weil er Besorgni·sse über 
die VeJJhältnisse des Bundesheeres geäußert 
hat. (Abg. Dr. B a u  e r: Darüber reden · wir 
noch I) 

Ich glaube also, man 180011 ,aJle FäLle so aUf­
zeigen, wie sie wirklich sind. (Abg. Dr. P r  a­
d e r: Der war ja bei der OVP! - Abg; 
H a  h n: Wer hat im Handelsministerium die 

. Sektion 11 gekriegt?) Der ibeste Be·amte, den 
es in tJsterreich .für di-esen Posten gegeben 
hat, KoHege Hahn, und den .sogar die ,Be�ten 
des Hundesministeriums lVorgeschlagen haben. 
(Abg. Dr. B a r.i. e r: Aber er war nicht vom 
Ministerium! - Abg. S t r ö e r: Wer ist ins 
Bundeskanzleramt als Präsi,dialist gekommen? 
- Abg. Dr. B a u  e r: Ein Mann mit Amtsbe­
scheinigung!) Kollege Bauer! Ich 'will 'über 
Gemeindebeamte nicht reden. Alber ich nehme 
an, ohne den Präsidialchef herabzusetzen, daß 
es im Bundesdienst mindestens auch einen 
Beamten gegeben hätte, der auch diese Fähig­
keiten geha:bt hätte. Nur hat er damals - ich 
habe das schon einmal festgestellt � nicht der­
selben CV-Vereinigu:ng angehört wie Herr 
Dr. Klaus. (Beifall bei der SPO. - Abg. L i  n ·s­
b a u  e r: Ich würde den Sozialminister fragen, 
wer dort die Posten besetzt hatl) 

Fragen Sie ilhn dann. ISie k;önnen ihn fragen, 
wenn Sie wollen. "Kollege Linsbauer, Sie kön­
nen sidl jederzeit zum Wort melden rund den 
Herrn Sozia,Lminister fragen. (Abg. Doktor 
B a u  e r: Eine . Personaldebatte werden wir 
schon noch abführen!) 

SelbstverständliCh, wir sind gerne darzu 'be­
reit. Ich möchte. nur noch ein paar Pälle sag·en, 
weil Sie immer den Beamtenschutz heraus­
streichen, wie wenn j,emandem unter der 
Re,gierung Kreisky etwas gesdlehen 'Wäre. 

Ich möchte daran 'erinnern, daß damals Ilaut 
Mitteilung des Herrn Innenministers Soronics 
die Pres'seabteHung aufgelöst wurde. Mini­
stefi.alr,at Dr. AscheIl!brenner iwurde a!bgezogen 
und in eine andere AbteHung .versetzt. Die 
AJbteilung wurde geteilt, /Was im Zuge der 
"Verwaltungsreform" notwendig gewesen ist. 
Aus . einer Abte11ung wurden zwei 9,emaCht. 
Man hat dann einen Pressereferenten, der der 
Partei des Herrn Innemninisters a.ng.ehört hat, 
mit Presseaufg.aben :betraut. 

Erst auf eine Anfrage, die wir damals ,an 
·den Herrn Innenminister gerichtet Ihaben, hat 
auch er erklärt, daß diese Presseabteilung 
nidlt notwendig ist und , daß der Pressemann, 
der hingesetzt worden ist, imstande wäre, die 
anfallenden kgenden der Verlautbarung, der 
MitteHung ·an die Presse und an die Ofientlich­
keit zu leisten. 

Ich dan lauf noch etwas aru.fmerksam machen : 
Zwei Tage, bev,or Herr . Bundesminist'er Soro­
nics aus seinem Amt geschieden ist, hat er 
die PressealbteHung neu geschaffen und hat es 
damals nicht für notwendig gehalten, Rück­
sicht auf seinen NachfolJger, deI;" nicht seiner 
Partei angehört hat, 'Zu nehm:en. Er hat seinen 
Sekretär, den Herrn Kollegen Dr. Ramharter, 
zum neuen Leiter dieser Presseabteilung 
bestellt. Ich glaube, ·er 'hat damit dem 'Zukünf­
tigen sozia1istisdlen Minister v·orgegriffen und 
damit seinen ·engsten MitaI1beiter und \Partei­
freUIid als Sprecher für die Offentlichk.eit vor­
gesetzt. 

Herr Dr. Fucik, Sektionsrat, 'War Beamter 
des Herrn Staatssekretärs Weildhart. Nadl der 
Installierung -der OW-..A!lleinregierung IWillrde 
er · in das Innenministerium versetzt und kurze 
Zeit später Ohne j eden Grund zrur Polizei­
direktion Wien, nämlidl z,u einer Unter,be­
'börde. Man hat damals nicht IgewUßt, Iwelche 
Az:beiten SektiODsrat Dr. FucHt. leisten soll. 
Nachdem man keinen geeigneten Posten für 
ihn gehabt hat, hat man i1hn dann als dritten 
Beamten der Dienstaufsicht zugeteiR ;Das alles 
im Zuge der großa.ngek.ündigten Venwaltung.s­
reform und Personaleinsparung. 

Erst nach Intervention :seines früheren Vor­
,gesetzten, des Herrn Staatssekretärs Wei,khart, 
'Wur.d·e FuCik wieder in seine aUe Dienststelle 
zur,üdwetsetzt. Aber durch diese Verse1Jzung 
ist eine echte Schädigung eingetreten, er hat 
durch diese Versetzung einen Beförderung!s­
verlust von einem hal'ben Jahr ,erlitten. 

Nun nochmals zum Fall des Miiüsterialrates 
Ellinger. Es steht jedem Beamten frei, .einen 
Kare.n.zurlaub zu !beanspruchen. Denen, die es 
vielleicht noch nicht wissen, möchte ich ,sagen, 
-daß unter einer so:zi.alistischen Regierung dem 
Herrn Ministeri-alrat ,Elliiltg·er ein wochenlang·er 
Kjarenzurlau.b für den OVIP-Präsidentschafts­
kandidaten Dr. Waldheim 'bew.ilHgt wurde. 
Ich g,laube; auch hier können wir sehen, daß 
eine selhr loyale Handlhaobung der dienstr,echt­
lichen Bestimmungen auch für den Herrn Mini­
sterialrat Ellinger geg<>lten hat. 

Nun aber auch noch ein paar Pressestimmen, 
die ,sich unmittelbar mit dem, F1al!1 ,Ellinger 
,beschäftigen. · . Ge,statten, Herr Präsident, daß 
idl mit Ihrer Erlarubnis einige Zitate 'hier vor­
lese:  "Ernst genommen? Uberaus rasch 
w,ar die VP zur Stelle, dem a'bbemfenen 
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Pressechef Ellinger vom .. Verteidigungsmini- von der Verpflidl.tung zur Wahrung des Amts­
sterium eine feste Mauer zu machen, ein geheimnisses entbunden wurde . . .  
vermeintliches Unrecht ·an einem Beamten 
anzuprangern . .  Nur Uln die eine Seite des 
Pwhlems kümmerte man sidi somit, ·gerade 
jene, die keineswegs ISO kri'stallklar (ils totale 
Feihlentscheidung 'zu betrachten ist, 
Aber was t:ut da j etzt di,e VP? Sie tritt 
kei,neswegs l1JU konzentrierten Operationen an, 
�setzt keine konkreten Afktionen, sondern 
ilamentiert über veI1Illutete v.erletzte Beamten­
i·echte." Geschri'eben in den · "Oberöstetreichi­
schen Nachrichten" vom 20. November. 

Die "Kronen-Zeitung" schreilbt: I I,Wenn der 
Pressereferent eines Ministers dessen Politik 
angrei.ft, so wird sich jeder ,Minister in der 
Welt von diesem Referenten trennen. Ein Be­
amter hat neben Privilegien auch einige Nach­
teHe in Kauf zu nehmen. Da:zm gehört . laut 
Dienstpr�gmatik die Schweigepflidlt in be­
stimmten Fällen und die Loyalität gegenüber 
dem Ressortchef. 11m übrigen ,würde auch der 
private Unternehmer ,seinen Pressereferenten 
feuern, \Wenn er Angriffe gegen ihn oder die 
Firma richtete."  

Und nun gestatten Sie mir, sehr geehrte 
Damen und Herren des Hohen Hauses, einige 
Stellen der Dienstpragmatik zu zitieren, weil 
ich glaube, daß ein großer Teil der Damen 
und Herren diese Bestimmungen nicht kennt. 
Schließlich muß nicht jeder die Dienstpragma­
tik des öffentlichen Dienstes kennen, dazu 
sind es j a  auch noch zum Teil Bestimmungen, 
die in die Monarchie zurückgreifen. Hier gibt 
es den Paragraphen 2 1 ,  der allgemeine Pflich­
ten voraussetzt, und zwar "die Pflichten seines 
Amtes gewissenhaft, unparteiisch und uneigen­
nützig zu erfüllen, j ederzeit auf die Wahrung 
der öffentlichen Interessen bedacht zu sein 
sowie alles zu vermeiden und nach Kräften 
hintanzuhalten, was diesen abträglich sein 
oder den geordneten Gang der Verwaltung 
beeinträ�tigen könnte." 

Das ist der Paragraph 2 1 .  Der ,Paragraph 23, 
der sich mit der Amtsverschwiegenheit be­
s chäftigt, spricht ausdrücklich aus : "Der Beamte 
hat über alle ihm in Ausübung des Dienstes 
oder mit Beziehung auf seine amtliche Stellung 
bekannt gewordenen Angelegenheiten, die im 
Interesse einer Gebietskörperschaft oder der 
Parteien oder sonst aus dienstlichen Rücksich­
ten Geheimhaltung erfordern oder ihm aus­
.drücklich als vertraulich bezeichnet worden 
sind, gegen j edermann, dem er über solche 
Angelegenheiten eine amtliche Mitteilung zu 
machen nicht verpflichtet ist, strengstes Still­
schweigen zu beobachten." 

Und der Paragraph 24 über das Verhalten 
eines Beamten: "Der Beamte hat in und außer 
Dienst das Standesansehen zu wahren, sich 
stets im Einklang mit deli Anforderungen der 
Disziplin zu verhalten und alles zu vermeiden, 
was die Achtung und das Vertrauen, die seine 
Stellung erfordert, · schmälern könnte." 

Das sind die Bestimmungen, die hier in der 
Dienstpragmatik genau festgelegt sind. 

Und oon darf ich doch auch dazu noch ein 
paar Worte sagen. Es war sogar der Abgeord­
nete Dr. Kohlmaier, der am selben Tag, glaube 
ich, noch im Fernsehen .zu diesem Fall Ellinger 
gesprochen hat. Ich glaube, Ihre ersten Worte 
war-en, daß die Handlungen und Äußerungen, 
die also Herr Ellinger gesetzt hat, nicht s·ehr 
geschickt waren. Ich glaube, so ähnlich . . .  
(Abg. DI. K 0 h 1 m a i e I: UngefähI so!) So 
ähnlich waren die Dinge. Ich glaube, Sie haben 
selbst den Eindruck gehabt, daß hier - Sie sind 
schließlidl aum Beamter - dOm etwas über 
den Rahmen hinaus gegangen Wlllrde. Was als 
einen Beamten . . . (A-bg. DI. K o r  e n: 1st er 
nicht!) Der Kohlmaier nicht, alber der Ellinger 
schon, bitte senön. (Abg. Dr. K o r e  n: Der 
Kohlmaier nicht/) 0 j a, PrtvatbeaJIIlter ist er. 
Und da gibt es also auch Bestimmungen. Ich 
nehme an, wenn KohLmaier diese Äußerungen 
in der Pensionsversicherung für Angestellte 
macht, ,würde fum waihr,scheinlidl auc;h auf 
Grund der Disziplinarbestimmungen nahege­
legt werden, sich eine andere BeschäfHgung 
,zu suchen. Denn ich glaube, das würde j eder 
Private auch machen. Irgendwo muß -fest­
stehen, welche Verpflichtungen ein Mensch 
that, wenn er irgendwo ·in einer Behörde, in 
einem Amt oder ·sonst in einer Einrichtung 
dient. 

A!ber nun komme ich ru ein paar grundsätz­
lichen Sachen. ·Es wird immer wieder gesagt: 
Die Meinungsfreiheit muß gewahrt bleiJbenj 
es muß jeder Beamte die 'Möglichkeit haben, 
seine Stellungna'hme abzugehen. An seiner 
politischen Stellungn,aJhme, die er bezieht, oder 
wie ·er sich betätigt, daran wird niemand etwas 
finden. A1ber nun gibt es ,also interessanter­
weise - leider ist der Herr Minister Prader 
nicht mehr da - eine Dienstanweisung in 
Pr,esseangelegenheit ViOni 19. Oktober 1967. 
Diese Anweisung ist unterzeichnet von Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung Dok­
tor Prader. "Zur Erteilung von Informationen 
ist eine grundsätzliche oder besondere Ge­
nehmigung <beziehungsweise Ermächtigung er­
forderlidl. 1967 . .or. Prader." 

"Eine Ausnahme hievon tritt nur insoweit Dann gibt es noch eine . iDienstaIllWeisung 
ein, als ein Beamter für einen bestimmten Fall vom 1 5. Mär.z 1968. ,;Befeh.lshaher grunds ätz-
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lich zu Erklärungen über Angelegenheit ihres sie angehören welcher Partei immer oder gar 
Befehlsbereiche·s ermächtigt. HinsichtliCh cl:Dde- keiner Partei. (Zustimmung bei der OVP.) 
rer Aussagen ' bez'iEfuungsweise Erklärungen 
von besonderer Wichti,gkeit ist dem Herrn Und nun zu der Feststellung des Herrn

' 

Bundesminister zeÜgereCht Meldung !Zu er- Bundeskanzlers, mit der er in der Anfrage­

staUen und des,sen Weisung .eiIllZuholen." Und beantwortung die Fragen k1ar.stellen wollte. 

jetzt hören und staunen Sie :  Unterzeichnet: ' Zunächst, Herr Bundeskanzler, haben Sie er­

Ministerialrat Ellinger. Di.esen Erlaß hat er klärt, daß auf Ihren Rat nach dem Präsident­

sellbst herausgegeben, .eine Dienstanweisung schaftswahlkampf Herr Dr. Ellinger wieder 

am 15. Mär� 1968. Er schreibt selbst, daß vor- auf seinen Posten zurückg,ekommen ist. Dies 

her zeitgerecht die Weisung des Herrn Mini- wirft di'e Frage aU/f, wieso Sie dazu raten 
sters einzuholen ist. Ich glaube, hier sehen mußten. Gab es damals bereits andere Vor­
Sie selber, daß Sie sich auf einem Glatteis stellungen? S�e .halben sich ·auf den § 21 der 
befinden, daß also der Mann, den Sie in Schutz Dienstpragmatik bezogen, und. es hat dies auch 
nehmen wollen, sich hier schon sel'bst den der AbgeoJ1dnete Robert Weisz getan. 
Weg vorgezeichnet hat. Wir durfen aber fest- Nun, bereits im Jahre 1 96 1  hat der damalige 
steHen, daß die Dienstanweisung, die das Bun- Sozialminister einen Bescheid erlas�en, in dem 
desministerium für LandesverteidiJgung am er einen Oberrat des Landesarbeitsamtes auch. 
25. Februar 1971 ausgegeben hat, verfassungs- wegen dieses § 21 der Dienstpragmatik zur 
konform ist. Verantwortung gezogen hat, weil er meinte, 

UllId. nun komme ich schon zum Schlusse: 
Ich darrf hier konkret werden, weH das die 
ganze Materie aUlfzeigt. 'Ende Okto:ber 1 97 1  
hat d e r  Vorarlberger Landta'g den Paragraph. 28 
und 29 Absatz 5 - und zwar gegen die Stim­
men der Sozialistischen Partei - für Ge­
meindebedienstete und Landesbedienstete be­
schlossen. Der Landesbedienstete bedarf der 
Zustimmung der Dienstbehörde, wenn er in 
Presse, öffentlichen Versammlungen, Rund­
funk oder ' vor Zeitungsberidlterstattern zur 
Verwaltung des Landes Stellung nehmen will. 
Dies bezieht sich nicht auf die Ausübung eines 
Mandates. Die Zustimmung kann man in Ein­
zelfällen oder für mehrere gleichartige Fälle 
herbeiführen. Sie ist zu versagen, wenn eine 
Beeinträchtigung der Interessen des Landes 
zu eI"Warten ist. 

Das wurde im OVP-Land Vorarl'berg im 
Oktober 197 1  g·egen die Stimmen der Sozia­
listischen Partei beschlossen. Das ist nur eine 
OVP-Regierung, die sich das in Vorarlberg 
erlauben kann. Aber wenn man siCh streng 
an die Dienstvorschriften hält, ist man dage� 
g'en, macht eine dringliche Anfrage. Ich glaube, 
aus diesen DarstelLungen können Sie ersehen, 
daß Sie sich mit Ihrer dringlichen Anfrage 
wirklich auf einem Glatteis befinden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. König. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Zunächst ein Wort 
zu Ihnen, Herr Abg-eordneter Robert Weisz, 
und eine Klallstel1ung. NatürliCh .sind audl 
wir für den Aufstieg der Beamten nadl 
Leiistung. Aber eines muß klar sein : nicht auf 
Kosten der Benachteiligung anderer, mögen 

er hätte diese verletzt. Und nun hören Sie 
sich an, mit welcher 'Begründung der Ver­
fassungsger,ichtshof, Herr Bundeskanzler, dde­
sen Bescheid aulfgehoben hat. Er hat nämlich 
·gesagt: "Der Be'smwerdeführer hat sich also 
offenbar bemüht, sach- und formgerecht den 
öffentlichen Interessen zu dienen. Danaus er­
gibt sich aber, daß es denkiunmöglich ist, aus 
den vorgeworfenen 'Mängeln - mögen sie 
zutreffen oder nicht - die Feststellung abzu­
leiten, der Beschwerdef.Uhrer hätte . bei ent­
sprechend sorgfältiger Uberlegung erkennen 
müssen, daß er durch seine Ausführungen bei 
dem in Betracht kommenden Leserkreis" 
- das ist sogar schriftlich gewesen damals -
"das Ansehen der österreichischen Arbeits­
verwaltung heraibsetzen werde. 

Damit" - so fährt der Verfassungsgerichts­
hof fort - "erweist sich auch die Unter­
stellung des Verhaltens des Beschwerde­
führers unter d-en Tatbestand des § 21 Dienst­
pra'gmatik - j ederzeit auf die Wahrung der 
öffentlichen Interessen 'bedacht � sein sowie 
alles zu vermeiden und nach Kräften hint­
anzuhalten, was diesen abträglich sein oder 
den geordneten Gang dei Verwaltung beein­
trächtigen könnte - als denkunmöglich. 

Infolg,e dieser denkunmöglichen Anwendung 
des § 21 Dienstpragmatik ist der Bescheid 
als gesetzlos a.nzusehen." 

Auch der § 27 der Dienstpragmatik, Herr 
Bundeskanzler, auf den Sie sich bezogen 
haben, kommt hier nicht zum z.ug. Er sagt 
nämlich ausdrücklich : 

"Alle Anliegen, Vor,stellungen ' und Be­
schwerden in dienstlichen oder das Dienst­
verhältnis berührenden persönlichen Ange­
legenheiten hat der Beamte in der Regel im 
Dienstweg . . .  vornubringen . . .  " 
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Und. das dritte Ar9UIIlent - Sie sprachen 

von dem Erlaß, audl Herr Abgeordneter 
Weisz hat ilhn wieder zitiert, den Ministerial­
rat Dr. Ellinger selbst iUIltemeidmet hat. 

Zunächst einmal muß ich doch klarstellen, 
Herr Bundeskanzler, daß es einen wesent­
lichen Unterschied zwischen einem Erlaß und 
einem Tagesbefehl gibt. Der Tagesbefehl 
- der Maulkorb für alle, der Erlaß - die 
Dienstanweisung für einzelne, im konkreten 
Fall für die Kommandanten. 

In diesem ;Erlaß hieß es ausdrüddich - und 
das hat der Herr Abgeordnete Weisz zu 
zitieren vergessen -, daß den Offizieren 
grundsätzlich zugestanden wurde, Erklärun­
gen an Presse 'Und Rundfunk �u geben, sofern 
sie die Angelegenheiten des eigenen Befehls­
bereiches betreffen und nicht die Amtsver­
schwieg,enheit verletzen. Dienstgeheimnisse 
preiszugeben Wlar also veIiboten, aber nicht 
das allgemeine Recht der Staatsbürger zur 
grundsätzlichen Kritik am politischen Verhal­
ten der jeweiligen Regierungspartei. 

In diesem Erlaß heißt es ausdrüddich - und 
das wurde auch geflissentlich zu zitieren über­
sehen -: " Das verfassungsmäßig gewähr­
leistete Recht der Freiheit der Meinungs­
äußenmg . . .  wird über das Gebot zu der 
Verpflichtung zur AmtsverschwiegenJheit hin­
aus hiedurCh. nicht beschränkt." 

Diesen Erlaß hat im übrigen in der Folge 
auch der sozialistische Minister Freilhsler 
unterzeichnet, und erst Herrn Minister Lütgen­
dorf bli�b es vorbe:bJalten, generell durch einen 
Tagesbefehl die Qiskussion um die Fragen 
der Landesverteidigung zU verbieten. 

Ihr viertes Argument, Herr Bundeskanzler, 
es wäre zu spät informiert worlden, der Mini­
ster wäre erst fünf Minuten vor Dienstschluß 
informiert worden. Ich nehme nicht an, 
daß der Herr Minister pünktlich wie ein 
Maurer sein Büro verläßt - aber selbst wenn 
dem so wäre, die Information diente der Tat­
sachenfestst'611ung dessen, was gesagt wurde. 

Es befindet sich in den Erklärungen des 
Herrn Ministerialrates Dr. Ellinger kein einzi­
ger persönlicher Angriff auf den Minister -

Schließlich dJarf ich noch den Abgeordneten 
Troll zit�eren, der in der vergangenen Legis­
laturperiode folgeßdes gesagt hat: Wir Soziali­
sten, erklärte Troll, sind der Meinung, daß 
der junge Mensch natürlich wie jeder ältere 
das Recht auf freie Meinunysäußerung hat. 
Und wenn einer damit nicht einverstanden 
ist, soll er seinem Unmut Luft machen, man 
muß sich ja damit nicht identifizieren. 

Ich .komme damit zu dem, was der Herr 
Abgeordnete Dr. Fischer gesagt hiat. Bitte ihm 
das auszurichten. (Rufe: Er ist da!) AIh, er ist 
da. Herr Dr. Fischerl Wenn Sie Herrn Doktor 
Bauer vorgeworfen haben, daß er sich mit 
aller Massivität vor die Beamten gestellt hat, 
dann glaube ich, daß dieser Vorwurf zu Recht 
gerade in den letzten Personalvertlietungs­
wahlen von den öfientlich Bediensteten selbst 
zurückgewiesen wu:r:de. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie aber der Auffassung sind, erst 
denken und dann reden, dann kann ich mich 
dieser Auffassung nur anschließen. Nur meiDe 
ich, Herr Dr. Fischer, daß Sie diese Aufforde­
rung an dien falsChien Adressaten gerichtet 
haben. Oder ,ist -es ' etwa das Ergebnis eines 
Denkprozesses, wenn jetzt ein Fünf-Seiten­
Konzept nach monatelanger Aufbewahrung 
im Panzerschrank vorgelegt wurde, von dem 
der Herr Verteidigungsminister se�bst in der 
Pressekonferenz 'erklärt hat, dies'e fünf Seiten 
wären doch etwas zu wenig, es lieg·en noCh. 
ganz andere Dinge ii1Il Panzerschrank. 

. 

Ist das das Ergebnis e:ines Denkprozesses? 
Ist es das Ergebnis eines Denkprozesses, wenn 
der Herr Verbeidigunqsminister öffentlich und 
auch hier im Haus davon gesprochen hat, 
daß er 'als unabdingbare Notwendigkeit die 
Erhöhung des Wehrbudgets bis zu 
7 Proz·ent erachtet und der Herr Bundes­
kanzler ·da!s öffentI.ich - und ·auch hier kann 
,idJ. eine Zeitung zitieren: die "Kronen-Zei­
tung" vom 30. November - in das Reich der 
Wünsche verwiesen hat? "Der Herr Kanzler 
zur ,Kronen-Zeitung' : ,Daß sich Lütgendorf 
soviel wünscht, ist gut. Allerdings ist eine 
derartige SteigerulllJg des Verteidigungs­
budgets ' für eine gewisse ZeH nicht drin: " 

und sie dienten vor allem der rechtzeitigen Ich weiß, wir haben VorweihIiachtszeit, der 
Information. Ganz im Gegensatz zum Verhal- Christbaum steht vor der Tür, aber wir sind 
ten des Herrn Ministers Lütgendor.f selbst, nicht in einer "Wünsch dir waJs"-Sendung. 
als sein damaliger politischer Chef, Herr Mini- Die Landesverteidilgung i:5t v.iel zu ernst, als 
ster Freihsler, erst aus der Zeitung erfahren daß man über diesen Widerspruch nun einfadl 

mußte, daß er in der Bundesheer-Reform- hiDjweggeh'6n könnte, denn in diesem Budget 
kommission zurückgetreten ist, was Ja Sie, ist für die Landesverteidigung weniger drin­
Herr Bundeskanzler, zu der Äußerung ver- nen, als jemals in einem Budget drinnen war, 
anlaßt hat, man werde noch prüfen müssen, selbst in dem der vergangenen sozialistischen 
ob hierin nicht ein Verstoß - Sie zitierten Regierung. 
damals auch wieder die Dienstpragmatik - zu Ist es etwa das Ergebnis eines Denk­
sehen wäre. I proz·esses, wenn der Herr Mintster Lütgendorf 
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in der Pressekonferenz .seinen Kritikern die 
QualifikJation abspricht, Kritik an 'seinen Vor­
stellungen zu üben? Meint er damit auch die 
1 900 Offiziiere, meint er damit die vom Herrn 
Bundeskanzler selbst eingesetzte Bundesheer­
Reformkommission ? Ja ist es das Ergebnis 
eines Denk.prozesses, Herr Verteidigungs­
mini!Ster, wenn heute diejenigen, die die 
Prä:semdielll.er ausbilden, weit über 1 000 S 
weniger bezahlt bekommen als die Präsenz­
diener, wenn der Herr Bundeskanzler das, 
was im Gesetz steht, nämlich die 60 Tage 
Waffenübungen, in Frage stellt, während bei 
Ihnen die 60 Tage doch eindeutig feststehen? 
Ist es das Ergebnis eines Denkprozesses, wenn 
Sie -sich mit dem Herrn Bundeskanzler in der 
Frage der Finanzierung überhaupt nicht eini­
gen können? Oder nehmen Sie für sich, wenn 
Sie Ihre Kritiker abqualifizieren , Herr Ver­
teidigungsminister, das Recht des Papstes in 
Anspruch , das neue Unfehlbarkeitsdogma für 
den Verteidigungsminister? 

Wie das Ergebnis aussieht, Herr Minister, 
erleben wir jetzt. Wenn bereits allenthalben 
in den Zeitungen zu lesen ist, daß im nämsten 
Jahr 50.000 Reservisten eiIiberufien werden, 
wie Sie sich 'ausdrückten, um die Landwehr 
zu mobilisieren, 'sie stärker auszubauen, so 
sind das, Herr Bundesmilüster, jene jungen 
Leute , die bereits neun Monate abgeleistet 
haben! 1st das das Ergebnis des Denkprozes­
ses, daß sie Jetzt länger dienen müssen? (Leb­
hafte Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Bundesminister ! list es das Ergebnis 
eines Denkprozesses, wenn Sie auf die Frage 
des Herrn Chefredakteurs Vorhofer laut Ton­
band wörtlich erklärt haben: "Ich fühle mich 
vollkommen solidarisch!"? Und 'ZWar auf die 
Fr,age : "Herr Bundesmini,ster, Sie halben heute 
schon einige Male davon gesprochen, daß das 
Bundesheer nicht zum Zankapfel der Parteien­
politik werden soll. Ich will Ihnen nichts unter­
stellen, aber das ist eine Ausdrucksweise, die 
die prinzipiellen Gegner der parteienstaat­
lichen Demokratie verwenden. Sind Sie mit 
diesen Leuten soUdarilsCh? Denn in der par­
teienstaatlichen Demokratie ist alles ZaIlJk.­
apfel, wenn man so will ." 

Ist elS das Ergebnis ,eines DeIl!kproresses, 
Herr Bundesminister, w.enn Sie erklären: 

. ,Ich fühle mich vollkommen solidarisch. " ? 

Herr Bundesminister! Wir haben hier von 
einem Rösch-Plan gehört. Wir haben hier von 
einem SPO-Konzept geJhört, das nicht ausge­
reHt ist, da-s also offensichtlich nicht die 
Grundlage Ihrer Dberlegungen bilden konnte. 
Wir mußten aber zwischenwei1ig feststellen, 
daß es diesen Rösch-Plam. nicht gibt, j a  auf 
eine Anfrage im Zentralsekretariat der 
SoziaHstischen Parte'i hin hat man uns 

dank,enswerterweise offen eingestanden, . daß 
dieses Konzept niemalS - niemals, hören 
Sie bitte "- gedruckt wurde. (Ruf bei aer 
OVP: Der Dr. Fischer weiß das nicht! -'- Abg. 
G r a t  Z: Für einen Dr. König sind wir nicht 
völlig transparentf) 

Was das sozialistische Konzept anbelangt, 
Herr Minister: Ist es das Ergebnis eines Denk: 
prozreS!S es , wenn di,e von Ihnen eiriJgebrachte 
Wehrgesetznovelle im Ausschuß völlig ver­
ändert wird und Sie dCliZU srnweigen? Sie 
schweigen aber . auch , wenn Sie jetzt 'ein Kon­
zept vorlegen, von dem Sie s'e1bst sag-en, daß 
es doch zu wenig wäre und Siiß hätten noch 
andere Dinge im Panzerschrank. Herr Mini­
ster ! Sind Sie der Meinung, daß das dem 
�til der Transparenz entspricht, jenem Stil 
der KlaI!heit, mit dem der Herr Bundeskanzler 
in die Wahlen gezogen ist? Ich meine, Herr 
Mini'ster, daß diese Widersprüche, daß diese 
GegeIlJSätzlichkeiten, wie sie 5i& hier inäer­
halb der Regierung und in der Offentlichkeit 
immer wieder gezeigt haben, dringend nach 
AufklärUIllg verlangen . 

Herr Minister ! Solange Sie sich .nicht von 
diesen Dingen ,in diesem Hause di,sotan'Zieren 
und diese Äußerungen mit dem Ausdruck des 
Bedauerns zurücknehmen, können wir das ein­
fach nicht zur Kenntnis nehmen. (Zustimmung 
bei der OVP.) Es ist Sache des Herrn Bundes­
kamlers, es ist Ihre Aufgabe al:s RegJerungs­
Chef, Herr Bundeskanzler, hier mit aller Deut­
lichkeit für die WÜIIlschenswerte Klarstellung 
der Verhältnisse zu :sorg,en l (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der .A:bgeordnete Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ihm . 

Abg-eordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich muß mich mit 
dem Debattenbeitrag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Fischer auseilJlandersetJzen, denn er hat 
bemerkenswerter Weise aus uns·erer Anfrage­
,stellung herausgelesen - weil wir uns .in 
dieser Anfrage nidtt ausdrü�lich zur !Demo­
kratie und zur Transparenz be�annt haben -, 
daß wir soz1l!sagen keine Demokraten sind 
und nicht für die Transparenz sind oder 'eben 
ein mangelndes Bekenntni's zu demokr·atisChen 
Grundsätzen vorliegt. Das Lst doch übrig­
geblieben, Herr Abgeordneter Dr. Fischer. Das 
haben wir alle herausgehört. 

Ihr Vergleich mit dem Bierschlegel und dem 
Florett (Abg. Dr. H. F i 8 e h e  r: Ist nicht 
von mir/) war sicher sehr geistre'ich ; er war 
j a auch von Dr. Maleta. (Heiterkeit.) Aber, 
Herr KoHege Dr. Fi.smerl Man kann audt 
mit einem Bierschlegel Siehr offen und sehr 
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gerade auf einen · Gegne-r losgehen, und man 
kann Florett:stich.e auch unter der Gürtellinie 
anbringen. (Zustimmung bei der öVP. - Abg. 
G r a t  Z: Das ist mir eine Frage der Eleganz, 
Herr Kollege!) 

Und, Herr Dr. Fischer: Bs gibt sicher einen 
eleganten Fl'orettfechter, einen Sportler, der 
die Regeln der Sportlichkeit einhält. Es 'Soll 
aber auch schon Florette in Händen von 
Leuten g,egeben haben, die sich als etwas 
Besseres als ihre Umwelt betradltet haben. 
Ich bitte Sie, zu beachten: Nicht die Waffe 
aUe in sptelt hier eine Rolle, sondern eben 
die Art des Angriffs. Fans Sie sich dazu 'be­
kennen sollten, die Forderung auf Florett zu 
einer allgemeinen zu erheben, dann bitte ich 
auch di'e Zwischenrufe des Kollegen Libal oder 
die Diskussionsbeiträge des Abgeordneten 
Sekanina der gleichen Bewertung · zu unter­
ziehen. Sie werden uns dann sicher auf Ihrer 
Seite wissen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Kollege Dr. Fischer! Die Beendigung 
der großen Koalition im J'ahre 1966 brachte 
zweifellos einen wesentlichen Fortschritt der 
demokraUschen Entw.icklung .in Osterreich. 
Seit damals arbeiten wir mit verteilten Rollen, 
oft als politische Gegner, 'aber auch getragen 
von einem gemeinsamen Streben n,ach mehr 
Demokratie in unserem Lande. Wir haben nicht 
so v-iel von Demokratie geredet wie Sie. Aber 
wir haben uns bemüht, demokratisch zu han­
deln. Wir haben vier J crhre allein regiert. 
Es gab in dieser Zeit mehr Infonnation der 
öffentlichkeit, mehr Kontrolle und mehr Dis­
kussion als je zuvor, Herr Dr. F.ischer. Für 
uns hieß Demokratie nicht über Demokratie 
reden, sondern demokratisch handeln. (Zu­
stimmung bei der öVP.) 'Für uns bedeutet 
etwas zu leisten, daß man Leistungen erbr,ingt 
und niCht ankündigt. Für uns bedeutet P�anen, 
daß man 'Pläne vorlegt und nicht Pläne an­
kündigt. Für uns bedeutet Stabilität eine 
niedrige Inflationsrate, aber nicht ein Herum­
gerede über AuslandsV'ergleiche und das 
Suchen nach SündenböCk.en. 

Sie, Herr Dr. Fischer, und die Sozialistische 
Partei haben sich das Ziel 'gesteckt, uns zu 
übertreffen. Das ,ist Ihr demokratisches Recht. 
Alber unsere demokratische Pflicht ist es, auf­
zuzei'g,en, daß Lhre Ankündigungen Illusionen 
blei,ben. Unsere Pflicht ist es, auf die Gefahr 
hinzuweisen, die darin lie-gt, daß Sie jetzt 
den LeiJStungsbewei-s verweigern und ,st'att 
mehr Demokratie in österreich eine andere 
Form von DemokraUe einführ.en wollen. An­
statt im Auftrag d-es Volkes zu -handeln und 
zu r,egieren, beschäftigen Sie die Offentlichkeit 
pausenlos mit Ankündigungen. DiskUJSsion be­
deutet für Sie nicht die "aire und sachliche 

Auseinandersetzung versehi-edener Stand­
punkte, die gleichberechtigte Austragung von 
Meinungs-gegensätzen, sondern Ihnen geht es 
offenbar mehr darum, alles in Frage zu stellen 
und mit einer Art von Beschäftigung,stherapie 
durch DiskUSISion von einer 'eingetretenen 
Lähmung in der Handlungsfähigkeit des 
Staates und der Regierung 'abzulenken. 
(Widerspruch bei der SPO.) 

Wir müssen .immer w,ieder mit Besorgnis 
feststeHen, meine Damen und Herren, daß 
aIl!SteHe der Arbeit für die Offentlichkeit unter 
dieser Reg.ierung die Off,entlichJreitsarbeit tritt. 
Die erste Folge dieser bedenklichen Entwick­
lu:ng ist die Unsicherheit. �)j,e beginnt damit, 
daß wir nicht e.inmal über den Standort dieser 
Regierung in grundsätzlicher, politischer und_ 
weltanschaulicher Hinsicht Bescheid wissen. 
(Abg. Dr. H. F i s  e h e  I: Das liegt aber dann 
an Ihnen, Herr Kollege! - Abg. Dr. Hertha· 
F i r n  b e r  g: Da müssen Sie halt informieren!) 

Ich habe bereits einmal die Frag-e aufge­
worfen, und halbe Sie damit se!hr beunruhigt, 
daß Sie sich in l'hrer Regierungserklärung ja 
nur einmal 'auf den in .tJsterreich nicht ent­
sprechend geklärten Begr.iff der Sozialdemo­
kratie berufen. Jetzt hat Minister Lütgendorf 
- und daran kann man ermessen, wie aktuell 
diese Frage damals von mir war - in der 
Pressekonferenz, die heute berei1ls mehrmals 
zitiert wurdE, ausdrücklich gesag,t, daß er sich 
nicht zum sozialdemokl1atischen Gedankengut 
bekennt, aber trot7ldem die Regierungs­
erklärung mitbeschlossen hat, weil es ja die 
Regierungserklärung des iBundeskaIlizlers ist 
und er in den Diensten der Regierung steht, 
so unge1äJhr, wie man früher in die Dienste 
eines Kaisers getreten 1st. 

Wir müssen daraus schließen, daß audl 
andere Minister solche innere Vovbehalte 
hatten, als 'sie der Regierungserklärung zuge­
stimmt haben. Aber nur könnte es bei anderen 
Ministern umgekehrt gewesen 'sein : daß ihnen 
nicht zu viel soziaLdemokratisches Gedanken­
gut dr.innen war, ,sondern vielleicht zu wenig 
Sozialismus. (Abg. Dr. Hertha F i r  n b  e r g: 
Das ist aber doch wirklich übelste Demagogie!) 

Wann bekommen wir die Auskunft? Das 
i,st durcha'Us ke-ine heirere, sondern eine für 
die Off.entlidlkeit sehr ernste Frage. Wann 
bekommen wir endlich die Auskunft, was für 
eine Politik Sie wirklich betreiben wollen? 
(Abg. S k r i t e k: Steht in der Regierungs­
erklärung!) 

Unsicherheit besteht aber auch deswegen, 
weil wir nach !bald zwei Jahren tSOoziaUstischer 
Regi,erung noch immer nicht wi,ssen, was mit 
Ihren Großproj.ekten ist, mit denen Sie die 
Wahlen geschlagen haben. Der Herr Bundes-
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kanzler hat sich - das ist auch heute bereits 
mehrmals festgestellt worden - vor kurzem 
vom sozialistisdlen Wehrkonzept ausdrücklich 
und öffentlich distanziert. Wann distanzieren 
Sie sich, Herr Bundeskanzler, von den 
anderen Großprojekten, mit denen Sie die 
Wahlen g-eschlagen halben? Vom Humanpro­
gramm, vom Wirtschaftsprogramm, vom 
Justizprogramm und · so weiter? (Abg. 
S k r i t e  k: Lesen Sie doch die Regierungs­
erklärung, Herr Kollege!) 

Es gibt Jetzt schon eindeutige Widersprüche 
zwischen dem Kabinett · Kreisky 11 und 
Kreisky 1. Will das Kabinett Kreisky 11 bereits 
beginnen, sich vom Ballast der Ankündigun­
gen der lSozialistischen Oppositions�rtei der 
Jahre 1 966 bis 1 91e zu befreien? Immer 
häufiger sieht man Sie, wie Sie Ihren eigenen 
früheren · guten Vorsätzen Absagen erteilen. 
Dr. Kreisky mit der Dienstpragmatik ,in der 
Hand, . Herr Kollege Weisz, straft eigentlich 
jenen Sozialismus Lügen, der � einer heil­
samen demokraUschen Unruhe und zu einer 
Infragestellung aUer überkommenen Autori­
täten aufgerufen hat. Das . war doch immer 
Ihre Spraduegelung. Aber jetzt ist die Dienst­
pragmatik in der Hand . das Wichtigere. Ich 
sehe hier ent,scheidende Widersprüche. 

Mit dem Einsetzen des durchaus intranspa­
renten Panzerschrankes als Regierungsrequisit 
verhöhnen Sie ja das angebliche sozialistische 
Gedankengut der Transparenz. Mit dem Ruf 
nach neuen Verbrauchssteuern zur Finanzie­
rung der Gesundheit widersprechen Sie der 
sozialistischen Aussage, daß nicht der Konsu­
ment die öffentlichen Aufg·aben finanzieren 
soll. Mit dem Hinauftreiben der Sozialtarife 
bei den öff,entlichen Verkehrsbetrieben wider­
sprechen Sie dem angeblich'€n sozialistischen 
Kampf für die sozial Schwachen. 

In der Frage der Steuern iSind Sie vor die 
Wähler getreten und haben gesagt, daß Sie 
die "Raubgesetze" der OVP bekämpfen wer­
den. Was Sie j'etzt für eine Steuerpolitik 
machen, kann man nur als konservativ be­
z,eichnelll, Herr Bundeskanzler . .A!ber das Wort 
"konservativ" hängen Sie Ja uns an (Abg. 
S k r i t e  k: Sie sind doch ein Konservativer!), 
weil Sie nämlich da's tun, WClJS .sonst nur in 
Diktaturen üblich ist: Alle bösen Worte dem 
politischen Gegner anhängen, und alles, was 
einen positiven Begriff darstellt, hängen Sie 
sich selbst an. Das ist Ihre Taktik I (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Besonders aber müssen· wir 'als Parlamen­
tar,ier krttisieren - und da, glaube im, bin 
ich in volLer Ubereinstimmung mit dem, wa'S 
Kollege ZeHlinger hier gesagt hat -, daß 
Sie die Unsicherheit dadurdl . verstärken, daß 

Sie Ihre Ideen nidlt dort entwi<kem und der 
demokratisdlen Konfrontation aussetzen, wo 
die gewählten Volksvertreter wirken. Wir 
alle schät�n gute Kontakte zu den Männem 
und Frauen, die die verantwortungsvolle Auf­
gabe haben, die Ofientlichkeit zu informieren. 

Als Parlamentar,ier müssen wir aber sagen, 
Herr Bundeskanzler: NiCht im Parlament 
schweigen und · in der Pressekonferen'Z reden I 
Si,e - halben - und . da muß ich jetzt Lhre Aus­
sage und Ihre Antwort, die Sie auf di'e dring­
liche Anfra'ge gegeben ha:ben, leider als falsch ·  
bereidmen -, als wir Ihnen vorgeworfen 
haben, daß Sie in der Kostenfrage der 
Gesundlheitspolitik nicht das PaI11ament infor­
miert haben, gesagt: Jawohl, ich habe ja üi 
der Regierungserklärung dazu Stellung ge­
nommen. - Das ist nicht richtig, Herr Bundes­
kanzler. In der Regierungserklärung haben_Sie 
nur ganz allgemein gesagt, daß Kosten .ent­
stehen werden. (Präsident P I 0 b 8 t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Alber drei Ta·ge später in einer Presse­
konferenz ist dann die Regierung herausge­
gangen und hat g,esagt, daß !Sie eben eine 
Gesundhei.tssteuer einfUhren will. Das haben 
wir ja beklagt. Das konnten Sie durch Ihre . . .  
(Widerspruch des Bundeskanzlers Doktor 
K r e i s  k y.) Bitte, es ist von der K�ausur 
des Ministeuates im ArQeiterlkammerheim in 
V.öslau in einem Pressegespräch - ich weiß 
�icht, ob von Ihnen oder von jemandem 
anderen - die Äußerung in den Raum gestellt 
worden - das i'st · authentisch; bitte, Sie 
könn'en das Ja hier widerrufen, Herr Bundes­
kan'ZLer; das würde . uns sehr ,beruhigen, weil 
wir ja nicht dieser Meinung sind -, daß man 
durch e.ine stärkere Besteuerung von Rauch­
waren und Tabak .die GesundheitspoIitik 
finanzieren kann. Es kommt nicht vom Tisch 
weg, daß Sie drei Tage später me/hr informiert 
haben als vorher I 

Auch Minister Lütgendorf war der Presse 
g,egenüber wieder viel gesprächiger als im 
Landesverteidigun9srat oder vor den Parla­
mentariern. 

Wenn man dem Beri<ht A�el Cortis in einer 
Femsehsendung aus der ReIhe "Welt des 
Buches" g�'aube.n kann, bat der Bundeskanzler 
gestanden, daß · ihm die besten Ideen beim 
Anhören von Udo JÜIIgens-PJlatten kommen. 
Der Ort der Inspiration ist dem Bunde·skanzI.er 
ganz sicherlich freigestellt, der Ort der Be­
kenntnisse hat aber dieses Hohe Haus zu sein, 
dem die Regierung verantworUich ist. (Beifall 
bei der OVP.) Am Fern&ehschirm kann man 
nämlich dem Kanz;ler leider nicht wider­
sprechen; Die Beroichterstattung des Oster­
reidIischen Rundfunks 'ist ein unerläßliches 

7. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)46 von 56

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 7. Sitzung - 2. Dezember 1971 363 

Dr. Kohlmaier 
Instrument der Information. Di-e Information gespielt. Hier kam es audl zu edlten Kon­
des Staatsbürg-er,s ist die Voraussetzung für trasten zwischen den beiden Großparteien. 
di� demokratische Diskussion, aber die Infor- Während sidl die OVP dazu bekannt hat : 
mation ist noch nicht die Di.Skussion; sie ist Demokratisierung des Staates, aber dabei soll 
nur qie Voraussetzung. Die Diskussion hat es bleiben !,  sind wir weitergegangen und 
daher im Parlament und in anderen demo- haben von der Demokratisierung der Gesell­
kratisch ztllSammengesetzten Gremi-en s,tattzu- schaft gesprochen. 
finden. Idl möchte das von meinen Parteifreunden 

Ich stelle daher einen E n t s c h 1 1  e ß u n g s­
a n  t r a g  der Abgeordneten Dr. Ko'hlmaier, 
Dr. Gruber, Meißl, Dr. Stix und Genossen 
betreffend rechtzeitige und umfassende Infor­
mation der Volksvertretung und der Offent­
lichke'it über aUe wichtigen Vorhaben der 
BundesregJerung : 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
den Entsdllließungsantrag:  

Der Nationalrat woUe beschließen: 

Di� Bundesregierung wird aufgefordert, 
daos Parlament über alle wichtigen Vor­
haben, insbesondere Ü!ber Kon�epte für die 
Neuordnung bedeutender Sadlfragen, recht­
zeitig und umfassend Z'U informieren, um 
so die VolkJSvertretun:g, der die Bundes­
regierung v,erantwort1idl ist, in die Lage 
zu versetzen, die Absichtserklärungen der 
Bundesregierung rechtzeitig und umfassend 
zu debattieren. 

Ich weiß, daß dem Klubobmann Gratz und 
dem Abgeordneten Dr. Fischer die Stärkung 
der Rechte des Parlaments ein echtes Anlie�n 
ist. Ich möchte das nicht in Zweife'l stellen; 
(Abg. Dr. B r o d  a: Herr Kollege KohJmaier, 
nicht nur diesen beiden Herren!) Insbesondere 
diesen beiden Herren. (Abg. Dr. B r o d  a: 
Der ganzen Regierungspartei! - Abg. Doktor 
G r u b e r; Diesen Eindruck haben wir nichtI) 
Auch Ihnen n'atürlich, Herr Mintster Dr. Broda, 
denn S.ie haben gemeinsam mit Gratz eine 
sehr interessante Broschülie über dieses Thema 
verlaßt. 

Ich richte daher an den Klub obmann , an 
Sie, Herr Minister, un:d an den Abgeordneten 
Dr. Fischer die freundliche Einladung, diesem 
Entschließungsantrag beizutreten, denn er 
läuft auf das hinaus, was Sie wollen: eine 
Stärkung des Parlaments :g,egenÜJber der 
Bundesregierung. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der Entschließungsantrag 
der Abgeortdneten Dr. Kohlmaier und Genos­
sen ist genügend unterstützt und . steht hiemit 
auch :zJUI Debatte. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Blecha. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Blecha (SPO) : Herr Präsident I 

heute von diesem Pult aus sdlon vorgetragene 
Bekenntnis zum Parlament und zur Auswei­
tung seiner Redlte als demokratisches Kon-
1rollorgan und als zentrale Stelle der demo­
kratischen Auseinandersetzung noch einmal 
wiederholen. Ich will aber gleidlzeitig im 
Sinne der Debatte, die schon während des 
Wahlkamp.fes geführt worden ist, darauf auf­
merksam machen, daß wir nicht die demo­
kratische Auseinandersetzung und die demo­
kratische Kontrolle allein auf das Parlament 
besdlränkt sehen wollen, sondern daß wir 
glauben, daß die g,es'amte Offentlichk.eit ein 
Recht darauf hat. 

Die Osterreichische Volkspartei, die heute 
davon redet, es habe nodl nie so viele "Maul­
korberlässe" wie in den vergangenen einein­
halb Jahren gegeben, hat gerade in den ver­
gangenen eineinhalb Jahren bei jeder Kon­
kretisierung der Demokratisierungsbestrebun­
gen Einwände erhoben, eine Flut von Pole­
miken erzeugt oder die Demokratisierungs­
bestrebungen selbst zum Gegenstand dring­
licher Anfragen im Parlament gemacht, wie 
etwa die Frage einer demokratischeren Be­
stimmung der Virilisten im Aufsichtsrat des 
ORF. 

Sie, meine Damen und Herren von der 
Osterreichischen Volkspartei, sprechen immer 
dann, wenn man den Betroffenen mehr Mit­
bestimmung einräumen will, von Manipu­
lation, Sie sagen, wenn wir demokratischere 
Entscheidungen herbeiführen wollen - und 
es hat das heute der Herr Abgeordnete Doktor 
Mock wieder getan -, das geschehe nur, 
um uns genehme Mehrheiten zu erreidlen, 
und Sie haben immer wieder, wenn es sich 
darum gedreht hat, reine Beratungsorgane zu 
schaffen, die mithelfen können, die Entschei­
dungsprozesse transparenter zu machen, 
davon gesprochen, daß das die Einführung 
des Rätesystems wäre. 

Sie, meine Damen und Herren von der 
Osterreichischen Volkspartei, haben durch 
diese Begriffsverwirrung, wie ich meine, der 
Demokratie keinen guten Dienst erwiesen, Sie 
haben sich dabei auf eine Ebene begeben, auf 
der andere Meister sind, nämlidl die 
Kommunisten. (Beifall bei der SPO. 
Zwischenrufe bei der nvp.) 

Hohes Haus ! Die Frage der Demokratisierung Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
hat im letzten Wahlkampf eine große Rolle Heute geht es uns in erster . Linie darum, 
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die Kluft zwischen den Staatsbürgern und 
der Verwaltung ' zu . . . (Abg. G I  a s e  r: 
Eine solche · Rede bringt selten jemand 
zusammen!) Ich halbe den Zwischenruf 
nicht verstanden I (Abg. G I  a s e  i: Soviel 
"Blech"!) Das sage ich jetzt nicht nur zu Ihnen, 
!-ferr Kollege: Demokratie erfordert: auch dem 
Gegner zuhören können. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. G l a s  e r: Das ist so viel 
"Blech", daß man dazu gar nichts mehr zu 
sagen braucht! Sie haben sich damit 8elbst 
qualiliziertl) Ich danke Ehnen für Uue Zen­
suren, di'e Sie immer austeiJen, Herr Glaserl 
(Abg. Dkfm. G o r  t o n: Es ist noch keine 
Blechokratie! ) 

Nein, das noch nicht, alber wir bemühen 
uns, eine echte Demokr,atie zu erreichen, 
und zur Demokratie gehört auch das 
ZuJhören. . .Aber das ist dem A'bgeordneten 
Glaser fremd. Beian OA:AB ist er es wahr­
scheinlich gewohnt, daß ihm kei-ner wider­
spI'icht; hier im Haus ist es ein ·biSlSerl anders. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO. - Abg. 
G r a t z: Wer im Glashaus sitzt, soll nicht 
mit Blech werfen! - Abg. G I  a s e  r: Der 
Blechtrommler!) 

. 

Wir haben die Aufgabe, antidemokratischen 
Trends, die wir in der modemen Industrie­
gesellschaft erkannt haben, entgegenzuwirken. 
Die Erfüllung dieser Aufgabe verstehen wir 
auch als eine histoNsche Mission der Sozial­
demokratie. 

Herr Abgeordneter Bauer! Ich glaube, man 
darf es sich nicht so leimt machen - im 
nehme an, Sie haben heute nur einen schlech­
ten Tag gehabt -, über Demokratisierimg 
in der Art zu sprechen, daß man sagt, der 
Sozialismus ,zeige allen jenen di-e Klauen (Abg. 
Dr. B a u  e r: No na!), die ihn kritisieren. 
Gerade wir Sozialisten sind der Auffassung, 
daß Kritik ohne Demokratie nicht ex,i,stieren 
kann und daß eben die Demokratie Kritik 
voraussetzt. Da also nun Demokratie mit 
Sozialismus engstens verbunden ist .(Zwischen­
.ruf des Abg. Dr. K 0 h I m  a i e r), sind wir der 
Auffassung, daß es diffamierend ist, wenn Sie 
davon sprechen, der Sozialismus zeige die 
Klauen allen jenen, die Kritik üben. (Ruf bei 
der OVP: Sagen Sie das dem Verteidigungs­
minister!) 

Sie haben davon gesprochen, daß wir schon 
darauf lauem, auch den frei gewählten Abge­
ordneten das Wort zu verbieten. (Abg. Doktor 
B a u  e I: Siehe Finanzausschuß!) Sie waren 
selbst im Finanzausschuß und wissen, daß dort 
niemandem eias Wort verboten worden ist 
(Abg. DI. B a u  e I: Entzogen/), sondern daß 
einer Ihrer Kollegen, der dort das Wort ge­
nommen hat, von der OVP gar nicht für diesen 
Ausschuß gemeldet war (Jawohl-Rufe bei der 

SPO) und daß daher eine Richtigstellung vom 
Vorsitzenden erfolgen mußte, der auf die Ein­
haltung der G esmäftsordnung Wert zu legen 
hat. 

Herr Kollege Dr. Bauer! Wir stehen eben 
auf dem Standpunkt, daß man die Demokratie 
erweitert, daß man immer mehr und mehr 
Gremien der Mitbestimmung einführt, und 
gerade Sie, der Sie doch auch als aktiver 
Katholik tätig sind, müßten verstehen, daß das 
Bestrebungen sind, die heute nicht mehr allein 
von der sozialdemokratischen Bewegung ge­
tragen werden, sondern daß das Bestrebungen 
sind, meine Damen und Herren, die in letzter 
Zeit, seit Johannes XXIII., auch durch die 
Aussagen der obersten kirchli�en Lehrämter 
längst unterstützt werden. Es handelt sich 
dabei um Aussagen, die etwa Johannes XXIII. 
in Mater et Magistra und in Pacem in Terris 
getroffen hat, wo er sagt, daß Demokratie als, 
Lebensform im Sinne einer gesamtgesellschaft­
limen Struktur kategorie zu verstehen ist 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e I: Das steht außer 
Zweife1!) und daß die politische Seite der 
Demokratie, die Sie immer nur allein betonen, 
nur eine Seite der Struktur der modernen und 
freiheitlichen Gesellschaft ist. 

Wir stehen dazu, daß die Demokratie die 
einzig denkbare mögliche gesellschaftliche 
Perspektive der Zukunft ist, daß nur durch die 
Demokratie eben j ene Lebensform einer 
menschenwürdigen Gesellschaft garantiert 
werden kann, in der der einzelne und nicht 
nur ein Delegationsorgan wie das Parlament 
immer mehr und mehr an den Entscheidungen 
selbst teilhaben solL 

Wir sind der Auffassung, daß Regierung 
und Verwaltung in der modernen Industrie­
gesellschaft eine zentrale Rolle spielen. Die 
moderne Industriege·seHschaft gründet sich 
zunehmend darauf, Vorleistungen - Straßen­
bauten, Schulbauten und dergleichen - zu 
erbringen, die die Privatwirtschaft nicht 
erbingen kann. Daher wird die Macht des 
Staates größer, und wenn wir die Demokrati­
sierung nicht echt angehen - und Demo­
kratisierung wird von "oben" unterstützt, 
seitdem wir in diesem Lande eine Regierung 
Kreisky haben -, dann, meine sehr verehrten 
Damen und Herren von der OVP, werden wir 
jene Gesellschaft, die ein menschenwürdiges 
Dasein ermöglichen soll, nicht erreichen 
können. Nicht vor mehr Staat sollen und 
müssen wir uns fürchten, sondern wir müssen 
uns vor einem undemokr.atischen oder einem 
schlecht verwalteten Staat fürchten. (Abg. 
Dr. K 0 h I m a i  e r: StimmtI) 

Die Wissenschaft hat zu diesen Grund­
problemen eine ganze Reihe von Grund­
gedanken herausgebracht. Ich möchte nur den 
wichtigsten nennen, die zentrale Koordination 
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Bledla 
- das ist in diesem Hause vor vier Wodten 
durch die Regierungserklärung ganz deutlich 
und, wie wir auch . meinen, transparent 
gemacht worden - und die dezentrale Ver­
antwortung für die Verwirklichung. 

Ich bin der Auffassung und vor allem auch 
die Regierungspartei ist der Auffassung, daß 
Informationssysteme allen Betroffenen ständig 
Auskunft über Entwicklung, Zielsetzung und 
Verlauf der Zielverwirklichung geben müssen. 
Dazu dienen auch Pressekonferenzen, die in 
diesen Informationssystemen integriert sind. 
.Es ist Aufgabe der Regiertmg, zur Beridlt­
erstattung über die Verwirklichung ihrer Ziel­
setzungen alle Formen der Information zu 
beanspruchen. Die Beschränkung auf das Par­
lament allein wäre konservativ. 

Sie kritisieren heute, daß die Bundes­
regierung zuwenig das .Parlament informiert 
hätte. A:ber als sich der Herr Bundeskanzler 
in diesem Hohen Hause in der vergangenen 
Legislaturperiode zur Frage der wirtsdlaft­
lichen Lage der Republik zu Wort gemeldet 
hat, um eine Erklärung abzugeben, haben Sie 
den Saal verlassen. (Zustimmung bei der SPO.) 

Als der Herr .Bundesminister für Justiz auf 
den Ausbrudl von drei Häftlingen aus Stein 
sofort reagiert hat und hier im Haus 
eine Erklärung zu diesem Vorfall abgegeben 
hat, war es Ihnen audl nicht recht. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wer sagt denn das? Wir 
haben sogar eine Debatte verlangtl) Es hat 
damals sofort Zwisrnenrufe aus Ihren Bänken 
gegeben, Herr Kollege Kohlinaier! (Abg. 
D e u  t s c  h m a n  n: Das ist ein Blech!) 

Sie stellen heute als zweite Frage: Wird die 
Bundesregierung in Hinkunft eine bessere, 
umfassendere und zeitgeredltere Information 
des Parlaments und der Offentlidlkeit über 
wichtige Vorhaben gewährlei.sten?, obwohl bei 
jedem widltigen Vorhaben ganz im Gegensatz 
2U früheren Jahren sofort von dieser Regie­
rung, von der Regierungsbank aus eine 
Information an dieses Parlament erfolgt ist. 
(Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Daß es im Panzer­
.schrank liegt, is t auch eine Information, nicht 
wahr?) 

Es sind kaum vier Warnen vergangen, Herr 
Kollege Dr. Kohlmaier, daß hier eine um­
fassende Information über die Vorhaben der 
Regierung vom Bundeskanzler und vor nodJ. 
küTlZerer Zeit durch die Budg.etrede des 
Bundesministers für Finanzen dem Parlament 
gegeben wurde, eine umfassende und eine 
zeitgerechte Information des Parlaments und 
der Offentlichkeit. Das, glaube ich, haben Sie 
bei der Formulierung dieser dringlichen An­
frage vergessen. 

Wir haben auch noch zum Thema Bundes-

heer und zu dem jetzt vorgelegten Wehr­
konzept einiges zu sagen. In früheren Jahren 
ist kein Wehrkonzept, über das die breite 
Offentlidlkeit hätte diskutieren können, vor­
gelegen. Eine Diskussion über die österreichi­
sche Landesverteidigung hat es im Vorjahr 
und während des ganzen nun zu Ende gehen­
den Jahres g·egelben, weil wir doch mit der 
Behandlung der Wehrgesetznovelle besdläf­
tigt waren. Kein anderes Thema ist in der 
Offentlichkeit so gründlidl durchdiskutiert 
worden wie die Frage der Landesverteidigung 
im Zusammenhang mit der Novelle zum 
Wehrgesetz. 

Wir sind der Auffassung, daß Demokratie ­
idl habe das schon gesagt - Kritik bedeutet, 
daß Demokratie aber auch den Abbau autori­
tärer Strukturen bedeutet, auch im Bundes­
heer. 

Ich bin mit dem Herrn Abgeordneten Peter 
und dem Herrn Abgeordneten Zeillinger einer 
Meinung, daß die von SPO und FPO 
besdllossene Wehrgesetznovelle der erste 
Schritt zur Reform ist. Ich möchte hier als 
ein vom Albgeordneten Peter namentlich 
Zitierter offen zugeben, daß wir im Zuge von 
Verhandlungen mit der Freiheitlichen Partei, 
um die Wehrgesetznovelle in diesem Hause 
beschließen zu können, von unserer Vor­
stellung, 40 Tage Waffenübungen wären 
genug, abgegangen sind und uns, um die 
Mehrheit für diese Wehrgesetznovelle im 
Hause zu sichern, der Auffassung des Abge­
ordneten Zeillinger als SpreCher der Freiheit­
lichen Partei : 60 Tage Waffenübungen sind 
notwendig, angeschlossen haben - ohne 
jeden Hinter�edanken. 

Dazu noch eine Klarstellung. In den näch­
sten sieben Jahren werden auf Grund des 
Wortlautes des Gesetzes die Jungmänner, 
die jetzt sechs Monate Grundwehrdienst 
haben, 30 Tage Truppenübungen ableisten. 
Wir werden etwa ab den Jahren 1978 und 
1979 vor der Frage der Realisierung der 
zweiten Tranche der 60 Tage stehen. Der 
Gesetzgeber hat hier unmißverständHch er­
klärt, daß er die Erfüllung dieser 60 Tage 
wünscht und fordert. Aktuell wird das 
Problem in sieben oder adlt Jahren. 

Offiziere haben erklärt - und das hat auch 
der Herr Bundeskanzler in einer Fernseh­
diskussion gesagt -, daß die tedlnischen Vor­
aussetzungen des derzeitigen Bundesheeres 
bestenf.alls dafür reichen, d:aß die jungen 
Männer, die einen sechsmonahlgen Grund­
wehrdienst ableisten, 30 Tage Waffen übungen 
machen können. Das war eine Erklärung, die 
von allen Experten, mit denen wir gesprochen 
haben, abgegeben worden ist. Das ist der 
derzeitige Zustand des österreidlisdlen Bun-
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desheeres, das ist noch jener Zustand, in dem Frage, Kollege König, zeigt, daß bei Ihnen 
sich das Instrument der militärischEm Landes- Präsenzdienstzeit abgeleistet hab�n? - Diese 
verteidigung befunden hat, wie wir es von der der Denkprozeß nicht ganz geklappt haben 
OVP-Alleinregierung übernommen haben. dürfte; Denn was ist denn wirklich passiert? 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich bin auch der Auffassung, daß es in 
Fragen der Landesverteidigung (Abg. Doktor 
Ra u e r: Wir werden noch antworten!) soviel 
Transparenz geben muß wie möglich und so 
viel Geheimhaltung wie nötig. Wenn Fragen 
des Wehrkonzeptes in der heutigen Debatte 
audl angeschnitten woroen sind, dann muß 

, man doch zwei Bereiche voneinander trennen. 
Es gibt politische Fragen der Landesverteidi­
gung, die nur in einer breiten, offenen Dis­
kussion geklärt werden können. Es kann nie­
mals Aufgabe eines Ressortministers allein 
sein, festzustellen, . was nun wirklich Ver­
teidigungspolitik ist. Das ist die Aufgabe aller, 
der gesamten Gesellschaft. Es gibt aber in den 
Papieren, von denen gesprochen worden ist, 
Punkte, die nicht in die Offentlichkeit getragen 
werden dürfen. 

Wenn es einen Bundes-V-erteidigung.splan 
gibt, wenn es einen Heeresmobkalender gibt, 
wenn es einen Dislozierungsplan gibt, um 
endHdl die Zwerggarnisonen loszuwerden, 
wenn es Vorstellungen darüber gibt, wie 
zweckmäßig und wo am zweckmäßigsten die 
Depots für die Bevorratung der Truppe, für die 
Munition einzurichten sind, dann sind das 
keine Fragen, die wir in aller Offentlichkeit 
diskutieren können. (Beifall bei der SPO.) 

. Das sind jene Fragen, die dem Res·sort­
minister oder dem Landesverteidigungsrat 
vorbehalten sind. Daher sind au,ch bestimmte 
Fragen der Heeresgliederung heute noch unter 
Verschluß, weil sie eben im Rahmen des 
Landesverteidigungsrates zu diskutieren sind. 

Die anderen Punkte - da stimme idl mit 
allen jenen überein, die hier mehr Trans­
parenz verlangen - sind Aufgabe einer 
breiten und offenen Diskussion; das sind die 
Fragen der Verteidigungspolitik, die von zen­
traler Bedeutung sind. 

Idl bin der Meinung, daß es gar nicht 
ketzerisch ist, wenn man hier einmal die For­
derung aufstellt, es wäre an der Zeit, den 
MinisterratsbesChluß vom Mai 1965, der einen 
Auftrag an das österreiChische Bundesheer als 
Instrument der militärischen Landesverteidi­
gung enthält, in einer Diskussion neu zu 
überdenken und ihn besser und konkreter 
zu formulieren. 

Dem Abgeordneten König möchte .ich fol­
gendes sagen: Sie haben an den Landesvertei­
digUIl!gsminister die Frage gerichtet: Ist es 

. ein Ergebnis eines Denkprozesses, daß Sie 
50.000 Reservisten im nächsten Jahr ein­
berufen, Männer, die eine neumnonatige 

Wir gehen doch nur auf das ein, was Sie 
verlangen: daß eine mobilisierbare Landwehr 
auch in der Zeit des Uberganges vom alten 
zum neuen System vorhanden ist. 

Das, was wir getan haben, bestand darin, 
daß wir die Inspektions- und Instruktions­
übungen, die nach Ihrem 'alten Wehrgesetz 
124 Tage gedauert hätten, fiür diese von Ihnen 
zitierte Gruppe österreidlismer Staatsbürger 
auf maximal 1 6  Tage reduziert haben. (Beifall 
bei der SPO.) Nur maxiinal 16 Tage und 
keinen Tag mehr werden diese jungen Leute, 
die zu Inspektio:ns- und histruktionsübungen 
einberufen w.eroen sollen, um in der Uber­
gang'Szeit die bestehende Landwehr effektiv 
zu erhalten, abzuleisten haben. 

Die Demokriltisierung - damit muß ich 
schon zum Sdlluß kommen - ist eine all­
gemeine Aufgabe. Sie darf nicht allein die 
Aufgabe jener sein, die durch ein Mehr an 
Demokratisierung Vorrangstellungen verlie­
ren. Sie muß eine Aufgabe aller demokrati­
schen Parteien sein. 

In diesem Punkt bin idl eben Optimist und 
glaube an eine echte Demokratisierung der 
Gesellschaft. 

Idl kann den Pessimismus, der heute aus 
verschiedenen Reden, auch aus der Rede eines 
Abgeordneten Koh1maier, durchgeklungen ist, 
in keiner Weise teilen (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Abwarten!) und in diesem Zu­
sammenhang nur den Soziologen Ri<hard 
F. Behrendt zitieren, der da erklärte : 

"Heute ist immer noch die Anschauung weit 
verbreitet, daß Pessimismus von Sensibilität 
und modischem Geschmack, Optimismus 
dagegen von Oberflädllidlkeit und Unbildung 
zeuge. "  

Er meinte weiter: 
"Es ist hödlste Zeit, diesem intellektuali­

sierten und poetisierten Zaubermännertum der 
ahgeb1ich vermasst,en Arbeitswelt ein Zeit­
verständnis entgegenzustellen, das auf 
Empirie, Ratio und konkrete sozialgeschicht­
liehe Vergleiche gegründet ist, und Zukunfts­
orientierungen zu suchen, die sich von den 
apokalyptisdlen Intuitionen und Prophetien 
freigemacht haben zugunsten nüchterner Aus­
wertung unserer praktischen Erfahrungen und 
unserer wissenschaftlichen Erkenntnisse." 

Zu diesen Aussagen bekennt sich vollinhalt­
lich die Regierungspartei. (Lebhafter BeifalI 
bei ·der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Melter. Er hat das Wort. 
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Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren I Es ist wohl 
eine Eigenart des österreichischen Parlaments, 
d·aß wir trotz einer äußerst bescheidenen Ver­
teidigungskraft das Bundeshe'er und die dafür 
verantwortlichen Minister hier im HaUJSe am 
meisten diskutieren müssen. 

Wer kann sich diesen Widerspruch erklären? 
Worauf ist er zurü<xzufüihren? Da,s ist nir­
gends ersichtlich. 

AuffaUend ist aber auch, daß gerade in 
diesem Bereich 'Von dlesem Pult aus praktisdl 
immer wi.eder lIlur kritiBdle Bemerkungen, und 
zwar von Spredl-ern aUer Fraktionen, gemadlt 
werden. Sie stimmen meistens nur darän über­
em, daß erhebliche Kritik -am verantwortlichen 
Minister angebrecht wild. Auch h'eute ist es 
wieder so, und j eder, der dieser Debatte folgt, 
muß den Eindruck h.aben, daß sehr viel in 
der Person des zuständigen Ministers begrün­
det ist, wenn Kritik angebracht wird. 

All da-s fördert zweifellos sehr wenig die 
Institution des Bundesheeres, ,sondern fügt 
ihm immer wieder Sachden zu. Es -führt 
dazu, daß man kein Vertr-auen hat, weder 
hier im Parlament noch in der Bevölkerung, 
und Vertrauen haben vielle.icht .ann aller­
wenigsten diejenigen, die der Wehrpflicht 
nachkommen müssen, die den Präsenzdienst 
zu leisten. haben. 

Hier trägt der zuständige Minister, und zwar 
mit Deckung des BundeskanzI.ers, die Haupt­
verantwortung. Wir meinen, daß er diese Ver­
antwortung sehr unzulänglich erfüllt. 

Wir sind der Auffassung, daß �lie Fähig­
keiten des Herrn Verteidigungsministers 
Lütgendor.f bei seinem Amtsantritt ,sehr stark 
Ü!berschätzt worden sind. Man hat sich daroauf 
verlassen, daß seine berufliche Tätigkeit ihn 
qualifizi.ere, wenigstens im sachlichen mili­
tärischen Bereich Wesentliches, und zwar 
Positives zu leisten. 

Uber seine poliUsche Qualifikation bestan­
den ja von allem Anfang an Zweifel. Diese 
Zw.eifel sind heute durch sein per,sönliches 
Bildungsverhalten besonders stark unter­
mauert worden, denn wenn er sich anmaßt 
- (der Redner wirft einen Blick auf den Platz 
des . Bundesministers Lütgendorf, der nicht im 
Saale ist) vielleicht richtet man es ihm wieder 
einmal aus -, vor einem Abg,eordneten 
davonzulaufen und hier Slehr wenig Stand­
festigkeit zu beweisen - im Gegensatz zu 
seinen eigenen Feststellungen, in denen er 
sich immer selbst als "Steher" bezeichnet 
hat -, so muß man schon dLe Auffassung 
vertreten, daß er kein gutes Beispiel für die 

. Widerstandshereitsmaft des Bundesheeres ge­
geben hat. Wenn seine Soldaten nicht besser 

sind als er selbst, dann haben wir keinen 
Grund zur Freude. 

Wir haben vielmehr allen Grund zur s<härf­
sten Kritik an einem Mann, der s-einen Jung­
männern ein so schlechtes Beispiel gibt. (Zu­
stimmung bei FPO und bei Abgeordneten 
der OVP.) 

. 

Wenn offian \ immer wieder das Verteidi­
gungsressort einer Kritik unterwirft, so 
tauchen natürlich parteipolitische Uberlegun­
gen auf. Ich darf daran erinnern, daß während 
der Ministerschaft des Herrn Dr. Prrader immer 
wieder und ' mit allem Nachdruck Vorwürfe 
erhoben wurden, daß er diese Institution für 
parteipolitische Zwecke mißbrauche, daß er 
also dort, wo er Staatspolitik betreiben sollte, 
mehr Plarteipolitik betrei!be. 

Nun kann man bei Minister Lütgendorf hier 
sehr schwer differenzieren, denn man weiß, 
daß er nicht Mitglied der SPO ist und daß 
er vielleicht ein sehr ungeliebtes Mitglied 
der Bundesregierung ist. Aber er hat immerhin 
die Verantwortung mit dem Bundeskanzler 
zu tragen. Wer zuerst den Kopf hinhält, ist 
eine andere Frage. Heute tut dies offensicht­
lich in erster Linie der Kanzler, weil iJhn die 
OVP bei ihrer An:fragestellung ausgewäJhlt 
hat. 

Für einen tapferen Soldaten ist das Leben 
in der Etappe zweifellos angenehmer als an 
der Front. Das ist vielleicht die einzige takti­
sche Leistung des Herrn Ministers Lütgendorf, 
die man ihm als positiv bestätigen kann. 
(Abg. P e t  e r: Der Generalstab war immer 
weiter hinten! - Abg. Z e i 1 1  i n  g e r: Der 
Minister ist schon in die Etappe gegangen! -
Heiterkeit.) Aber der Herr Bundeskanzler wird 
hierüber vielleicht noch Aufscb'luß g-eben, der 
Bunde.sk!anzler, der sich Ja auf den Bajonetten 
seines Ministers offensichtlich auch nicht g,anz 
wohl fühlt, denn sein Sitz ist nicht so ruhig, 
wie es manchmal von der Feme den Anschein 
hat. 

Der Herr VerteidiguIllgsminister hat erklärt, 
daß er über ein Konzept verfüge, das einen 
Panzerschrank fülle. Vorläufig hat er aus 
di-esem Schr,ank nur .sehr wenig herausgenom­
men, j'edenfalls aber nicht etwas, was man 
al..s Konzept bezeic:hnen kann. 

Hier ist an und für sich die schriftliche 
Unterlage · überraschend, die er anläßlich der 
Pressekonferenz am 1 .  Dezember ausg,earbeitet 
hat. Darin findet sich der interessante Satz, 
daß die geg1enwärtige Or'ganisation so umzu­
gestalten ist, daß eine Gliederung ö 's t e  r­
r e j c h i  s c h e r  Prägung möglich werden 
kann. (Abg. P e t  e r: Der Lütgendorf ist ja 
noch immer in Preußen drinnen!) Soll das 
bedeuten, daß das Bundesheer bisher nach 
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MeIler 
Auffassungen aufgebaut wurde, die im Aus­
.land geboren worden sind? Oder was war 
sonst die Basis des Aufbaues des BundeIs­
heeres a,b 1 955? War nicht j,eweils Eüne öster­
reicbisCb:e 'Bundesreg,ierun'g. ein österreidli­
sches Parlament und insbeSondere ein öster­
reicbischer Verteidigungsmini'ster für den Auf­
bau des Bundesheeres verantwortlich? Meint 
der Herr Minister Lütyendorf. daß sein Bil­
dungs'Verhalten hier vor dem Hohen Haus 
etwa österreichisme Prägung der Konztlianz 
und des Entgegenkommens ist? 

Wir Freiheitlichen sind der Auffassung. daß 
gerade ein Verteidigu1lJgsminister in diesem 
Hohen Hause eine . besonders v,erantwortunys­
volle Aufgabe hat. Seine Aufgabe wäre es in 
erster Linie. ein VertIlauensverhältnis zwi­
schen der notwendlgen Einrichtuny der Selbst­
verteidi'gung. dem Bundesheer. und dem Parla­
ment als Vertreter der Gesamtbevölkerung 
herbeizufülhren. (Beifall bei der FPtJ.) Alber 
wenn der Bundesminister yer.ade in dieser 
Hinsicht besonders versagt - genauso wie 
sein Vo:pgänger -. so ist da's für die Gesamt­
heit der Bevölkerung außerordentlich bedauer­
lich. 

Man muß auch s agen. daß das Gremium. 
aus . dem der Herr Bundesminister heraus­
gewachsen ist. bisher leider nicht viel Uber­
zeug·endes geboten hat. Kollege ZeHlinger hat 
schon daTauf hingewiesen. daß die mutigen 
Generäle erst nach dem März 1 970 ers-tmals 
bescheiden und in unterschiedlichem Ausmaß 
hervorgetreten sind und versucht -haben. 
Kritik anzubringen. Zu Zeiten der OVP-Ver­
tei'Clrgungsminister war di,es nie der Fall. Man 
muß das als kleinen Fortschritt ·bezeichnen. 

Aber war das vielleimt der Anl'aß dafür. 
daß der Herr Verteidigungsminister in der 
letzten LegiSllaturperiode. im Sommer hier im 
Hause die Mmeilung gemacht hat. er würde 
eneichen. daß etwa die Hälfte der Generäle 
vorzeitig in den Ruhestand gehen wür.de. weil 
er ·sie dazu V'eranlassen könnte? Bisher hat 
man in dieser GesetZigebungsperiode nichts 
davon gehört. Aber vielleicht f.ührt die Kritik 
seiner KolLegen 1m Facbbereim doch dazu. 
daß der Herr Ve'rteLdigungsminister das wahr 
mamt. was er vor etwa einem ha�ben Jahr 
in dieser Sam'e angekündigt hatte. Darüber 
wird dann zur ;gegebenen Zeit noch zu reden 
sein. 

Als Beobachter des Bundesheeres muß man 
derzeit zu der Auffassung kommen. daß die 
Regierung bemüht ist. diese Einr.ichtung aus­
zuhungern. insbesonde:pe dort. wo man die 
Stärk,e dieSoer Einrichtung schaffen sollte. näm­
lich bei der Truppe; 

Kollege Zeillinger hat lerklär�, daß ja das 
Budget eini'ge . deutliche Hinweise dafür gibt. 
d-aß man mehr für Reprä.sentation. für den 
Sessel des Ministers zu tun beabsimtigt als 
für die Schlagkraft der Truppe. 

Man . muß einmal die Kas'ernen ansehen. 
Gerade der Herr Verteidigungsminister soUte 
dies tun. vielleicht in Begleitung des Herrn 
JUistizmini,sters . 'Dr. Broda. Dr. Broda versteht 
es nämlich sehr gut. für die Strafg,efangenen 
Millionen 10szueiIsen. d!ami,t man die Zucht­
häUS€r besser 'ausgestaltet. Aber dem Herrn 
V.erteidigungsminister fällt es nidlt ein, für 
die. Anlagen Vorsorge zu t'I'effen. die unseren 
junglen Leuten. die für die Heimat den Kopf 
hinhalten müssen. eine anständige Unterkun.ft 
simersteUen. Gehen Sie in die Kasernen und 
nehmen Sie vielleicht fünen GewerbeiIlispektor 
mit. der würde Ihnen manChe dieser Betriebe 
sperren. würde lIlan die .soLdaten wie Ar1beit­
ne:hmer behandeln. Aber das ist Ihnen leider 
bisher nicht eingefallen. 

Wir müssen darauf hinweisen. daß man 
viele unserer Rekruten wahrhaft beschämend 
ausstattet. schl'echter als Zuchthäusler. um 
einen Vergleich zu ziehen. Man gibt Unter­
wäsche aus. bei der an den Hemden alle 
Knöpfe fehlen; an den Unterhosen fehlen 
Gummibänder, sodaß 'es den Soldaten so er­
geht wie den Gefangenen. die man an der 
Flucht hindern will. Denn wenn sie d1e Hände 
vom Hosenbund nehmen. geht ihnen die Hose 
verloten. sodaß sie dann eben stehenbleiben 
müssen. 

So sind die Tatsamen bei der österreichi­
schen Truppe. Aber das interessiert den Herrn 
Verteidigungsminister ansmeinend relativ 
wenig. denn sonst würde er sich mehr um 
die PräsenzdienstpflichUglen und um deren 
Ausstattung km:nmern. 

Wen wundert es dann nom, daß diese 
Jugend. -die zum Teil sehr wolhl bereit ist. 
im Interesse der Offentlichkeit Opfer zu brin­
gen. enttäusmt 1st und nimts ilIlehr von dieser 
Einrichtung wissen will? Das zeigt auch die 
Tatsame. daß sehr wenige Jungmänner bereit 
sind. freiwillig den verlängerten Präsenzdi,enst 
zu leisten. insbesondere vielleicht a'Um des­
halb. weil der Herr Bundeskanzler erklärt hat. 
es würden wahrscheinlich 30 'Page ausreichend 
sein. und damit wäre dann die Geschichte 
erledigt. 

In diesem Zusammenhang darf ich nur 
sagen. die Erklärung des Herrn Abgeordooten 
Blema namen,s der SPO-Fraktion erfreut,e uns 
Freiheitliche, weH damit bestätigt ist, daß wir 
seinerzeit ein richtig·es Konzept vertreten 
haben. das auch die Mehrheit verantwortungs­
bewußt zur Kenntni.s nehmen konnte. 
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Melter 
Zum Abschluß möchte ich sagen: Das 

Bundesheer sollte wirklich außerhalb des Par­
teienstreits stehen. Derjenige, der das in erster 
Linie machen könnte, ist der Bundesminister 
für Landesverteidigung, wenn er ein vernünf­
tiges Konzept in Ubereinstimmung mit den 
drei Fraktionen im Hause zustande brächte. 
Aber bisher war ,er dazu nicht in der Lage. 
Ob aus Unfähigkeit oder aus Unwillen vermag 
ich nicht zu beurteilen. Entscheidend ist allein 
die Tatsache, daß ein derartiges Konzept nicht 
besteht. 

Hier ergibt sich für den Herrn Bundes­
kanzler die Verpflichtung, dalfür Sorge zu 
tragen, daß , ein klares und eindeuti'g'es Kon­
zept erarbeitet und der Offentlichlreit bekannt­
�emacht wir-d, sodaß lreinerlei Zweifel mehr 
-daran: bestehen, welche Pflichten dem ein­
zelnen Staatsbürg,er im Zusammenhang mit 
der Landesverteidigung auferlegt sind; und 
daß nicht der eine, der sich freiwillig zu 
einem längeren Dienst meldet, am Schluß das 
Gefühl hat, der Dumme zu sein, weil andere 
billiger, mit weniger Verpflichtungen davon­
kommen können. 

Die Politik in diesem Bereich ist entschei­
dend für die Sicherheit des Staates und für 
die SicherheH seiner Bürger. Wir Freiheit­
lichen sind immer im Sinne dieser Zielsetzung 
hier im Hause aufgetreten und wollen dies 
�uch :veiterhin tun. Die Voraussetzung dafür 
1st eme klare, eindeutige und vernünftige 
Politik. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge­
langt der Herr Abgeordnete Dr. Prader zum 
Wort. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi­
dentl Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Bei der Pressekonferenz hat naCh den uns 
zugekommenen Aufzeichnungen der Bundes­
minister !tür Landesverteidigung unter ande­
rem auch erklärt: "In Osterreich fehlt in der 
Bericht'erstattung Objektiv.rtät und Sachlich­
keit. Die Berichterstattung beherrscht nicht die 
Sorge um dieses Land, s'ondern die Freude am 
Destruktiven . . .  

Ich glaube, daß ist eine 'ziemlich uIl9,e­
heuerliche Feststellung. Hi,er wird schlechthin 
�in ganzer Berufsstand der Absicht des Neg,a­
bven geziehen, und das müssen wir mit aller 
Entschiedenheit zuückwetsen ! 

Demontage ein, sondern durch die Verteidi­
gungspolitik der gegenwärtigen Regierung. 
(Zustimmung bei der OVP.) Hier v,ersucht 
man VerantwortlidIkeiten zu versch.ieben, und 
es <ist notwenrlig, das rechtzeitig dn das rechte 
Licht zu rücken. 

Es gibt gewisse Dinge, die in einer Demo� 
kratie einfach nicht erlaubt sind. Zu diesen 
Dingen gehört auCh, daß man zunächst etwas 
sagt und dann anders handelt. Dazu eiuige 
Bemerkungen, weil sich der Herr Bundes­
kanzler im besonderen, speziell noch mich 
seiner Anfragebeantwortung, die die Anfragen 
nur .sehr dürftig und teilweis-e überhaupt nicht ( 
beantw'ortet hat, zum Thema des Herrn · Mini­
sterialrates Ellinger extra zum Wort gemeldet 
hat. 

Die Debatte über die Frage, inwi,eweit 
Beamte, vor allem jene des V-ertei'<iigung's­
ressorts wi,e andere Staatsbürger die Mögl'ich­
keit der freien Meinungsäußerung haben, geht 
in all die Jahre zurück, und es ist, glaube 
ich, sehr sinnvoll, nun auch. nachzusehen, wie 
sich der Standpunkt der Parteien in dieser 
Debatte widergespiegelt 'hat und wie er sich 
uns heute präsentiert. 

Der Herr Bundeskanzler hat die Dienst­
pragmatik angezogen. Soweit ich mich 
erinnere, hat der Herr Bundeskanzler auch 
auf Erkenntnisse de's Verfassungsgerichtshofes 
verwiesen, und soweit ich m.ich weiter an 
die Gegebenheiten erinnere, hat der Bundes­
kanzler nicht nur Verätg,erung über den Herrn 
Ministerialrat Ellinger kundwerden lassen, 
sondern auch höchste Verärgerung über Aus­
führungen des Gruppenbefehlshabers der 
Gruppe II, des Herrn Generalmajors Bach. Er 
hat in dies'em Zusammenhang - möglicher­
weise in der ersten Rage, idl weiß es nicht -
auch durchblicken lassen, daß es dann eben 
keine Generale mehr geben werde, man werde 
dann eben keine Generalbeförderungen mehr 
durchführen. Das wurde nadrher, soweit ich 
da,s d�r Presse entnommen habe, zwar demen­
tiert ader 'als nicht richtig dargestellt. Zunächst 
war es aber so zu lesen. 

I 

Der Herr Abgeordnete Peter hat in seinem 
Diskussionsbeitrag gemeint, daß er ein ge­
wisses Verständni,g dafür hätte, daß es sich 
hier um besondere Gegebenheiten handelt, 
wenn eben jemand Pressechef eine's Mini­
steriums ist. Nun, der Abgeordnete Peter hat 
zu dem gleichen rhema in der Sitzung am 
5. 12. 1969 ausgeführt - und iich bitte den 
Herrn Präsidenten mir zu g,estatten, daß ich 
wörtlich zitiere - :  

Wir haben außerdem Mitteilung bekommen, 
daß der Herr Bundesminister noch weiter fol­
gendes g,esagt hat: In der Berichterstattung 
werden hysterische Töne laut. Man spricht 
von Demontage und ruinöser Heerespolitik. "Sie haben ,schweigende Genera1e' in Ihrem 

Die Demontage des Bundesheeres tritt aber Hause, und. Ste 'ha'ben ,redende Generale' in 
nicht durch die Berichter'stattung über die Ihrem Ressort. Diese Tatsache, Herr Minister, 
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können' Sie nicht weg.d1skutieren. Ich bin über� 
zeugt, daß ein General des österreichischen 
Bundesiheer,es der Zweiten Republik nur dann 
redet . . .  wenn dies der lef11te Ausweg ist, 
wenn er keinen anderen ' Weg mehr sieht, 
gegenüber seinem vorgesetzten Minister , mit 
seiner Meinung durchzudringen. Der l1atsache, 
fIerr Minister, stehen wir ,seit geraumer Zeit 
geglenüber, daß namhafte Generale vor die 
Offentlichkeit mit ,i,hren Bedenken hinsichtlich 
der Zustände '  im österreichisdlen Bunde:sheer 
getreten sind." 

So der Abgeordnete Peter, und das gleidl 
audl als Antwort an meinen Vorredner, nicht 
er,st zaghaft nach 1 970, sondern weit zurüCk. 

Im ziUere hier aus der Budgetdebatte des 
Jahres 1969, der letzten Budgetdebatte der 
Zeit der Alleinre·gierung. 

Der Abgeordnete Zeillinger - auch hier 
darf idl wörtlich. mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten zitieren - hat zum gleichen 
Thema folg,endes ausgeführt : 

" Da brauchen Sie nur die Artikel eines 
Spannocchi und so weiter zu lesen und ein 
bißehen hineimuhören. Das ist doch nicht das 
Konzept! Oder Sie erklären, das ist das Kon­
,zept, dann sage ich Ihnen aber, das ist zu­
wenig. Es ist ganz unbestritten; der Org,anisa­
tionspla-n ist besprochen worden. Ich bedauere 
auch hier" - das scheint mir sehr bedeutungs­
voll zu sein -, "daß - ·das ,wußte ich damCills 
noch nicht - versdüedene Vertrerer einer 
gegente'iHgen Anschauung über diesen Orga­
nisationsplan nicht im LandesverteidJigungsrat 
waren. Wir werden , also in Zukunft mehr 
trachten müs'sen, daß auch Leute beigezogen 
werden, die eine andere Meinung haben, daß 
sich das Gespräch nicht immer so einseitig 
zwischen Abgeordneten und Minister abspielt, 
denn die Diskussion sollte sich mehr zW'ischen 
den Abgeordneten und den Ge·neralen ab­
spielen und dort nicht immer nur die Meinung 
des Ministers als die Meinung des Mini'ste­
riums aufklingen. Das müssen wir einmal in 
aller Offenheit 'ZUr Ermutigung dieser Generale 
sagen." 

In derselben Sitzung hat der Abgeordnete 
Mondl zu diesem Thema ausge'führt - ich 
verlese , von Seite 1 4.003 der Sitzung vom 
5. 12 .  1969 -: 

"Sie halben gesa,gt, das sei ganz einfach 
nur eine Pauschalbehauptung, das wäre nicht 
wahr. Herr Bundesmini,ster, es kann doch Illicht 
möglich sein, daß der Gruppenkommandeur 
der Gruppe IH, General Paumgartten, der 
Gruppenkommandeur der Gruppe 11, Bach, daß 
General Spannocchi, selbst General Lütgen­
dorf, der Chef des Aushildungswesens, Segür­
C(l!baIiac, also hervorragende MilitäIfS, gerade 

das Gegenteil ;von dem: aussagen; was hier 
Kollege Marwan-Schlosser erklärt hat und was 
Sie uns hier gesagt haben . .  Wenn dem so ,ist, 
daß Sie recht , haben; dann müßten diese 
Herren ' abg,ezogen werden, sonst .wäre es un­
möglich, denn dann wären dde unfähig. 
Irgendwo stimmt da etwas nicht, irgendwo ist 
hier ein Bruch vorhanden." 

, , 

Und ein Bruch iJst a.uch ·vorhanden in Ihrer 
Einstellung jetzt im Vergleich zu Ihrer Ein­
stellung von damals. 

Und ein sehr potenter WEfursprecher der 
SozialisUschen Partei, der AbgeordQ,ere 
Preußler, bat damals direk!t genüßlich �inen 
Artikel des Generals Spannocchi, der siro sehr 
hart und s,ehr drastisch mit dem Bundresh�r 
auseinanders'etzte - immerhin. als Komman­
dant der Landesverteidigungsakademie �. in 
der "Wochenpresse" Nr. 48 vom 26. 1 1 . 1 969 
zitiert. Abgeordneter ' PreußI'€f hat dann ge-
sagt: 

. . 

"Ich glaube, daß .ich über die 'Per.son Emil 
Spannocchis nichts sagen brauche. Er steht 
uns Somalisten in keiner Weise nahe. Er hat 
das auch nicht gesagt, wleH wir ihn dazu auf­
gefordert haben. Aber ich glaube, er scheint 
nun auch einer der weni9'en Generalstäbler 
des österreichischen Bundesheeres zu ' werden, 
die sich endlich ein ehrliches und offenes Wort 
zu sagen getrauen. Wenn Mannesmut eine 
Tugend der , Soldaten ist, dann sollte das aum 
andere hohe Verantwortliche dazu bringen, 
offen und ehrlich ihre Meinung zu sagen." 

Dann , kann ich noch etwas aus dem steno­
graphischen Protokoll ver-Iesen: "Wenn ich 
gestern", sagte Preußler weiter, "noch zu 
allem Uberfluß - neben den Ausführungen 
von Emil Spanocchi - in der ,Wiener Zeitung' 
vom 4. Dezember 1 969 las, daß einer der 
bekanntesten Offiziere, näJm.lich General BaCh, 
der GruppenkoInmandant der Gruppe II .in 
Graz, bei der Eröffnung der Landesverteidi­
gungsakademie, Außenstelle Graz, gesagt hat, 
die Situation der österreichischen Landesver­
teidigung sei unbefriedigend und rufe Unbe­
hagen hervor, dann, meine Damen und Herren 
ü!berlalSse ich Ihnen selbst das Urteil." 

Der Herr AJbg'eordnete W'eikhart, so ist es 
tm steno graphischen Protokoll vermerkt, hat 
den Zwischenruf g·emacht : ,,'Was sagt denn 
da der Minister dazu?" Ich möchte heute diese 
Frage an den Herrn .Bundeskanzler und audl 
an den Herrn Verteidigungsminister wieder­
hol,en. " 

'Nun, Herr - Bundeskanzler, überlegeIi Sie 
heute Ihren Standpunkt, Ihre Haltun·g gegen­
über dem; was Sie damals hier im Hause ver­
treten haben. 
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, Ich glaube, man könnte - wie ich es sdlon 
.im Ausschuß gesagt habe -' nun die Meinung 
hier äußern: "Der, der die Geister rief, der 
wird sie n'llIl nicht los", oder: "An ihren 
Taten werdet ihr sie erkennen." 

Es 1st die Schwieri-gkeit dieser Regierung 
und der sozialistischen Re-gierungspolitik, daß 
sie immer transparenter wird. Wir werden 
dazu beitragen, daß diese Transparenz erhal­
ten und noch viel deutlicher gemacht wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort hat sich nie­
mand mehr' gemeldet. ' Die Debatte ist ge­
schlossen; 

Wir gelangen , nunmehr zur A b s t i m-
, m u n g über den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Kohlmaier, MeißI und Ge­
nossen -betreffend rechtzeitige und umfassende 
Information der Volksvertretung _ und deI' 
Offentlicb.keit über alle wichtig-en Vorhaben 
der Bundesregierung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Das ist die Minder.heit. A b  g e l  e h  n t. (Rufe 
bei der tJVP: Transparenz!) 

Die n ä c h s t e Sitzung beruf.e ich für 
heute, Donnerstag, den 2. Dezember, um 
14 Uhr 5 Minuten mit folgender Tagesord­
nung ein - (allgemeine Unruhe) ich bitte 
noch um einige Minuten Aufmerksamkeit -: 

1. Bericht des Finanz- und BudgetaussdlUs­
ses über die Regierungsvorlage (6 der Bei­
la:gen) : Pyhrn Autobahn-Finanzierungsgesetz 
(5 1 der Beilagen) i 

2. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die RegierungsvorLage (7 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz über Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Abgabenrechtes (52 der Bei­
la.gen) ; 

3. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (8 der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend die Uber­
nahme der Bundeshaftung für Anleihen, Dar­
lehen und sonstige Kredite der Oesterreichisch­
Alpine Montangesellschaft (53 der Beilagen) ; 

4. Bericbt des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (10 der 
BeHagen) : 2. Budgetüberschreitungsgesetz 
1971 (54 der Beilagen) ; 

5. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (13 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz betreffend die Förderung der Finan­
zierung von Entwicklungs- und Erneuerungs� 
investitionen geändert wird (55" der Beilagen) ; 

6. Bericht des , Finanz- und , BUdgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (14 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit

' 
dem das Zucker­

gesetz geändert wird (56 der"B�ilagen) ; 

7. Bericht des Finanz- und BUdgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (15 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Stärke­
gesetz geändert wird (57 der BeiLagen) ; 

8. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (17 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz betreffend eine Abgabe auf bestimmte 
Stärkeerzeugnisse geändert wird (59 der Bei­
lagen) ; 

9. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (16 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Aw­
gleichsabgabegesetz geändert wiro. (58 der 
Beilagen) ; 

10. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (20 der 
BeHa.gen) : 

-
Nebengebührenzulagengesetz 

(60 der Beilagen) ; 

1 1 . Bericht und Antrag des Finanz- und 
Budgetausschusses über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Landeslethrer­
Dienstgesetz abgeändert wird (61 der Bei­
lagen) ; 

12. Bericht und Antrag des Finanz- und 
Budgetausschusses über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Land- und forst­
wirtschaftliche Landeslehrer-Dienstgesetz ab­
geändert wird (62 der Beilagen) ; 

13. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die RegierungsvorLage (21 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Umsatz­
steuergesetz 1959 geändert wird (63 der Bei­
lagen) ;  

14. Bericht des Zollausschusses über die 
Regierungsvorlage (12 der Beilagen) : Zollab­
kommen über die vorübergehende Einfuhr von 
wissenschaftlichem Gerät (66 der Beilagen) ; 

15. Bericht des Zol1ausschusses über die 
Re,gierungsvorlage ( 19  der Beilagen) : Emp­
fehlung vom 9. Juni 1970 des Rates für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zoll­
wesens hinsichtlich der Änderung des Zoll­
tarifschemas für die Einrei'hung der Waren 
in die Zolltarife (69 der Beillagen) ; 

16. Bericht des Zolla'llsschusses über die 
Regierungsvorlage ( 18  der Beilagen) : 7. Zoll­
tarifgesetznovelle (67 der Beilagen) ; 

17. Bericht des Zollausschusses über die 
Regierungsvorlage (24 der Beilagen) : 8. Zoll­
tarifgesetznovelle (68 der Beilagen) ; 
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18. Bericht des ZoUausschusses über die ! "EUROCONTROL" über die Einhebung von 

Regierungsvorlage (23 der Beilagen) : Bundes- Flugsidlerungsstreckengebühren (84 der Bei­
gesetz, mit dem die Liste· XXXII - Oster- la·g·en) ; 
reich zum Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommen (GATT) abgeändert wird (70 der 
Beilagen) ; 

19. Bericht des Ausschusses für wirtschaft­
liche Integration über die Regierungsvorlage 
(22 der Beilagen) : 5. EFTA-Durchführungs­
gesetz (65 der Beilagen) i 

20. Bericht des Ausschuss·es für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (27 der Beilagen) : Vertrag 'Zwischen 
der Republik Ost erreich und der Europäischen 
Organisation zur Sicherung der Luftfahrt 

21 .  Bericht des-Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (39 der Beilagen) : Bundesgesetz be­
treffend Flugsicherungsstreckengebühren 
(85 der BeHagen) ; 

22. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antr.ag 8tA (II-29 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Blecha urid Genos­
sen betreffend Novellierung des Einkommen­
steuergesetzes 1 961 (64 der Beilagen) . 

Eine Fragestunde findet nicht statt. 

Die Sitzung ist g e s e ih I 0 .s s e n. 

Schluß der Sitzung: 14 Uhr 

österreichische Staatsdruckerei L61 42071 
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